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Beginn: 13.30 Uhr

Prasidentin Carola Veit: Meine Damen und Her-
ren, ich darf Sie alle herzlich begriien, Sie bitten,
lhre Platze einzunehmen, und damit ist unsere
heutige Sitzung auch eréffnet.

Zunachst mdchte ich lhnen mitteilen, dass die
Fraktionen Ubereingekommen sind, die Tagesord-
nung, abweichend von der Empfehlung des Altes-
tenrats, um einen weiteren Punkt zu erganzen.
Das ist meine Unterrichtung aus Drucksache 21/
15623, den haben wir als TOP 33a nachtraglich in
die Tagesordnung aufgenommen.

Darliber hinaus haben die Fraktionen Einverneh-
men hergestellt, die Debatte zu TOP 59 um die Ta-
gesordnungspunkte 58 und 65 zu erganzen.

Wir kommen zu unserer heutigen
Aktuellen Stunde

Dazu sind wie immer vier Themen angemeldet
worden, und zwar von der CDU-Fraktion:

Neuer Schulfrieden, Bildungsqualitdt und
Wunsch nach langerem Lernen an Gymnasi-
en — wie lange will sich Rot-Gruin dieser De-
batte noch verweigern?

Die Anmeldung der GRUNEN Fraktion lautet:

Von Taktverdichtung bis U5, neue Buslinien
und mehr Radverkehr: Wir gestalten die Mo-
bilitdt von morgen

Die Anmeldung der Fraktion DIE LINKE:

Obdach- und Wohnungslosenbefra-
gung 2018: Wohnraum schaffen, Praventi-
onsarbeit starken

Und schlieBBlich die Anmeldung der FDP-Fraktion:

Rote Karte fiir rot-griines Bildungssystem —
Hamburgs Schulpolitik braucht eine Quali-
tatsoffensive

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, dass das
erste und das vierte Thema, also die beiden Schul-
themen, gemeinsam debattiert werden. Dazu rufe
ich jetzt auf und erinnere Sie noch einmal daran,
dass wir in der ersten Runde eine Redezeit von je
funf Minuten vereinbart haben, in allen weiteren
Runden dann drei Minuten pro Thema. — Herr Tre-
poll bekommt das Wort flir die CDU-Fraktion.

André Trepoll CDU: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine Damen und Herren! Bildung ist der
Schlissel zur Entwicklung der eigenen Personlich-
keit. Bildung ermdglicht ein erflilltes Leben, Bildung
sichert Wohlstand. Ich will das zu Beginn gleich
einmal feststellen, in den letzten Jahren hat es in
unserer Stadt spurbare Verbesserungen bei der

Schulbildung gegeben, zu denen wir alle in unter-
schiedlicher Verantwortung beigetragen haben.
Darauf kdnnen wir durchaus gemeinsam stolz sein,
aber wir sollten uns darauf auch nicht ausruhen.

(Beifall bei der CDU)

Nun lauft der sogenannte Schulstrukturfrieden im
nachsten Jahr aus, und ich habe Rot-Griin schon
vor Uber einem Jahr das Angebot gemacht, Uber
einen neuen Schulfrieden zu sprechen. Was ist
seitdem passiert? Erst einmal relativ wenig. Man
hat sich viel Zeit gelassen, um diesen Gesprachs-
faden aufzunehmen. Erst heute, mehr als ein Jahr
spater, kommt es zu einem ersten Austausch Uber
diese Frage. Und bis heute ist mir insbesondere
die rot-grine Agenda dazu nicht klar. Geht es |h-
nen eigentlich darum, nur den Status quo einzu-
frieren?

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Dann sage ich lhnen klar, dass das mit uns nicht
zu machen ist. Denn laut dem Bildungsmonitor
2018 hat Hamburg weiterhin erheblichen Hand-
lungsbedarf bei Schulqualitat, bei der Bekampfung
von Bildungsarmut, und genau da wollen wir ran.
Einen entsprechenden Antrag haben wir vorgelegt
mit einer Qualitatsoffensive fur Hamburgs Schulen,
und das muss klare Prioritdt haben auch in der
Diskussion der nachsten Wochen und Monate.

Fir uns gehdren dazu ein neuer Schulentwick-
lungsplan, mehr Eigenverantwortung und mehr
Verwaltungsunterstutzung flr unsere Schulen, die
Bildungsplane und das Lehrerarbeitszeitmodell an-
passen, das Wiederholen von Klassen wieder er-
mdglichen und auch mehr Durchlassigkeit zwi-
schen den Schulformen ermdglichen, die Frage
der Digitalisierung der Schulen — auch da dirfen
wir uns nicht nur von den Versaumnissen zwischen
Bund und Landern, Stichwort Digitalpakt, abhangig
machen, auch da haben wir noch erheblichen
Handlungsbedarf.

Die Frage nach langerem Lernen an Gymnasien,
nach weniger Lernstress, auch die beschaftigt die
Menschen in unserer Stadt. Wir haben lhnen das
schon in den letzten Wochen und Monaten vor Au-
gen geflhrt, da haben Sie noch geunkt und ge-
sagt, das sei alles kein Problem und ware in Ham-
burg nicht der Fall.

(Dr. Monika Schaal SPD: Meine Gute noch
mal! — Dirk Kienscherf SPD: Wahnsinn!)

Aber die neueste Umfrage hat es gezeigt, 76 Pro-
zent wollen das; 76 Prozent der Hamburger. In der
Padagogik arbeitet man auch manchmal mit Visua-
lisierung, deshalb, bevor Sie es falsch verstehen,
Herr Kienscherf, habe ich Ihnen diese Zahl noch
einmal mitgebracht.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Das ist eine bemerkenswerte Zahl.
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(André Trepoll)

(Beifall bei der CDU und bei Dr. Alexander
Wolf AfD)

Dann kann man sich die Dinge besser einpragen,
wenn man Sie noch einmal sieht.

(Dr. Monika Schaal SPD: Sie hatten mal
Lehrer werden sollen!)

Deshalb mussen wir uns die Frage stellen, und ins-
besondere Rot-Griin muss sich die Frage stellen:
Was haben Sie eigentlich falsch gemacht in den
letzten Jahren? Woher kommt denn dieser
Wunsch, Herr Kienscherf? Uber diese Ursachen
missen wir doch sprechen, das kdnnen wir nicht
einfach ignorieren, wie Sie das machen wollen. Die
Frage nach langerem Lernen, auch in Gymnasien,
ist aus meiner Sicht deshalb ausdriicklich keine
Strukturfrage, sondern sie ist eine Qualitatsfrage,
und diese Diskussion wollen wir mit der Stadt flih-
ren.

(Beifall bei der CDU)

Das sind die zentralen Fragen fir den Schulfrie-
den. Und da muss ich sagen, haben mich die Au-
Rerungen der letzten Tage schon irritiert, insbeson-
dere auch die des Ersten Birgermeisters. Sie wol-
len das Thema Schulen aus dem Wahlkampf he-
raushalten. Und dass uns jetzt auch von engen
Mitarbeitern von Ihnen, Herr Tschentscher, offent-
lich vorgeworfen wird, nur weil wir dartiber diskutie-
ren mochten, wirden wir einen neuen Schulkrieg
im Gegensatz zum Schulfrieden ausldsen, ist, fin-
de ich, keine Art und Weise, wie wir miteinander in
der politischen Debatte umgehen sollten.

(Beifall bei der CDU — Wolfgang Rose SPD:
Das mussen Sie gerade sagen!)

So geht es nicht. Das ist die Verweigerung von po-
litischer Debatte, von politischem Streit, und das
werden wir nicht akzeptieren.

Ihr neues Regierungsmotto "Blof3 keine Fehler ma-
chen", das Sie in einem Interview vorgestellt haben
in der letzten Woche, reicht eben fiir die Gestal-
tung der Zukunft unserer Stadt nicht aus. Gerade
bei den Fragen Schule und Bildung, die zentrale
Fragen, zentral auch landespolitische Themen
sind, missen Sie wissen, dass auch hier eine or-
dentliche, eine durch gute Streitkultur gepragte De-
batte naturlich auch im Wahlkampf mdglich sein
muss. Anders, glaube ich, kénnen wir die Ausein-
andersetzung gar nicht fihren.

(Beifall bei der CDU)

Hamburg ist noch lange nicht da angekommen,
wohin wir es als Zukunftsmetropole entwickeln wol-
len. Also ist mein Appell heute, fir die Aktuelle
Stunde, aber natrlich auch fiir die Gesprache da-
nach: Stellen Sie sich der Diskussion mit uns, mit
den Hamburgerinnen und Hamburgern, wir tun
das, und Sie sollten das auch endlich tun. — Herzli-
chen Dank.

(Beifall bei der CDU — Ole Thorben Busch-
hiter SPD: Eine flammende Rede!)

Prasidentin Carola Veit: Herr Kienscherf be-
kommt das Wort fiir die SPD-Fraktion.

Dirk Kienscherf SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Lieber Herr Tre-
poll, das war schon so ein leichtes Zurlckrudern
gegenliber dem, was Sie so in den letzten Tagen
von sich gegeben haben. Und eines finde ich in
der Tat gut: dass Sie jedenfalls am Anfang gesagt
haben, das Hamburger Schulsystem sei besser
geworden zum Wohle der Schilerinnen und Schi-
ler, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber dann sind Sie natirlich gleich wieder abge-
driftet, das, was Sie immer machen, das Gute ha-
ben wir gemeinsam gemacht, das Schlechte haben
wir dann gemacht. Ich finde es schon erstaunlich,

(Vereinzelter Beifall bei der CDU)

— ich glaube, Anna von Treuenfels kann sich daran
erinnern —, wenn Sie jetzt sagen, da habe ich vor
einem Jahr ein Angebot gemacht und dann haben
wir irgendwie nie wieder dariber geredet. Also,
Kollege Tjarks war mit Ihnen im Gespréach, wir sa-
Ren neulich zusammen, haben darliber gespro-
chen. Ich glaube, es gab so einige Schuldebatten
auch hier im Haus, habe ich jedenfalls mitgekriegt,
sodass man doch sagen kann, wir kimmern uns
um die Schulpolitik, wir wollen das mit Ihnen auch
gemeinsam machen, aber dann seien Sie so ehr-
lich und gestehen Sie uns zu, dass wir das eben-
falls wollen. Das gehort dazu.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich finde es toll, dass Sie diese 76 Prozent hier
vorgezeigt haben. Sie missen dann aber auch sa-
gen, wie die Frage war. Und dann missen Sie
auch darauf eingehen, was die Hamburgerinnen
und Hamburger jetzt dringend finden.

Da gibt es doch verschiedene Politikfelder, Herr
Thering kann sich bestimmt auch daran erinnern.
Das Thema Bildungspolitik steht da aber nicht
vorn. Weil die Hamburgerinnen und Hamburger
namlich gespurt und gemerkt haben, wie viel wir in
den letzten Jahren investiert haben in Qualitat, in
Lehrerressourcen, in Schulbauten, in kleinere Klas-
sen. Das kommt bei den Schulerinnen und Schi-
lern an, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deswegen sagen wir, ja, wir missen weiter disku-
tieren, wir werden heute auch weiter beraten, und
ich glaube, wir mussen uns insbesondere darum
kiimmern, wie es um die Qualitat steht und wo wir
da Verbesserungen machen kénnen. Es darf nicht
darum gehen — und das ist Ihre Frage und das ver-
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suchen Sie immer wieder —, dass Sie auf der Su-
che nach dem Strohhalm sind, der Sie von lhren
14 Prozent wegbringt.

(Dennis Thering CDU: Weil Sie so stark
sind!)

Ich sage lhnen aber deutlich, dieser Strohhalm
kénnen nicht die Interessen der Schilerinnen und
Schuler sein, mit der Schulpolitik geht man sehr
verantwortungsvoll um.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir haben einen Qualitdtszuwachs gehabt in er-
heblichem Umfang, wenn man sich die Presse da-
zu anschaut, ob es die "Frankfurter Allgemeine
Zeitung" ist, ob es die "Suddeutsche Zeitung" ist,
ob es aber auch Untersuchungen sind wie
KESS 12, die alle belegen, dass wir in Hamburg in
den letzten zehn Jahren, in denen wir diesen
Schulfrieden gehabt haben, wo es nur noch um die
Qualitét ging, auch das ist ein grofer Anspruch,
enorm vorangekommen sind und dass wir vom
Kellerkind ins Mittelfeld und in einigen Bereichen
zum Musterknaben oder Mustermadchen gewor-
den sind.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Geht doch!)

Das ist beeindruckend, und da missen wir fortset-
zen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und weil das so ist, weil die Schulen gemerkt ha-
ben, dass diese zehn Jahre, in denen wir uns Uber
Qualitat gestritten haben, was auch wichtig ist, so
fruchtbar fir die Schulen waren, so gut fur die
Schilerinnen und Schiler waren, ist es doch nicht
weiter erstaunlich, dass vor genau funf Jahren, als
die Schulkonferenzen gefragt worden sind an den
Gymnasien, rund 84 Prozent gesagt haben, ja,
lasst uns da fortfahren, lasst uns fortfahren bei die-
ser Qualitatsoffensive, aber nein, keine Strukturre-
form, diese Struktur hat sich bewiesen. Das sollten
Sie sich merken, lieber Herr Trepoll.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Es ist dann auch nicht erstaunlich, dass sich jetzt
noch einmal der Verband der Gymnasialleitungen
im Dezember auch so geaulert hat.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Die haben aber auch etwas anderes
gesagt!)

Und es ist auch nicht erstaunlich, dass in lhrer Par-
tei sehr viele davor warnen, an diese Strukturfrage
heranzugehen. Ich verstehe lhre AuBerung so,
dass Sie da ein bisschen wieder zurickrudern und
sich schon bewusst sind, was das eigentlich be-
deuten wirde, wenn es darum geht, von G8 auf
G9 zu gehen. Das bedeutet natirlich, dass Res-
sourcen auf einmal umgeleitet werden in Schulum-
organisation, das bedeutet natirlich, dass man

dann auf einmal wiederum dariber redet, Neubau-
ten anders zu planen, aktuelle Projekte zu stop-
pen, Erganzungsbauten vorzunehmen. Also all
das, was dazu fihrt, dass die Leute sagen, nein,
nicht wieder diese Strukturreform, sondern das
nehmen, wo G8 auch Qualitat entwickelt hat. Und
wenn man sich einmal anschaut, wie die Qualitat
sich entwickelt hat, sie hat sich doch besser ent-
wickelt,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Wie denn?)
G8 gegeniber G9.

(Anna-Elisabeth  von
FDP: Wie denn?)

— Ja, wieder, es ist besser von der Qualitat her ge-
worden.

Treuenfels-Frowein

Wir haben mehr Abiturienten, 40 Prozent mehr an
Gymnasien, das heil3t doch letztendlich, dass wir
da auf gutem Weg sind. Frau Treuenfels, das er-
warten, glaube ich, die Hamburgerinnen und Ham-
burger von uns, kein Walkampfgeplankel, sondern
miteinander diskutieren, streiten miteinander Gber
bessere Qualitdten in diesem System, das sich be-
wahrt hat. In keinem Bundesland in Deutschland
kann man G8 und G9 machen, und diese Wahl-
mdglichkeit sollten wir erhalten. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Tjarks hat nun
das Wort fur die GRUNE Fraktion.

Dr. Anjes Tjarks GRUNE:* Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Wenn wir das erste Mal
seit zehn Jahren wieder eine eigenstandige Debat-
te zum Thema Schulfrieden machen, ist es, glaube
ich, gut, wenn wir uns einmal vergewissern, warum
wir das eigentlich getan haben. Wir haben das ge-
macht, weil wir Ende 2010 in einer hammerharten
schulpolitischen Auseinandersetzung waren. Mei-
ne Partei hatte da auch einen Anteil.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein

FDP: Sie waren schuld!)

Sie waren auf der anderen Seite. Und ich glaube,
dass man im Ergebnis sagen kann, und das ist
vielleicht auch ein Lernfortschritt, den nicht immer
alle machen, dass das den Schulen nicht gutgetan
hat und dass wir gleichzeitig vereinbart haben, wir
wollen — und ich zitiere aus dem Schulfriedenspa-
pier von damals:

"[...] erhebliche Anstrengungen machen, um
die Leistungsfahigkeit des Hamburger
Schulsystems und die Gerechtigkeit im
Hamburger Schulsystem zu verbessern."

Das sind Ziele, fir die es sich auch noch heute
lohnt zu streiten. Wenn wir anschauen, wo wir hin-
gekommen sind, Herr Trepoll, Sie haben es ge-



6976 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 91. Sitzung am 16. Januar 2019

(Dr. Anjes Tjarks)

sagt, so ist es uns gelungen, die Leistungsfahigkeit
und auch die Gerechtigkeit erheblich zu verbes-
sern, und das sollten wir gemeinsam fortsetzen
zum Wohle unserer Kinder, und das ist der Auf-
trag, wenn wir Uber den Schulfrieden reden.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Sie haben Uber viele Punkte geredet, Herr Trepoll,
und ich glaube, es ist auch wichtig, dass wir Gber
die reden. Aber was ist G9 eigentlich? G9 bedeutet
einen zehnjahrigen Veranderungsprozess an den
Gymnasien, weil diese Reform durchwachst, die
Neuschreibung aller Klassenarbeiten, aller Curricu-
la, aller Lehr- und Rahmenplane, die Uberarbei-
tung von 60 Schulen im Schulbau und die Einstel-
lung von sehr vielen Lehrern, nicht fir die Qualitat,
sondern fur die Quantitadt. Deswegen ist es nicht
richtig, wenn Sie sagen, G9 sei keine grof3e Schul-
strukturreform, aber genau das ist es, und genau
deswegen lauft das Thema G9 flachendeckend
auch dem Schulfrieden zuwider.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Und es ist bezeichnend, Kollege Kienscherf hat es
schon gesagt, dass 2013 80 Prozent der Hambur-
ger Gymnasien gesagt haben, wir wollen die Struk-
tur, die Sie so eingeflihrt haben, beibehalten. Die
Vereinigung Hamburger Gymnasialschulleiter hat
das jetzt noch einmal bekraftigt. Herr Kienscherf
hat gesagt, die Qualitat des Abiturs habe nicht ab-
genommen, und gleichzeitig hat die Zahl der Abitu-
rienten, auch bei G8, zugenommen. Und die Stadt-
teilschulen, die Sie eingefiihrt haben, vollbringen
wirklich herausragende Leistungen. 2,7 Prozent
der Schiler gehen dort mit einer Gymnasialemp-
fehlung in 5 rein und 33 Prozent der Schilerinnen
und Schiler machen dort Abitur. Die Stadtteil-
schulen vollbringen also herausragende Leistun-
gen und fragen natirlich auch nach ihrer Zukunft
im Rahmen einer solchen Reform.

Und dann sollte es Ihnen doch ein bisschen zu
denken geben, dass wahrscheinlich gleich Frau
Boeddinghaus vortreten und sagen wird, ja, das ist
auch aus meiner Sicht ein richtiger Schritt, aber
aus einer vollig anderen Motivation heraus. Da ist
es namlich die Frage der Schule fir alle, und des-
wegen kdénnen Sie das Thema, dass uns in eine
harte schulpolitische Auseinandersetzung fuhren
wird, was vdllig jenseits der Frage des Schulfrie-
dens ist, doch nicht negieren. Auch das muss man
bertcksichtigen, wenn man Uber diese Fragen re-
det. Das wurde ich mir jedenfalls sehr wiinschen.
G9 produziert an dieser Stelle mehr Fragen als
Antworten, und ich glaube, man sollte nicht dem
Irrglauben unterliegen, dass man aufgrund von
vermeintlicher Stimmungslage eine Jahrzehnte ge-
wachsene Schulpolitik Ihrer Partei einfach Uber
den Haufen wirft.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Umgekehrt kénnten Sie natirlich auch, und Sie ha-
ben die 76 Prozent eigentlich als das zentrale und
wesentliche Argument hier vorgetragen, die Frage
stellen, wie viele Hamburgerinnen und Hamburger
eigentlich einen Schulfrieden wollen. Sie kénnen
ziemlich sicher sein, dass das auch eine sehr
groBe Zahl von Menschen ist, die sagen, sie wol-
len, dass sich die Schulen nicht mit sich selbst und
mit der Struktur, mit einem zehnjahrigen Verande-
rungsprozess befassen, sondern sie wollen, dass
sie sich damit befassen, was unser Auftrag an sie
ist, ndmlich mit der Zukunft unserer Kinder und mit
einer guten Unterrichtsqualitat, und ich finde, dar-
an sollten wir gemeinsam arbeiten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Natirlich ist es so, dass der Schulfrieden kein
Selbstzweck sein kann. Ein Schulfrieden bedeutet
doch, man gibt den Schulen Zeit fir die Entwick-
lung. Man darf dann zu Recht, und zwar in der
Breite dieses Hauses, auch die Erwartung hegen,
dass diese Zeit fur die Entwicklung genutzt wird.
Und ich bin sehr froh, dass wir zum Ergebnis ge-
kommen sind, zumindest bei den ersten drei Red-
nern, dass diese Zeit in den letzten zehn Jahren
genutzt wurde. Deswegen ist es wichtig, wenn wir
wieder Uber einen Schulfrieden reden, dass wir
auch die Ziele bekraftigen, namlich die Ziele eines
leistungsfahigeren und eines gerechteren Schul-
system. Die Qualitatsoffensive haben Sie, CDU
und FDP, heute auch in lhren Anmeldungen ange-
merkt, ich finde aber, wir sollten zudem Uber das
Thema Gerechtigkeit noch viel starker reden.

Und wir kénnen natlrlich auch Uber viele andere
Themen reden, die Sie angesprochen haben auf
dem Weg zur Qualitatsoffensive, beispielsweise
Uber das Thema Entschleunigung an Gymnasien.
Das mussen wir machen, dann wird der Schulfrie-
den auch ein Erfolg. Aber nur dann, wenn wir sau-
ber und sorgsam mit dem umgehen, was uns in
dieser Frage anvertraut wird, und zwar aus den
verschiedenen Sichtweisen. Dann werden Ham-
burgs Kinder von diesem Schulfrieden profitieren,
und dafir werden wir mit aller Kraft streiten. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau Boeddinghaus be-
kommt das Wort fiir die Fraktion DIE LINKE.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Frau Vorsit-
zende, liebe Kolleginnen und Kollegen! Die Stadt
hat lange den Atem angehalten mit der Frage: Tut
sie es oder tut sie es nicht? Die CDU tut es, sie
mochte es den Schleswig-Holsteinern nachma-
chen und mit G9 herauskommen aus dem Umfra-
getief. Die Frage ist wirklich, wie glaubwurdig das
ist, Herr Trepoll, Sie kapern jetzt einmal so en pas-
sant das Bildungsressort. Frau Stdver, die eigent-
lich deutlich andere Meinungen hat, kommt dann
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an zweiter Stelle, ich bin einmal gespannt, wie sie
sich da rausredet. Die Kernfrage ist, Sie werden in
der Systematik des Zwei-Saulen-Modells mit die-
sem Vorstol3 die Stadtteilschulen zu einer Schule
der zweiten Wahl machen, endgultig und fur im-
mer. Und dazu mussten Sie stehen und diese Fra-
ge missen Sie beantworten, ob Sie im Grunde mit
dem VorstoR G9 die Stadtteilschule wieder zu ei-
ner Haupt- und Realschule zurlickstutzen, und die-
se Antwort von Ihnen mdchte ich hier héren.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Ich finde es total spannend, dass Sie jetzt nach
vielen, vielen Jahren, in denen die CDU eigentlich
am lautesten geschrien hat, der Schulfriede ist ei-
ne heilige Kuh und das Zwei-S&ulen-Modell ist su-
per und da wird Uberhaupt nicht drangegangen,
plotzlich mit diesem VorstoR kommen, ein neues
Label finden, namlich zu sagen, neuer Schulfrie-
den, und jetzt auch noch um die Ecke kommen
und sagen, das ist gar keine Strukturfrage, son-
dern das ist eine Qualitatsfrage. Das merke ich
mir, Herr Trepoll.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Die Pointe kommt ndmlich jetzt, denn ab heute ha-
be ich die CDU an meiner Seite, wenn ich sage, ei-
ne Schule fir alle ist Qualitat und keine Struktur
und ldeologie.

(Beifall und Heiterkeit bei der LINKEN, der
SPD und den GRUNEN)

Ich méchte natirlich von Thnen, Herr Trepoll, wis-
sen, ob Sie eigentlich wissen, dass das Hamburger
Schulgesetz heute schon vorsieht, dass Schlerin-
nen und Schiler, die die Sekundarstufe | im Gym-
nasium durchlaufen haben, durchaus die Mdéglich-
keit haben, in der Oberstufe auf eine Stadtteil-
schule zu wechseln. Es gibt also schon G9. Und
was sagen Sie eigentlich den Eltern, die lhnen er-
zahlen, wie viel Stress sie mit ihren Kindern am
Gymnasium haben? Dass es schon die Stadtteil-
schule gibt, die das Abitur nach neun Jahren an-
bietet? Das ist doch eigentlich die Gretchenfrage.
Warum stellen Sie sich eigentlich nicht auch an die
Seite der Stadtteilschulen und werben fir diese
Schulform? Sie macht eine Superarbeit und sie
fihrt genauso zum Abitur. Sie missen sich dieser
Frage stellen, dass Sie eigentlich unter dem Vor-
wand, fur die Mehrheit der Hamburgerinnen und
Hamburger hier unterwegs zu sein, Lobbyarbeit
machen und im Grunde daflr sorgen ...

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Ich sage aber auch sehr deutlich, dass padago-
gisch gesehen und vom Kind aus gesehen wir na-
turlich die langere Lernzeit unterstltzen, und Herr
Tjarks hat schon meinen Part Gbernommen, wir

gehen gern mit lhnen in die Debatte, aber dann
wird das Zwei-Saulen-Modell insgesamt wieder
aufgemacht und dann reden wir dariber, wie wir
Schule in Hamburg organisieren. Und dann sind
wir naturlich dabei, auch zu sagen, dass die Inklu-
sion an den Gymnasien Ubernommen werden
muss und dass die Gymnasien nicht mehr ab-
schulen missen. Wir werden, das sage ich jetzt
sehr laut und deutlich, auch im Laufe des Jahres
ein eigenes Schulgesetz vorlegen fiir eine inklusive
Schule in Hamburg, und dann werden wir diese
Qualitatsfragen stellen und dann missen Sie dazu
Stellung nehmen. Ich freue mich darauf.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich moéchte aber auch noch einmal kurz etwas sa-
gen zu dieser Mar, der Schulfrieden hatte dazu
beigetragen, dass die Schulen endlich ihre Arbeit
hatten machen konnen. So ein Schwachsinn. So
ein Schwachsinn.

(Beifall bei der LINKEN)

Das Zwei-Saulen-Modell ist hoch selektiv, das
Zwei-Saulen-Modell verhindert Integration und In-
klusion. Das Zwei-Saulen-Modell ist kein Erfolgs-
modell. Die Schulen selbst sind das Erfolgsmodell,
denn sie leisten jeden Tag harte Arbeit im Sinne
der Kinder und Jugendlichen.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich moéchte noch einmal daran erinnern, dass
51 von 58 Stadtteilschulleitungen — und das sind
Padagogen und Padagoginnen, die jeden Tag
grofRe Verantwortung tbernehmen — selbst gesagt
haben, der Schulfrieden ist ein Stillhalteabkommen
und der Schulfrieden hat die Kinder und Jugendli-
chen aus dem Blick verloren. Das steht im Positi-
onspapier. Das ist heute noch so aktuell wie vor
zwei Jahren. Deswegen ist es eine Mar und es ist
wirklich eine Rhetorik, die man immer wieder be-
miht, dass der Schulfrieden erst einmal sichert,
dass die Qualitdtsdebatte in Schulen funktioniert.
Jeden Tag findet Unterrichts- und Schulentwick-
lung an Schulen statt, und das ist auch gut so und
das hat mit dem Schulfrieden Uberhaupt gar nichts
zu tun.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich méchte zum Schluss noch einmal daran erin-
nern und auch noch einmal appellieren, dass die
SPD und die GRUNEN jetzt in den Verhandlungen,
die sie offensichtlich aufnehmen, bitte auch daran
denken, wie sozial ungerecht dieses Zwei-Saulen-
Modell ist, und dass Sie sich die Schnittstellen in
diesem Modell noch einmal sorgfaltig angucken
und alles dafir tun, dass dieses Schulsystem sozi-
al gerechter wird im Sinne aller Kinder und beson-
ders auch im Sinne vieler Schulen in besonders
belasteten Stadtteilen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)
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Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt nun
Frau von Treuenfels-Frowein flir die FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Sehr geehrte Frau Prasidentin, meine Damen und
Herren, lieber Herr Schulsenator! Herr Schulsena-
tor, Sie sind doch bekannterweise unser Zahlenko-
nig. 76, das ist doch schon einmal eine Zahl. Drei
Viertel der befragten Hamburger wollen zuriick zu
G9. Das heilt, die Mehrheit der befragten Hambur-
ger akzeptiert — und das mussen Sie nicht einfach
nur schénreden — das Zwei-Saulen-Modell so, wie
es jetzt ist, nicht so, wie Sie das sagen. Die Burger
zeigen lhnen hiermit die Rote Karte.

(Beifall bei der FDP)

Und dabei, das muss man einmal dazu sagen,
kdnnten wir in Hamburg Vorreiter sein.

(Dirk Kienscherf SPD: Sind wir ja schon!)

Wir kdnnten den Eltern ein Maximum an Wahlmég-
lichkeiten anbieten, diese Chance sollten wir nut-
zen, und diese Chance haben Sie bis jetzt ver-
passt.

(Beifall bei der FDP)

Genau deswegen, weil es so ist — keiner redet hier
Uber die Zahl, alle reden immer darliber, was sie
selbst denken, diese Zahl steht aber nun einmal
fest und mit der wollen wir uns heute auch be-
schaftigen —,

(Ekkehard Wysocki SPD: Vielleicht die Uber-
interpretation!)

haben wir namlich heute wieder eine Schulstruktur-
debatte, die hatten wir sonst gar nicht.

Herr Trepoll, ehrlich, wenn Sie sagen, eine Schul-
strukturdebatte sei es nicht, wenn wir G9 am Gym-
nasium einflhren, das finde ich ein bisschen un-
redlich, weil es naturlich ein Rieseneingriff in die
Struktur ist. Und dann seien Sie doch einmal ehr-
lich und sagen, ja, wir wollen eine Strukturdebatte
fuhren, wir sind die CDU und wir machen es, als
sich da irgendwie darum herum zu lavieren. Das
finde ich, ehrlich gesagt, etwas verantwortungslos.

(Beifall bei der FDP)

Aber kommen wir zurtick zur Sache. Immer, wenn
die Unzufriedenheit der Schiler, der Birger am
gréflten ist, dann wird bekanntlich nach einfachen
Lésungen gesucht. In diesem Fall laut Umfrage ei-
ne Rickabwicklung zu G9. Und auf den ersten
Blick scheint es etwas nachvollziehbar zu sein,
dass bei einem weiteren Jahr vielleicht auch ein
bisschen mehr Qualitat ins Haus kommt. Aber in
Wirklichkeit ist ein weiteres Jahr nur eines, namlich
mehr Zeit. Und ein Jahr mehr rot-griiner Schulpoli-
tik kann unserer Meinung nach allerdings nicht die
Lésung sein,

(Beifall bei der FDP)

denn die Bilrger fordern echte Veranderungen,
und das mit Recht, fur eine Gleichwertigkeit, und
darum geht es in Wirklichkeit. Bei Stadtteilschule
und Gymnasium braucht es dringend erstens: die
Durchlassigkeit zwischen den Schulformen, und
zwar schon in der Mittelstufe, damit es eben keine
frihe Zementierung des Bildungsweges dieser
Schiuler wird. Zweitens: eine Aulendifferenzierung
an Stadtteilschulen, damit auch leistungsstarke
Schuler da besser geférdert werden kénnen, eine
Starkung der Stadtteilschulen. Starke Schulprofile
und eine auf die Schulform abgestimmte Lehrer-
ausbildung und eben nicht, wie von lhnen vorge-
schlagen, einen Einheitsschullehrer.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Klassenwiederholungen, es ist schon gesagt wor-
den, auf freiwilliger Basis anstelle eines vdllig un-
terausgestatteten, wenig funktionierenden Nachhil-
fesystems. Wir brauchen die Reform der Bildungs-
plane, weg von ausgehdhlten Kompetenzen, hin
wieder zu mehr Wissen. Und flr alle Schulen gilt:
Wir missen endlich den Unterrichtsausfall ehrlich
bekdmpfen, wir brauchen in Hamburg eine Unter-
richtsgarantie und nicht Unterrichtsausfall.

(Beifall bei der FDP)

Wir haben diese Forderungen immer wieder ge-
stellt. Es ist doch nicht so, dass wir nicht immer
wieder Antrage eingebracht haben, die Union hat
ihre Antrage eingebracht. Jedes Mal sind wir abge-
bigelt worden. Und Sie haben sie einfach immer
wieder abgelehnt. Ich finde das ziemlich uneinsich-
tig. Aber, Herr Schulsenator, wissen Sie was, wenn
Sie nicht auf die Opposition héren wollen, dann
hatten Sie doch die Gelegenheit gehabt, auf die
Leiter der Stadtteilschulen und auf die Leiter der
Gymnasien zu horen, denn die haben Ihnen
Brandbriefe geschrieben. Kénnen Sie sich an den
Inhalt erinnern? Ich kann das noch. Das Zwei-Sau-
len-Modell sei in Gefahr, stand darin. Das haben
wir nicht gesagt, das haben die gesagt. Aber auch
da von lhnen natirlich keine Reaktion. Diese Stur-
heit, glaube ich, wird langsam zum Problem.

Wer aber jetzt den Schluss daraus zieht, dem Gan-
zen sei mit einer Schulstrukturdebatte abgeholfen,
finde ich, geht mit dieser Situation zu leichtfertig
um. Denn eine uniberlegte Rickkehr zu G9 birgt
die Gefahr eines Experiments mit sehr ungewis-
sem Ausgang, und das auf Kosten der Schiiler.

(Beifall bei der FDP)

Denn in erster Linie bedeutet eine Riickkehr zu G9
an allen Gymnasien in jedem Fall einen Run auf
die Gymnasien, die Stadtteilschulen werden zur
Resteschule, und dann ist der Weg zur Einheits-
schule nicht mehr weit, und das kann doch keiner
im Haus wollen aufier der LINKEN vielleicht.

(Beifall bei der FDP)
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Wir verfolgen eine Bildungspolitik mit klarem Kurs
und wir wissen genau, wo wir hinwollen. Die Schul-
politik muss verbindlich, aber auch verlasslich sein.
Und das haben einige hier im Saal, glaube ich,
noch nicht so ganz begriffen. Wir wollen keine
Strukturdebatte nur um der Debatte willen, aber wir
lassen auch nicht zu — und das sei einmal an Sie
gerichtet —, dass die Probleme des Zwei-Saulen-
Modells unter der Grabesstille eines scheinbaren
Schulfriedens abgelegt werden. Das ist mit uns
nicht zu machen. Wenn Schulfrieden Stillstand ist,
dann sind wir nicht dabei, denn was wir wirklich
brauchen, ist Veranderung in der Qualitat, und das
ist mit uns nicht anders zu machen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dr. Wolf bekommt
das Wort fir die AfD-Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, meine Damen und Herren! Ab heute flhrt
der Schulsenator Verhandlungen uber den Schul-
frieden ausschliel3lich mit Vertretern von SPD,
GRUNEN, CDU und FDP.

(Ekkehard Wysocki SPD: Werden ja noch
gepruft!)

Die beiden anderen Oppositionsfraktionen, LINKE
und AfD, sind zu den Verhandlungen nicht gela-
den. Wir haben davon aus der Presse erfahren. So
viel zur Demokratie des Schulsenators an der Stel-
le.

Zur Sache: Was besagt der Schulfrieden? Der so-
genannte Schulfrieden besagt, dass an der Schul-
struktur nicht gerittelt werden soll. Das betrifft die
bestehenden Schulformen, aber letztlich auch
Festlegungen Uber die Dauer der Ausbildungsgan-
ge, den Grad der auferen Differenzierung und
Kerninhalte der Bildungsplane. Hier gibt es einiges,
was im Moment schieflauft in Hamburg und was
geandert werden sollte. Es geht hier also nicht nur
um G9 an Gymnasien. Was wollen wir andern?
Das sind im Wesentlichen drei Punkte.

Erstens: das Profil von Gymnasien einerseits und
Stadtteilschulen andererseits wieder scharfen;
zweitens: homogenere Lerngruppen und drittens:
G9 an Gymnasien als Mdglichkeit anbieten.

Erstens: Man kann durchaus sagen, dass in Ham-
burg die Einheitsschule quasi de facto eingefihrt
wurde. Nicht nur die Zahl der Abiturienten mit Gber
50 Prozent belegt das, auch nach dem Schulge-
setz gibt es praktisch keine Differenzierung mehr
nach dem Bildungsauftrag. Das war anders und
das war sinnvoll so. Das Gymnasium sollte eine
vertiefte Allgemeinbildung vermitteln und zur Hoch-
schulreife fuhren. Die Stadtteilschule, siehe friher
Realschule und auch Hauptschule, sollte eine
grundlegende Allgemeinbildung vermitteln,

(Juliane Timmermann SPD: Aber das ist sie
doch gar nicht mehr!)

und dabei spielt hier die Vorbereitung auf eine
duale Berufsausbildung eine besondere Rolle. Die-
ser Unterschied, der den unterschiedlichen Anla-
gen und Interessen der Schiiler Rechnung tragt,
sollte wieder starker herausgearbeitet werden. Das
wilrde auch und gerade die Stadtteilschulen star-
ken.

Zweitens: Wir sehen in den vergangenen Jahren in
Hamburg einen gefahrlichen Trend zu immer hete-
rogeneren Lerngruppen. Die Auflésung des drei-
gliedrigen Systems und die Einflihrung des Zwei-
Saulen-Modells aus Stadtteilschule und Gymnasi-
um haben dazu beigetragen, aber auch die Ent-
wicklungen durch Inklusion und der Flichtlingsbe-
schulung kommen naturlich hinzu. Gefahrlich ist
der Trend deshalb, weil eine umso heterogener zu-
sammengesetzte Lerngruppe einen umso starker
binnendifferenzierten Unterricht fordert, um den
unterschiedlichen Voraussetzungen der einzelnen
Schiler gerecht zu werden. Plastisch ausgedruckt,
durch diese forcierte Binnendifferenzierung werden
Verhaltnisse im Klassenzimmer geschaffen, wie
sie friher in einer kleinen Volksschule auf dem
Land gang und gabe waren, wo ein Lehrer in ei-
nem Raum ein paar Schiiler der fiinften, der sechs-
ten, der siebten und der achten Klasse unterrich-
ten musste und entsprechend wenig seine Auf-
merksamkeit dem einzelnen Schiler widmen konn-
te. Das hat seine Grenzen, und ich bin der festen
Uberzeugung, dass mit dem hohen personellen
und materiellen Aufwand, der dazu in Hamburg be-
trieben wird, in homogeneren Lerngruppen deutlich
groRere Lernerfolge erreicht werden kénnten.

(Glocke)

Prasidentin Carola Veit (unterbrechend):
Dr. Wolf, gestatten Sie eine Zwischenfrage von
Frau Gallina?

Dr. Alexander Wolf AfD (fortfahrend):* — Nein.
Gern.

(Zuruf)
— Nein, jetzt nicht.

Deshalb haben wir in den vergangenen Jahren im-
mer fir mehr duliere Differenzierung pladiert und
dazu konkrete Vorschlage unterbreitet.

(Ekkehard Wysocki SPD: Das ist reaktionar!)
— Das ist nicht reaktionar, das ist richtig.

Exemplarisch hierzu unsere beiden Antrage zur
Einfihrung von Leistungszentren oder zur Einflh-
rung auch von Aufnahmetests an den Gymnasien.
Auch dber getrennte Klassen beziehungsweise
Zweige an Stadtteilschulen sollte man nachden-
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ken, die die alte Unterscheidung zwischen Haupt-
schule und Realschule aufnehmen.

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Du lieber
Himmel!)

Das ist hierzulande ein Tabu, aber auch dartber
lohnt es nachzudenken, ob es im Interesse der
Schiler, und das sollte immer an oberster Stelle
stehen,

(Ekkehard Wysocki SPD: Das Interesse aller
Schdler!)

nicht sinnvoller ist als die heute bewusst gewollte
groltmaogliche Heterogenitat. Denn homogenere
Lerngruppen erreicht man letztlich nur mit einer
Steuerung der Schiler auf die einzelnen Schulfor-
men. Damit wirden Schuler mit ahnlichen Leis-
tungspotenzialen an den Stadtteilschulen einer-
seits und an den Gymnasien andererseits lernen,
und davon wirden sowohl die leistungsstarken wie
die leistungsschwacheren Schiler beide profitie-
ren.

Drittens: Unter diesen Voraussetzungen sprechen
unseres Erachtens gute Grinde fir die Wiederein-
fuhrung von G9 an den Gymnasien als Option. Da-
zu mehr in der zweiten Runde. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort, meine Damen
und Herren, bekommt Senator Rabe.

Senator Ties Rabe:* Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Ich bin zutiefst Gber-
zeugt, dass der Schulfrieden Hamburgs Schulen
sehr gut getan hat. Jahrelang namlich hat die
Schulstrukturdebatte uns in der Schulpolitik, aber
auch die Kolleginnen und Kollegen, die Eltern-
schaft gespalten und geldhmt. Viele wichtige Fra-
gen konnten nicht oder nur halbherzig entschieden
werden, weil man sich Uber die Zukunft des Schul-
systems nicht einig war.

Erst der 2010 beschlossene Schulfrieden erdffnete
uns eine groRe Chance. Wir hatten die Kraft und
auch die Verlasslichkeit, die anstehenden Heraus-
forderungen anzunehmen. Ich will vier kurz nen-
nen.

Hamburg wachst, jedes Jahr steigt die Schiiler-
zahl. Hamburgs Schulgebdude waren marode, zu
klein und gentgten nicht mehr den modernen An-
sprichen. Hamburgs Schiler lernten nachweislich
deutlich weniger als Schiler anderer Bundeslan-
der, und unsere Stadt wandelt sich. Wir brauchen
mehr Betreuungsangebote am Nachmittag. Wir
brauchten und brauchen auch mehr gemeinsame
Lernzeit und Freizeit, damit Kinder und Jugendli-
che aus verschiedenen Kulturkreisen zu Freunden
werden, zu guten Hamburgerinnen und Hambur-
gern. Diese Herausforderungen konnten wir an-
nehmen dank des beschlossenen Schulfriedens,

denn er garantierte uns eine verlassliche, eine kla-
re Schulstruktur, die sich nicht morgen wieder
komplett andern wirde. Und unsere Antwort war,
auf 10 Prozent mehr Schiler 30 Prozent mehr Pa-
dagogen an den Schulen und sage und schreibe
130 Prozent mehr Investitionen in den Schulbau.
Ich finde, wir haben aus dieser Chance auch etwas
gemacht.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das gilt zum Beispiel fiir unsere Schulbauoffensive
fir schonere Schulen. Die Investitionen waren jah-
relang bei rund 150 Millionen Euro, wir stehen jetzt
durchschnittlich bei 360 Millionen Euro, ja, in den
nachsten beiden Schuljahren. 900 Millionen Euro
in nur zwei Jahren, fir 2019 und 2020, deutlich
mehr, als die Elbphilharmonie gekostet hat. Wir
konnten damit zahlreiche Schulen sanieren,
modernisieren, vergroftern, und schoner sind sie
dabei auch geworden, 20 Schulgebaude haben Ar-
chitekturpreise bekommen. Ich finde, das ist ein
Beispiel dafur, was gelingen kann, wenn man sich
Mihe gibt, wenn man viel Geld hat, aber wenn
man auch eine verlassliche Schulstruktur hat. Die-
ses Schulbauprogramm ist, glaube ich, bundesweit
einzigartig.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Der Schulfriede war auch die Grundlage fir den
Ausbau der Ganztagsschulen. Wir erinnern uns,
2011 hatten ein Viertel aller Grund- und Stadtteil-
schulen Ganztagsangebote. Nur vier Jahre spater
waren es 100 Prozent. Hamburg hat damit schon
jetzt als einziges Bundesland das fir ganz
Deutschland erst 2025 angestrebte Ziel erreicht,
jedem Grundschulkind einen Betreuungsplatz an-
zubieten. Und die Abstimmung mit den FiRRen ha-
ben wir klar gewonnen, 83 Prozent der Grundschi-
ler kommen und nehmen gern und freiwillig am
Ganztag teil. Auch das war nur moglich, weil wir
wussten, wo wir investieren konnten, und daflr
auch die Kraft hatten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Und drittens: Auch beim Lernen sind wir weit vor-
angekommen. Erstmals haben wir namlich die Zeit
gefunden, uns nicht permanent mit anderen Schul-
strukturen zu beschéaftigen, sondern genau auf die
Qualitat zu gucken, zu schauen, wie sich der Lern-
stand jedes einzelnen Schiilers entwickelt, wie sich
die Qualitat jeder Schule einzeln entwickelt. Wir
haben vieles eingefiihrt, kostenloser Nachhilfeun-
terricht, mehr Deutsch- und Matheunterricht, bes-
serer Deutsch- und Matheunterricht und mehr Leh-
rerinnen und Lehrer. Die brauchen wir fir guten
Unterricht. Die zusatzlichen Lehrkrafte, die wir ein-
gestellt haben, waren in dieser Zahl gar nicht nétig
gewesen, um das Wachstum der Schiilerzahlen
abzufedern. Allein Uber 1 000 Stellen sind aus-
schlieBlich eingesetzt worden, um die Schulklas-
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sen zu verkleinern und die Férderung zu verbes-
sern.

Auch das zeigt, was mdglich ist, wenn wir uns wirk-
lich auf das Richtige konzentrieren kdnnen. Und
ich erganze, die Erfolge sind da. Sie kénnen noch
besser werden, da haben alle hier im Haus recht.
Aber die wichtigsten Lernstandsuntersuchungen,
die 1QB-Studien der Kultusministerkonferenz be-
scheinigen Hamburgs Schiilern erstmals erhebli-
che Verbesserungen in allen Kernfachern. Ham-
burg machte von allen Bundeslandern die mit Ab-
stand grofdten Fortschritte. Und ich will gar nicht
mich immer nur zitieren, ich mache es nur sehr
knapp: "Frankfurter Allgemeine Zeitung", 11. Au-
gust 2018, Uberschrift — halbe Seite:

"Aus dem Scheitern gelernt"
Frage:

"Warum gelingt an der Elbe, was bei den an-
deren beiden Stadtstaaten in weiter Ferne
zu liegen scheint, wie Hamburg seine Leis-
tungen im Bildungswesen merklich steigern
konnte?"

Oder die "Suddeutsche Zeitung", 22. Juli 2018:

"Hamburgs Schulsystem war lange ein Sor-
genkind, seit einigen Jahren geht es steil
bergauf."

Oder, vielleicht einmal in die Richtung der Wirt-
schaftslobby, "Handelsblatt", 3. April 2018:

(Dennis Gladiator CDU: Dass Sie das lesen,
wundert mich! — Michael Kruse FDP: Die
SPD-Lobby!)

"Wie den Hamburgern das Bildungswunder
gelang"

Der Artikel beginnt mit den Satzen:

"Lange Zeit landeten die Stadtstaaten bei
Schulvergleichen ganz hinten. Doch nun
klettert Hamburg im Ranking nach oben.
Was ist passiert?"

Und dann zuletzt darf Hamburg nicht fehlen. In die-
sem Fall bitte ich die Lokalzeitung um Vergebung
und zitiere "Die Zeit" vom 18. Oktober:

"Ausgerechnet Hamburg"
lautet die Uberschrift.

"Schlechte Ergebnisse im Lesen und Rech-
nen — eine neue Studie zeigt, Deutschlands
Grundschulen stiirzen ab. Nur die Hanse-
stadt verbessert sich. Was andere Bundes-
lander jetzt von Hamburg lernen kénnen."

Meine Damen und Herren, das zeigt doch, wir sind
hier vorangekommen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Grundlage dieser und kiinftiger Erfolge ist ein
engagierter Senat, viel Geld fir Bildung und der
Schulfriede. Dieser Friede war uns bisher heilig.
Ich wiinsche mir, dass das so bleibt. Wenn jetzt ei-
ne G8/G9-Debatte geflhrt wird, gefahrdet sie die-
sen Frieden, denn die Einfihrung von G9 an den
Gymnasien ist nicht nur eine tief greifende Veran-
derung, die die Gymnasien lange Zeit durchritteln
und beanspruchen wird. Wir missten an allen
Schulen Umbauten vornehmen, mehrere 100 Mil-
lionen Euro investieren, Lehrplane anpassen und
so weiter. Das ist schwierig, unnétig, aber zur Not
vielleicht noch zu handeln.

Viel schwieriger wiegt, dass die sorgfaltige Balance
zwischen Stadtteilschule und Gymnasium in Ge-
fahr gerat. Wenn jetzt die Gymnasien G9 anbieten,
besteht die Gefahr, dass die Stadtteilschulen
Schuler verlieren und ausbluten. Es besteht die
Gefahr, dass noch mehr Kinder, noch mehr leis-
tungsschwachere Kinder an den Gymnasien ange-
meldet und Uberfordert werden. Und beides zu-
sammen birgt die Gefahr — Frau Boeddinghaus hat
durchaus charmant und mit ein bisschen Flackern
in den Augen schon darauf hingewiesen —, dass
Hamburg in einen neuen Schulkampf hineinschlit-
tert. Da frage ich mich allen Ernstes, ist denn G8
wirklich so schlimm, dass wir diese erheblichen Ri-
siken eingehen sollten? Heute besuchen viel mehr
Schilerinnen und Schiiler die Gymnasien unter G8
als damals unter G9. Und der Unterschied betragt,
weil wir an den Stadtteilschulen immer mehr Unter-
richt erméglicht haben, wirklich 1,3 Unterrichtsstun-
den pro Woche. Oder in Worten, als Zahlenkonig
wurde ich schon bezeichnet, 12 Minuten Unterricht
am Tag. Ist es das alles wert? Die betroffenen
Schiler und Eltern, das wurde schon zitiert, die
Lehrkrafte haben deshalb vor flinf Jahren mit tber-
waltigender Mehrheit dagegen gestimmt. Ich finde,
wir sollten auf die Betroffenen héren.

Wir brauchen zudem, und damit mochte ich schlie-
Ben, mehr Rationalitat in dieser Debatte.

(Thomas Kreuzmann CDU: Weniger Eitel-
keit!)

Mich erinnert diese Diskussion ein Stiick weit ge-
fahrlich auch an die Diskussion, die wir zurzeit in
England erleben, nur im Kleinen. Ohne jede Ver-
antwortung wird von einigen aus wahlkampfstrate-
gischen Grinden eine Grundstimmung instrumen-
talisiert.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das liegt der SPD ja ganz fern!)

Es gibt weder eine Idee noch einen konkreten
Plan, was jetzt eigentlich anders werden soll. An
die Folgen hat auch keiner gedacht.

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: So funktioniert das ja wohl nicht!)
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Man ziindelt halt gern und nimmt in Kauf, dass da-
bei ein groRer Brand ausbricht und ein gut funktio-
nierendes Schulsystem, das besser werden muss
und kann, in einer Mischung aus Planlosigkeit und
Wahlkampf unter die Rader kommt. Und am Ende
werden wir ratlos vor einem Durcheinander stehen
und die Wahler an der Politik und der Demokratie
zweifeln. So weit, meine Damen und Herren, soll-
ten wir es nicht kommen lassen. — Vielen Dank fiir
die Aufmerksamkaeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Das Wort bekommt Herr
Trepoll jetzt fur drei Minuten.

André Trepoll CDU: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Also, das ist wirklich bemerkens-
wert. Jetzt muss schon der Brexit daflir herhalten,
dass wir hier nicht intensiv Uber Schulpolitik disku-
tieren durfen.

(Beifall bei der CDU, der FDP und der AfD)
Das Gegenteil ist doch der Fall.

(Dr. Monika Schaal SPD: Wo ist Frau Sto-
ver?)

Wenn man solche Stimmungen und Wahrnehmun-
gen in der Bevdlkerung nicht auch hier bei uns dis-
kutiert, dann Uberlasst man das Feld den Populis-
ten. Das ist die Wahrheit.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Und ansonsten, Herr Rabe, war das ein bemer-
kenswerter, demditiger und uneitler Auftritt von Ih-
nen. Ich hoffe, Sie haben sich all die Zeitungsarti-
kel eingerahmt und missen dann noch ein ernstes
Wort mit den Kollegen aus den sogenannten Lo-
kalmedien sprechen, wie Sie sie genannt haben,
dass sie Sie ebenfalls so loben. Aber das konnen
Sie mit denen ausmachen. In Wahrheit ist doch
das Problem, dass hinter dieser Selbstzufrieden-
heit eben die Diskussion und auch die Bereitschaft
zur Diskussion zu kurz kommen, wie sich die Bil-
dung in Zukunft entwickeln soll. Und ich will, daftr
eignet sich diese Debatte, auch wenn sie nur sehr
kurz ist, auf die Argumente eingehen.

Also, der Schulstrukturfrieden war doch absichtlich
auf zehn Jahre angelegt. Es ist doch nicht so, dass
wir gesagt haben, der verlangert sich automatisch,
sondern jetzt ist der Zeitpunkt, wo wir darlber
sprechen mussen. Das war mein Appell, und die-
sen Vorsatz haben wir uns natirlich auch gestellt
und vorgenommen.

Die Frage der Schulbauten, Sie haben es selbst
gesagt, ist allein kein Totschlagsargument gegen
G9. Wenn wir ehrlich sind, Herr Rabe, Sie wissen
das besser noch als ich, der aktuelle Schulentwick-
lungsplan, nach dem Sie arbeiten, geht aktuell von
sinkenden Schulerzahlen aus. Deshalb fordern wir

Sie doch regelmaRig auf, ihn anzupassen. Also
das allein als Argument zu nehmen, glaube ich, ist
etwas merkwdurdig.

Wir haben viele andere Probleme noch, die wir
heute hier nicht diskutieren kdnnen. Sie kennen
die Ergebnisse, 27 Prozent der Grundschiiler, die
die Hamburger Grundschulen verlassen, haben
Probleme, erreichen nicht das Leistungsziel bei der
Rechtschreibung. Und bei den halbherzigen Mal3-
nahmen, die Sie eingeleitet haben, wissen wir
noch nicht, ob sich daran etwas andert.

Herr Tjarks, ich bin sehr gespannt auf lhre Vor-
schlage. Sie haben das am Ende ein bisschen ver-
schluckt gesagt. Sie haben gesprochen von der
Entschleunigung an den Gymnasien. Und das ist
auch das, was diese Zahl, diese 76 Prozent so in-
teressant macht. Die Menschen haben den Ein-
druck, Gott sei Dank wird unser Leben immer lan-
ger, immer erflllter, aber die Schulzeit und die
Kindheit, die wird immer kirzer. Darauf missen wir
doch eine Antwort finden,

(Dirk Kienscherf SPD: Das hatten Sie doch
friher bei der Einfihrung doch auch!)

auf diesen empfundenen Stress auch, auf diesen
Lernstress. Andere Bundeslander haben das doch
getan.

Und auch die Frage nach der angeblichen Struktur
ist aus meiner Sicht bisher in keiner Weise bewie-
sen. Wir haben in Schleswig-Holstein jetzt eine
Richtung wieder zu G9, sie haben es umgesetzt. In
den grof3en Ballungsrdumen in Schleswig-Holstein
gibt es vergleichbare Schulstrukturen wie in Ham-
burg. Und da haben wir eine Verschiebung der An-
meldezahlen

(Dirk Kienscherf SPD: Wo haben sie denn
Ballungsrdume?)

in der hochsten Stufe um 3,5 Prozent. Auch das ist
ein wichtiges Argument dafir.

(Beifall bei der CDU)

Frau Boeddinghaus, am Ende kurz zu lhnen.
Wenn also fur die Stadtteilschulen das einzige
Merkmal, das sie am Leben erhalt, die Frage G9
ist und die Einschrankung der Struktur, dann, glau-
be ich, missen wir grundsatzlich auch noch inten-
siver Uber die Frage der Bildung an Stadtteil-
schulen sprechen. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Frau Duden bekommt
das Wort fiir die SPD-Fraktion.

(Wolfgang Rose SPD: Wo ist denn Frau Sto-
ver?)

Barbara Duden SPD:* Frau Prasidentin, liebe Kol-
leginnen und Kollegen! Herr Trepoll, auf Ihre zwei-
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te Rede will ich jetzt gar nicht eingehen, aber lhre
erste war eigentlich schon miide. Da war der Ruick-
wartsgang doch schon deutlich erkennbar. Und auf
Ihrem Wunschzettel fur die umfangreichen Win-
sche, die Sie haben, war flr jeden etwas dabei. Fi-
nanzierungsansatze habe ich von lhnen in dieser
Frage nicht gehort.

Naturlich reden wir gemeinsam Uber die Fortent-
wicklung unseres Schulsystems. Lassen Sie uns
weiterhin gemeinsam Uber die Qualitatsverbesse-
rung reden. Die erzielten Ergebnisse,

(Zuruf von Anna-Elisabeth von Treuenfels-
Frowein FDP)

die wir in diesem Schulfrieden gewonnen haben,
lassen sich schon jetzt sehen.

(Beifall bei der SPD)

Wir wollen keine Krafte verschwenden, aber, das
ist mir in lhrer Rede aufgefallen, haben Sie sich
einmal Uber die Zukunft der Stadtteilschulen geau-
Rert? Ich habe von lhnen dazu kein Wort vernom-
men. Wie soll das alles aussehen? Sie haben den
Eindruck hinterlassen, als wenn G9 irgendwie in ei-
ner Light-Version kommen kann. Es gibt nur die
Moglichkeit G9 oder G8, da gibt es nichts Leichtes
durch die Hintertur.

Frau Boeddinghaus hat schon wunderbare Worte
gefunden Uber die Frage Schulstruktur oder nicht.
Und, man muss auch deutlich sagen, lhre Kollegin
in Schleswig-Holstein, Frau Prien, hat auch lhnen
schon vehement widersprochen, indem sie gesagt
hat, natirlich ist die Debatte, die die CDU in Ham-
burg fihrt, ein Eingriff in die Schulstruktur. Ganz
eindeutig. Da sollten Sie sich vielleicht mit ihr noch
einmal treffen.

Frau von Treuenfels-Frowein hat uns vorgeworfen,
dass wir Uberhaupt nicht auf die Schulleiter horen.
Die Vereinigung der Leitung der Hamburger Gym-
nasien und Studienseminare hat im Dezember
einen offenen Brief verfasst. Ich will nur die Uber-
schrift vorlesen:

"Stellungnahme zu G8 oder G9 in Hamburg
gibt es doch schon langst. Qualitat schaffen
statt Krafte verschwenden. Keine neue
Schulstrukturdebatte fir Hamburg."

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Zur Qualitat haben sie etwas ganz an-
deres gesagt!)

Und ich glaube, mehr braucht man zu der Position
der Praktiker in Hamburgs Schulwesen auch nicht
zu sagen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sie tun sich mit dieser Diskussion keinen Gefallen.
Ihre Schulpolitik der letzten Jahre ist eigentlich jetzt
Makulatur. Und ich will Sie einmal darauf hinwei-

sen, lhr Pappschild war auch keine moderne Di-
daktik.

(Beifall und Heiterkeit bei der SPD und den
GRUNEN)

Frau Stover, bei der Schulpolitik, die Sie in den
vergangenen Jahren gemacht haben, kénnen Sie
mir eigentlich leidtun, Sie durften doch nicht einmal
jetzt in zweiter Runde dazu sprechen. Ich sage
noch einmal,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Sie machen echt gute Stimmung hier!)

wir haben in Hamburg G8 und wir haben G9. Das
ist das Hamburger Angebot, und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Prasidentin Carola Veit: Herr Duge erhalt das
Wort fiir die GRUNE Fraktion.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Herr Trepoll, die Argumente, die
Sie gebracht haben, waren Uberschaubar. Zehn
Jahre Schulfrieden heif3t doch nicht, dass der
Schulfrieden nun zu Ende ist. Wir haben nie ge-
sagt, dass wir uns nicht einer Diskussion und einer
Auswertung stellen, das machen wir, und wir ha-
ben lhnen auch signalisiert, dass wir hierzu bereit
sind. Wir werden das analysieren. Aber Sie kénnen
doch nicht die Erfolge, die mit diesem Schulsystem
erreicht worden sind, negieren und das Ganze
aufs Spiel setzen.

(Dennis Gladiator CDU: Hat keiner ge-
macht!)

Ich mochte auch noch einmal auf Frau Prien hin-
weisen, |hre frihere schulpolitische Sprecherin, die
gesagt hat, in der Ausschussprotokollsitzung vom
23. Mai 2014 nachlesbar, Schulfrieden sei ein Wert
an und fir sich. Und wenn man diesen Wert an
und fir sich dann auch noch gut weiterfihrt, indem
man Schulbauten macht, indem man Lehrer ein-
stellt, die Qualitat der Lehrer weiter verbessert,
dann, glaube ich, ist man hier genau auf dem rich-
tigen Weg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD —
Anna-Elisabeth  von Treugnfels—Frowein
FDP: Sie reden alle Gber das AulRere!)

Und wir haben auch unsere Position damit sehr
deutlich gemacht, dass wir diesen Weg weiterge-
hen wollen und glauben, dass es der richtige ist fir
alle, die am Schulleben beteiligt sind.

Die Einflhrung des Zwei-Saulen-Systems, daran
mochte ich erinnern, haben Sie doch mit eingefiihrt
2010 und haben ebenfalls gesagt, ich weil} es
noch, Sie wollten auch, dass die Stadtteilschulen
zum Erfolg werden. Wer uns weismachen will,
dass die Einfihrung von G9 an den Gymnasien so
wie ein einfacher Stundenplanwechsel sei, ver-
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kennt meines Erachtens und verharmlost die Di-
mension eines solchen Wechsels.

An den Gymnasien wird das zu erheblichen Ver-
werfungen fihren, aber auch an den Stadltteil-
schulen wird es zu Verwerfungen flihren, das ist
eben schon genannt worden. Und es wird dazu
fuhren, dass noch mehr Schulerinnen und Schiler
nach der sechsten Klasse die bittere Empfindung
haben, aussortiert worden zu sein. Das kdnnen wir
meines Erachtens nicht verantworten.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben es geschafft, in diesem Zwei-Saulen-
System die Laterne abzugeben. Das ist sehr deut-
lich gesagt worden. Wir haben innerhalb der Stadt-
staaten einen riesigen Schritt voran genommen
und stehen jetzt im Mittelfeld des Rankings der
Bundeslander. Und unsere Aufgabe wird es sein,
diese Verbesserungen weiter fortzusetzen. Dazu
sind wir bereit und dazu werden wir sicherlich auch
Gesprache flihren.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der SPD)

Ich mochte mit Frau Prien noch einmal enden, dem
Ausschussprotokoll, in dem sie festgestellt hat, wie
es hier wiedergegeben wird:

"Insbesondere hatten die Wissenschaftler
verdeutlicht aus der Anhdrung, dass es kei-
ne valide Evidenz flir eine qualitative pada-
gogische Uberlegenheit von G9 und auch
keine wissenschaftliche Evidenz fir einen
Kausalzusammenhang zwischen starkeren
Stressbelastungen oder anderen uner-
wilnschten Nebenwirkungen bei Schulerin-
nen und Schulern gabe."

Ich finde, es ist nicht verantwortungsvoll, aus wahl-
taktischen Griinden, und das steht dahinter, diese
Diskussion wieder aufzumachen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Frau von Treuenfels-Fro-
wein bekommt das Wort flir die FDP-Fraktion.

Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein FDP:
Meine Damen und Herren! Wir haben wieder ein
schones Potpourri heute gehdrt. Ich will auf einige
Sachen eingehen. Einmal will ich Herrn Tjarks fra-
gen, was eigentlich Entschleunigung am Gymnasi-
um heildst. Was dirfen wir darunter verstehen?
Doch GB9 vielleicht so ein bisschen oder vielleicht
Klassenwiederholung zulassen oder einfach ein
bisschen chillen? Also das ist, finde ich, sehr,
sehr ...

(Beifall bei der FDP und Heiterkeit bei André
Trepoll CDU)

Sorry, wenn ich das so sage, aber irgendwie sehr
kryptisch ausgedrickt, da mdchte ich schon ein

bisschen konkreter werden. Auch wenn Sie kein
Schulpolitiker sind, wenn Sie so etwas sagen,
dann sagen Sie auch, was Sie meinen.

Herr Rabe liest wie immer Jubelmails aus allen
Uberregionalen Zeitungen vor, aber von lhnen,
Herr Rabe, habe ich bis jetzt nichts gehort, und
das ist, was mich eigentlich interessiert und wor-
Uber wir heute sprechen wollen oder missten. Wie
wollen Sie denn die 76 Prozent, die einmal so ab-
gestimmt haben, wie sie nun einmal abgestimmt
haben, Uberzeugen? Wollen Sie die wirklich Uber-
zeugen, indem Sie denen sagen, wir haben in
Schulbau investiert, wir haben in Lehrer investiert?
Wir haben in so viele AuRerlichkeiten investiert,
aber fur die innere Qualitatsoffensive haben wir
nichts getan. Dann haben Sie die Birger doch ge-
gen sich und nicht an Ihrer Seite.

(Beifall bei der FDP — Erster Vizeprasident
Dietrich Wersich tibernimmt den Vorsitz.)

Dann als Letztes noch einmal, ich finde es immer
schon, wenn man sich auf Frau Prien beruft,
warum denn eigentlich nicht. Aber wenn man gera-
de Frau Prien als Testimonial fir den Schulfrieden
nimmt und dass man dabei bleiben sollte, obwonhl
genau die CDU und Frau Prien nun gerade in
Schleswig-Holstein das Gegenteil erfillen — was ist
das denn fir ein verdrehtes Zitat? Woflr steht
denn das eigentlich? Das habe ich nun Uberhaupt
nicht verstanden.

(Beifall bei der FDP, der CDU und bei
Dr. Alexander Wolf AfD)

Nein, es geht mir eigentlich gar nicht um Frau
Prien, sondern es geht mir darum, dass hier alles
so lange verdreht wird, bis es irgendwie passt.
Auch Frau Duden stellt sich hierhin, und das finde
ich schon ziemlich krass, ehrlich gesagt. Also jeder
hier im Haus, jeder, wir haben es doch so oft be-
sprochen, kann sich an den Brandbrief der Gymna-
sialleiter, glaube ich, ziemlich gut erinnern. Ich ha-
be da nicht gelesen, dass sie mit dem Zwei-Sau-
len-Modell, so wie es ist, jetzt zufrieden sind, son-
dern was sie geschrieben haben, ist noch nie pas-
siert in dieser Stadt. Innerhalb des Systems haben
plétzlich die eigenen Schulleiter gesagt, so, wie es
jetzt ist, kann es nicht bleiben. Da missen wir doch
hinhéren, da kdnnen wir doch nicht aus diesem
Brandbrief auch noch irgendeinen Satz zitieren,
der vielleicht moglicherweise unsere Sturheit noch
weiter Uberschreibt. Herr Rabe, das finde ich, ehr-
lich gesagt, geht nicht und da missen Sie auch
einschreiten. So kénnen wir es nicht machen.

Natirlich sind wir zu Gesprachen bereit. Wir haben
doch haufenweise Antrage eingereicht, und wenn
Sie eine Qualitatsoffensive wollen, dann Uberwei-
sen Sie doch jedenfalls einmal an den Schulaus-
schuss, dann kénnen wir namlich wirklich einmal
darlUber reden.
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(Dr. Monika Schaal SPD: Ja, was reden Sie
denn?)

Aber tun Sie nicht so, als ob Sie mit uns Gespra-
che flhren, das machen Sie bis jetzt namlich
nicht. — Vielen Dank, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP und bei André Trepoll
CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachster erhalt das Wort Herr Dr. Wolf fir die AfD-
Fraktion.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren! Jetzt zum Thema
G9 an den Gymnasien. Bei dieser Frage G8 oder
G9 an Gymnasien gibt es kein einfaches Richtig
oder Falsch. Nehmen wir deshalb einmal die Argu-
mente genauer unter die Lupe.

Gegen eine Wiedereinflihrung von G9 wird ange-
fuhrt, dass es einen erheblichen Verwaltungsauf-
wand und auch Kosten mit sich bringt, angefangen
damit, dass Lehrplane zu Uberarbeiten und neu zu
schreiben sind und so weiter. Das ist richtig, das ist
ein Argument. Allerdings meine ich, sollte das
Wohl der Schiiler das Entscheidende sein und
nicht der Verwaltungsaufwand. Das andere Haupt-
argument dagegen ist die Behauptung, das schwa-
che die Stadtteilschulen, dort wirde doch ohnehin
G9 angeboten. Da ist etwas dran, allerdings ist das
Argument schief, denn eine Entscheidung fur ent-
weder Stadtteilschule oder Gymnasium kann und
sollte doch richtigerweise nicht anhand der Frage
G9, also Stadtteilschule, oder G8, also Gymnasi-
um, gefallt werden, sondern nach Interesse und
Anlagen des einzelnen Schiilers, Stichwort Rich-
tung Hochschulreife oder Richtung duale Berufs-
ausbildung. Das Argument G9 als Argument zur
Verteidigung der Stadtteilschule, finde ich, rickt
die Schule, die Institution, anstelle des Wohls des
Schulers und setzt damit wiederum die falschen
Kriterien. Damit sind beide Argumente am Ende
nicht stichhaltig. Demgegenlber wiegen die Argu-
mente fur G9 deutlich schwerer. G8 (berfordert al-
so viele Schdler, die nur mit enormen Anstrengun-
gen, haufig Nachhilfeunterricht, den Lernstoff
packen, der eben, und das ist vielleicht ein Fehler
bei der Einfihrung gewesen, nicht abgespeckt
wurde gegenlber dem bisherigen G9,

(Barbara Duden SPD: Naturlich! Haben Sie
mal die Lehrplane angeguckt?)

sondern nur auf geringere Zeit zusammenge-
dampft wurde. Damit zusammenhangend, mit G9
gewinnen die Schiler an den Gymnasien freie Zeit
am Nachmittag, die sie auch fur Musik und Sport
verwenden kdénnen.

(Dirk Kienscherf SPD: 12 Minuten!)

Ich habe es sehr genossen, sage ich ehrlich, um
13, spatestens 14 Uhr aus der Schule zu kommen
und den Nachmittag zur freien Verfigung zu ha-
ben, und mdchte nicht mit den heutigen Schilern
tauschen, die erst um 15 oder 16 Uhr aus der
Schule kommen. Wohlgemerkt, die Mdglichkeit
und die Ganztagsbetreuung unterstitzen wir, aber
nicht als Pflicht, sondern als Moglichkeit.

Kein Wunder, dass dies auch dem mehrheitlichen
Willen der Hamburger entspricht, und eine 76-Pro-
zent-Mehrheit ist nun wirklich ein Wort. Das heif3t
im Ergebnis, wir begriiRen G9 als Option und sind
fur die Wahlfreiheit der Schulen, ob diese das Abi-
tur nach dem Modell G8 oder G9 anbieten wol-
len. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt jetzt Birgit Stover fiir die CDU-Fraktion.

(Dirk Kienscherf SPD: Erst mal was trinken!)

Birgit Stéver CDU: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Es wurde schon gesagt, so, wie es
jetzt ist, kann es nicht bleiben, das sagen die gym-
nasialen Schulleiter, das sagen die Lehrer der
Stadtteilschulen und es sagen nun 76 Prozent der
Hamburgerinnen und Hamburger. Diese Frage
stellt sich: Warum wird der Bildungspolitik ein so
schlechtes Zeugnis ausgestellt? Das, Herr Rabe,
darfen Sie nicht ignorieren.

(Beifall bei der CDU — Barbara Duden SPD:
Das war kein Zeugnis! Das war eine Frage!)

Wenn wir ehrlich sind, fordern die Eltern doch das
Abitur nach neun Jahren an den Gymnasien, welil
eben die Stadtteilschule leider immer noch nicht ei-
ne richtige Alternative ist zum Gymnasium, wenn
die Kinder Abitur machen wollen. Auf der anderen
Seite ist der Stressfaktor an Gymnasien fur viele
Kinder zu hoch. Das sind beide Seiten. Ist es nicht
vielleicht eher ein eklatantes Misstrauensvotum ge-
gen die Stadtteilschule und gegen die Umsetzung
von G8 an Gymnasien?

Zur Stadtteilschule: Ist es nicht so, dass die Stadt-
teilschulen mit Aufgaben massiv Uberfrachtet wur-
den? Ja, mit Uber 20 Prozent Grundschiilern, die
nach der vierten Klasse nicht die Mindeststandards
in Lesen, Schreiben und Rechnen erfillen und die
trotzdem an die Stadtteilschule wechseln.

(Barbara Duden SPD: Auf irgendeine Schule
missen sie jal — Dirk Kienscherf SPD: Wo
sollen die denn hin? — Séren Schumacher
SPD: Wir kénnen sie auch aufs Gymnasium
schicken!)

Herr Senator, dieser Zustand wird in Ihrer Behérde
einfach so sang- und klanglos seit Jahren hinge-
nommen.
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Zweitens: Die Stadtteilschulen sind Uberfrachtet
mit Schilerinnen und Schiillern mit besonderem
Forderbedarf, die seit 2011 ohne Vorbereitung der
Schulen und ohne Fortbildung der betroffenen
Lehrer in die Regelbeschulung geschickt werden.
Fir den Teil an Kindern mit den Fdrderschwer-
punkten Lernen und Sprache und emotional-sozia-
len Defiziten, die nur an den Stadtteilschulen un-
terrichtet werden, gibt es leider seit Jahren keine
zufriedenstellende Lésung, und Ahnliches gilt lei-
der auch fir die Integration.

(Beifall bei der CDU)

Drittens: Die Stadtteilschulen sind Uberfrachtet mit
ideologischen Vorgaben, nach denen es offenbar
untersagt wird, in der Mittelstufe einen leistungsdif-
ferenzierten Unterricht zu geben, um Schuler spe-
ziell auf den mittleren Abschluss oder auf das Abi-
tur vorzubereiten.

Aber nun zu den Gymnasien, die Umfrage geht
auch um die Gymnasien. Viele Eltern und Schiler
klagen Uber zu wenig Freizeit und eine zu hohe
abendliche Belastung. Dabei sind die Schiilerinnen
und Schiler doch nachmittags in der Schule. Der
Nachmittag sollte deutlich besser genutzt werden,
und naturlich sollten neben dem Fachunterricht
Sport- und Neigungskurse angeboten werden,
aber bei Bedarf auch qualifizierte Hilfsangebote
und Unterstitzung bei den Hausaufgaben gege-
ben werden, sodass die Schuler nach 16 Uhr dann
wirklich Freizeit haben.

Herr Senator, Ignoranz und Arroganz helfen hier
nicht weiter, sondern nur eine genaue Analyse,
was schiefgelaufen ist, und dann eine entspre-
chende Anpassung und Unterstitzung des Sys-
tems. Das ist Ihre Verantwortung, Herr Senator.

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Frau Stover, gestatten Sie eine Zwischen-
frage oder Zwischenbemerkung?

(Beifall bei der CDU)
Sie ist fertig.

Dann sind wir am Ende dieses Themas, denn mir
liegen dazu keine weiteren Wortmeldungen vor.

Dann rufe ich das von den GRUNEN angemeldete
Thema auf:

Von Taktverdichtung bis U5, neue Busli-
nien und mehr Radverkehr: Wir gestalten
die Mobilitat von morgen

Herr Bill wUnsch’_[_ das Wort und bekommt es als
Erster fir die GRUNE Fraktion.

Martin Bill GRUNE: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Wer sich einmal auf

einer Party als Verkehrspolitiker geoutet hat, der
wusste es eigentlich schon vorher, aber wir haben
es jetzt auch noch einmal amtlich vom "Hamburger
Abendblatt" aufgeschrieben bekommen, die Ver-
kehrspolitik, die Mobilitat in Hamburg sind eine der
Topthemen, die die Hamburgerinnen und Hambur-
ger bewegen.

(Dirk Nockemann AfD und Dennis Thering
CDU: Top-Aufreger!)

Das Ziel unserer Politik ist dabei sehr deutlich, wir
haben das Ziel, die Lebensqualitat in unserer Stadt
noch weiter zu verbessern. Wir wollen Mobilitat
auch immer mit Stadtentwicklung zusammen be-
greifen. Fur uns ist klar, wer in Hamburg die Le-
bensqualitdt in der Stadt erhéhen will, wer Staus
vermeiden will, wer Larm- und Luftbelastung redu-
zieren mochte, wer die Aufenthaltsqualitat in den
Quartieren vor Ort steigern will, der muss die Ver-
kehrswende voranbringen. Deshalb fordern wir den
sogenannten Umweltverbund, wir férdern den
OPNV, wir férdern das Zu-FuR-Gehen und wir fér-
dern den Radverkehr.

(Beifall bei den GRUNEN — Dirk Nockemann
AfD: Das Zu-FulR-Gehen missen Sie nicht
fordern!)

Wenn wir uns den HVV, den offentlichen Perso-
nennahverkehr in Hamburg einmal anschauen,
dann haben wir ein Biindel aus MafRnahmen. Eini-
ge Malknahmen greifen sehr langfristig, einige
MaRnahmen greifen kurzfristig, und einige Mal3-
nahmen sind eher im mittelfristigen Bereich zu se-
hen.

Wir haben im Dezember letzten Jahres die neue
U-Bahn-Station Elbbriicken eingeweiht. Bei dieser
U-Bahn-Station wurde einiges richtig gemacht. Es
wurde nicht nur weniger Geld ausgegeben als an-
gesetzt wurde, sondern es wurde auch eine
U-Bahn gebaut, bevor die Stadt sich darum herum
entwickelt hat, bevor dort Wohnungen entstehen,
bevor dort die Arbeitsplatze entstehen. Das ist eine
Stadtentwicklung, wie sie eigentlich im Buche
steht, dass namlich die neuen Bewohnerinnen und
Bewohner, die Leute, die dort jeden Tag arbeiten,
sich gleich an den OPNV gewdhnen kénnen,
gleich ihre Gewohnheiten auf den HVV ausrichten
kénnen und nicht erst gucken mussen, wo sie blei-
ben, bis sie irgendwann einmal mit dem Bus oder
der U-Bahn wegfahren kénnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben aber leider in Hamburg auch genau das
Gegenteil, wir haben Stadtteile, die vor 40 Jahren
oder langer einmal gesagt bekommen haben, zieht
dort einmal hin, ihr bekommt sicherlich bald eine
U-Bahn. Wenn wir ein bisschen in die Vergangen-
heit schauen, dann mussen wir zur Wahrheit sa-
gen, erstens: Das ist bis heute nicht gelungen. Und
zweitens: Sowohl vor 18 Jahren als auch vor acht
Jahren waren wir schon einmal kurz davor, ein
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neues Schienensystem einzufiihren. Zur Wahrheit
gehort aber, seit 40 Jahren diskutieren wir, und
dieses Schienensystem fahrt heute nicht.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja!)

Das macht vielleicht die Dimension deutlich, was
es bedeutet, wenn wir gestern die Machbarkeits-
studie zur neuen Linie U5 vorgestellt haben. Erst-
mals ist es so, dass eine komplette U-Bahn-Linie
vollstandig auf der ganzen Linie durchgeprift wur-
de, dass die Machbarkeit fundiert dargestellt wurde

(Dennis Thering CDU: Und wann ist sie fer-

tig?)
und dass es sich zeigt, dass diese neue U-Bahn-
Linie 5 eben nicht nur verkehrlich sinnvoll ist, was
viele von uns vorher schon wussten, sondern dass
sie eben auch baulich umsetzbar ist und vor allen
Dingen, dass sie mittelfristig dringend erforderlich
ist. Schon heute fahren auf der Buslinie 5 16 Millio-
nen Fahrgdste pro Jahr und auf der Buslinie 6
7 Millionen Fahrgaste pro Jahr, also eine enorme
Menge an Menschen, die dort transportiert werden.
Es werden standig jedes Jahr mehr, und deswe-
gen brauchen wir ein Verkehrsmittel, das wesent-
lich héhere Kapazitaten transportieren kann.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Klar ist, das wird nicht billig. Nattrlich wird die
neue U5 mehrere Milliarden Euro kosten, und es
wird ein Dekadenprojekt werden, das wir nicht von
eben auf jetzt bauen kdénnen. Aber klar ist doch
auch, wer den Verkehr der Zukunft gestalten
mochte, der braucht eben einen starken o6ffentli-
chen Personennahverkehr, wir brauchen einen
starken HVV als Ruckgrat fur die umweltschonen-
de Mobilitdt in Hamburg. Wer sich einmal ernsthaft
mit Verkehrspolitik auseinandergesetzt hat, der
weil} doch, dass man auf Ebene der Machbarkeits-
studie keine verlasslichen Kostenberechnungen
herleiten kann, das ware schlicht unseriés. Man
kann auch auf solch einer Grundlage keinen An-
trag beim Bund stellen, weil der Bund naturlich wis-
sen will, wie viel Geld braucht ihr, was ist das fir
ein Kosten-Nutzen-Verhaltnis, und deswegen be-
rechnet er dann, wie viel Geld er dazugibt.

(Dennis Thering CDU: Dann missen Sie
eben schneller planen! Sie hatten doch ge-
nug Zeit zu planen!)

Ich finde, statt hier Nebelkerzen zu werfen, sollten
wir doch einmal schlicht gemeinsam Uberlegen, wo
wir hinwollen. Die Frage ist, wollen Sie die U5 oder
wollen Sie die nicht? Wenn Sie diese Frage wie
bisher mit Ja beantworten, dann missen wir uns
doch einfach gemeinsam Uberlegen, wie wir diese
U-Bahn finanzieren. Lassen Sie uns das gemein-
sam Uberlegen. Lassen Sie uns dann schauen, wie
wir gemeinsam fir Hamburg das Geld vom Bund
erhalten, das wir dafiir brauchen, und dann lassen
Sie uns gemeinsam in eine Mobilitdt schauen, die

nachhaltig ist und wo der OPNV, wo der schienen-
gebundene OPNV, das Ruckgrat ist. — Vielen
Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Das Wort
erhalt als Nachste Dorothee Martin fir die SPD-
Fraktion.

Dorothee Martin SPD: Vielen Dank, Herr Prasi-
dent. Meine Damen und Herren! Hamburg wachst.
Mitte der DreilRigerjahre wird die Stadt rund 2 Mil-
lionen Einwohner haben. Dazu kommen taglich
weit mehr als 300 000 Pendlerinnen und Pendler.
Unsere sehr wichtige Aufgabe und unsere Verant-
wortung sind daher nicht nur das aktuelle Ver-
kehrsaufkommen zu bewaltigen, sondern Mobilitat
auch fur die nachsten Generationen sicherzustel-
len.

(André Trepoll CDU: Das klappt ja auch
nicht! Staustadt!)

— Das tun wir, Herr Trepoll.
(Vereinzelter Beifall bei der SPD)

Das tun wir mit einem sehr klaren Fokus auf um-
weltfreundliche, auf komfortable, auf sichere Ange-
bote und mit klarem Ziel, den Strallenverkehr zu
entlasten.

Diese Koalition steht fur den grof3ten Ausbau des
OPNV seit Jahrzehnten in qualitativer und in quan-
titativer Hinsicht. Das ist notwendig, weil die Fahr-
gastzahlen im OPNV seit Jahren steigen. Und
dass wir damit jetzt schon Erfolg haben, zeigt auch
die aktuelle Studie Mobilitat in Deutschland, wo
74 Prozent der Nutzerinnen und Nutzer in Ham-
burg sehr zufrieden oder zufrieden mit dem OPNV
sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das ist ein gutes Ziel. Das ist natirlich Ansporn,
diese Zufriedenheit noch zu erhéhen. Wir bauen
daher neben den grof3en Vorhaben bei der S-Bahn
in den kommenden 15 bis 20 Jahren allein das
U-Bahn-Netz um rund ein Drittel aus, sodass circa
150 000 Einwohnerinnen und Einwohner erstmals
einen Anschluss an das Schnellbahnnetz bekom-
men. Wir verlangern die U4 zur Horner Geest, wir
bauen eine neue U1-Haltestelle in Oldenfelde. Wir
freuen uns alle Uber diese unglaublich toll gewor-
dene neue Haltestelle an den Elbbriicken, und wir
planen mit der U5 eine neue Verkehrs- und Le-
bensader, die quer durch die Stadt fiihrt, die voll-
automatisch und im 90-Sekunden-Takt fahrt und
eine der modernsten und leistungsfahigsten Linien
im ganzen Land wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Mit der gestern vorgestellten technischen Mach-
barkeitsstudie fur die U5-Mitte sind wir einen weite-
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ren grolRen Realisierungsschritt vorangekommen.
Die Planungen fir den weiteren Schienenan-
schluss Richtung Hamburger Westen gehen dann
auch weiter. Nicht nur sehr dicht besiedelte Stadt-
teile, sondern auch sehr gro3e Ausbildungs-, Wis-
senschafts- und Wirtschaftsstandorte wie die City
Nord, wie die Universitdt, UKE, Campus Bahren-
feld werden durch die U5 an das Netz angeschlos-
sen und sind somit auch ein sehr wichtiges Vorha-
ben fir den Wirtschafts- und Wissenschaftsstand-
ort Hamburg.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir freuen uns sehr, dass jetzt die Zeit gekommen
ist, die Birgerinnen und Birger wieder sehr um-
fangreich an den Planungen zu beteiligen.

Noch einmal ein paar Satze zu den Kosten, Herr
Bill hat es schon vdllig richtig ausgefihrt. Aus den
Statements der CDU, die wir gestern wieder héren
konnten, die jetzt eine Benennung der Kosten fir
den U-Bahn-Bau fordert, kann man doch nur eines
lesen: Die CDU hat aus ihren Fehlern bei der Elb-
philharmonie nichts gelernt.

(Dennis Thering CDU: Sie verkloppen 45 Mil-
lionen Euro Planungsmittel!)

Fur uns dagegen gilt, erst zu Ende planen, dann
realistisch die Kosten schatzen, fir uns geht
Grundlichkeit vor Schnelligkeit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Gleichwohl, die Gesprache mit dem Bund laufen
naturlich, und wie es im Rahmen eines Gemeinde-
verkehrsfinanzierungsverfahrens absolut Ublich ist,
erfolgen die Verhandlungen Uber den Kostenzu-
schuss nach Fertigstellung der Planung mit den
Haltestellen. Das wird jetzt angegangen nach der
Kosten-Nutzen-Analyse, so, wie es bei der U4
lauft, wie es bei der S4 lauft. Das ist ein Ubliches
Verfahren, wir liegen hier im Zeitplan.

(Beifall bei der SPD)

Daher auch, wenn man es so will, mein Appell an
Sie, Kollegen und Kolleginnen der CDU: Seien Sie
konstruktiv, nutzen Sie hier, statt zu meckern, |h-
ren Einfluss auf den Bundesverkehrsminister,

(Ole Thorben Buschhiter SPD: Hat keinen
Einfluss!)

setzen Sie sich fur die Finanzierung der U5 ein.
Sie stehen hier genauso wie wir im Bund in der
Verantwortung, sich fir Hamburg starkzumachen,
tun Sie das dann auch.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich finde es sehr wichtig flir eine Metropole wie
Hamburg, dass wir neben den genannten Schwer-
punkten fir OPNV, auch fiir Radverkehr, fir FuR-
verkehr uns auch immer mit dem Schlagwort der
neuen Mobilitdt auseinandersetzen. Daher ist es
wichtig, dass wir nicht nur im Rahmen von ITS,

sondern dartber hinaus im Verbund mit vielen Ex-
pertinnen und Experten, mit IT-Spezialisten, Stadt-
planern, Verkehrswissenschaftlern, Unternehmen,
mit Verbanden immer neue Formen der Mobilitat
erproben und diskutieren und eben bei allen Ver-
kehrsprojekten, die wir angehen, das Prinzip der
intelligenten und der vernetzten Mobilitdt immer
mitdenken. Ob das bei Sharing-Angeboten, wie es
jetzt ioki, MOIA sind, bei der Teststrecke flr das
automatisierte Fahren im Leadprojekt, bei intelli-
genter Ampelschaltung, Verkehrssteuerung, beim
Ausbau von Elektromobilitat, beim automatisierten
Ticketing-System des HVV und vielem, vielem
mehr — Hamburg ist Testlabor und Vorreiter, es ist
wichtig, gerade auch fiir andere Metropolen, dass
wir hier vorangehen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dabei gilt fir uns, somit komme ich zum Schluss,
jede und jeder soll sich nach seinen individuellen
Beddurfnissen ziigig und sicher und komfortabel in
der Stadt bewegen kdnnen. Es gibt viel zu tun, Mo-
bilitdt wird uns dauerhaft beschaftigen, nicht nur
durch Umfragen. Wir gehen es an, wir stellen um-
weltfreundliche Mobilitdt auch fir die ndchsten Ge-
nerationen sicher. — Ich danke fir die Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Fir die
CDU-Fraktion erhalt jetzt das Wort Dennis Thering.

Dennis Thering CDU: Herr Prasident, meine sehr
geehrten Damen und Herren! Die rot-grine Ver-
kehrspolitik bleibt das groRte Argernis in unserer
Stadt. Nicht nur hier im Plenum, sondern auch, das
wissen wir, seit letzter Woche bei 86 Prozent der
Hamburgerinnen und Hamburger. Diese Zahl muss
man sich einmal auf der Zunge zergehen lassen,
das ist doch noch mehr als der Anteil der Hambur-
gerinnen und Hamburger, die sich ein Zurtck zu
G9 winschen. Da merkt man, dass Sie in der Ver-
kehrspolitik vieles falsch gemacht haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Deshalb, liebe Kolleginnen und Kollegen von SPD
und GRUNEN, hatte ich mir in lhren Statements
auch etwas mehr Demut und vor allem auch etwas
mehr Selbstkritik gewlinscht. Schliellich sind Sie
seit acht Jahren fir diese rot-griine Verkehrspolitik
verantwortlich, und Sie sind flr diese 86 Prozent,
die in Hamburg sagen, die Verkehrspolitik ist das
gréBte Argernis, verantwortlich. Das ist das Ergeb-
nis lhrer schlechten Arbeit in der Verkehrspolitik.

(Beifall bei der CDU)

Wir haben eben nicht diese schone rot-griine Ver-
kehrswelt, die Sie uns immer versuchen weiszu-
machen. Sie sprechen auch immer wieder von Mo-
bilitdt, doch zur Mobilitdt gehoért auch, dass die
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Menschen mobil sind und sich fortbewegen kon-
nen. Wenn wir uns aber anschauen, dass Ham-
burg deutscher Staumeister ist, muss man sich die
Frage stellen, wie mobil Hamburg Uberhaupt ist.
Das sind alles Fragen, auf die Sie keine Antworten
geben kénnen.

(Dr. Monika Schaal SPD: Welche Antworten
haben Sie denn?)

Es geht auch lustig weiter. Ich habe es angespro-
chen, dass jeder Hamburger Autofahrer (ber
40 Stunden pro Jahr im Stau steht. Die Bezirks-
stralen, die FuBwege und die Radwege sind in ei-
nem schlechten Zustand. Die BezirksstraRen, die
FuBwege und die Radwege werden auch von Jahr
zu Jahr immer schlimmer. Das Chaos bei der Bau-
stellenkoordinierung haben Sie auch nicht wegko-
ordiniert. Da hatte Herr Westhagemann jetzt einen
Plan vorgestellt, wir fragen das monatlich ab und
sehen, dass sich bisher noch tiberhaupt nichts ver-
bessert hat.

(Farid Muller GRUNE: Zwei Wochen her!)

Auch da kommen Sie nicht voran. Das ist auch da-
fur verantwortlich, dass 86 Prozent der Hamburger
verargert sind Uber Ihre Verkehrspolitik.

(Beifall bei der CDU)

Dann ist da noch lhre planlose Radverkehrspolitik,
wo Sie uberall so ein bisschen rumfuhrwerken, und
am Ende des Tages kommt ein Flickenteppich da-
bei heraus. Das zeigt auch, dass viele Fahrradfah-
rer, fur die Sie doch eigentlich hier Politik machen
wollen, lhre Radverkehrspolitik Gberhaupt nicht an-
nehmen, lieber auf FuBwegen fahren, statt sich ne-
ben 40-Tonner,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Herr Thering,
Sie lernen es nie!)

die natirlich nicht 1,50 Meter Uberholabstand ein-
halten, auf HauptverkehrsstralRen qualen. All das
sind Punkte, die die Hamburgerinnen und Hambur-
ger an lhrer Verkehrspolitik verargern.

Uber die Busbeschleunigung haben wir gespro-
chen, da wissen wir auch, das haben wir am Ende
des letzten Jahres herausgearbeitet, dass gerade
die Busse, fur die mit der Busbeschleunigung ei-
gentlich etwas Gutes getan werden sollte, deutlich
verspatet sind, deutlich verspateter als alle ande-
ren. Also, auch |Ihr Busbeschleunigungsprogramm
ist ein totaler Flop. Uberfiillte und verspétete, aus-
fallende Busse und Bahnen sind hier noch ein wei-
teres i-Tupfelchen.

Die Kapazitatserweiterung beim Hauptbahnhof ist
aufs Abstellgleis geschoben worden, dabei kommt
Uberhaupt nichts rum.

(Dirk Kienscherf SPD: lhr Verkehrsminister
sollte sich mal bewegen!)

Dann kommen wir zu der neuen U-Bahn-Linie U5,
wo ich noch einmal ausdricklich sage, dass wir
ebenfalls mdéchten, dass die U5 ein Erfolg wird.
Deshalb sind wir auch so da hinterher, dass das
Ganze jetzt endlich einmal vernlnftig aufgegleist
wird.

(Beifall bei der CDU)

Frau Martin sich stellt sich hier hin und sagt, wir
planen das alles sehr grundlich, bevor wir irgend-
welche Kosten darlegen. lhre Planung lauft aber
schon 50 Jahre, meine Damen und Herren von der
SPD.

(Zurufe von der SPD)

Seit den Siebzigerjahren haben Sie den Menschen
diese U5 versprochen, bis heute ist nichts passiert,
also da sollte man eigentlich schon einmal denken,
dass Sie bis dahin etwas mehr Planungssicherung
haben. Naturlich missen wir auch Uber die Kosten
sprechen. Sie haben, das wissen wir seit gestern
auch, bereits 45 Millionen Euro nur an Planungs-
mitteln investiert,

(Dirk Kienscherf SPD: Man muss doch erst
mal wissen, was es kostet!)

ohne zu wissen, ob wir Uberhaupt die finanziellen
Méoglichkeiten haben, diese U5 zu bauen. Das ist
keine seridse Finanzpolitik, da sollte man sich vor-
her Gedanken machen. Wenn ich mir ein Haus
baue, dann muss ich auch ungeféhr eine Vorstel-
lung haben, wo ich am Ende des Tages liege.

(Zurufe von der SPD — Glocke)
Es gibt doch ...

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Werte Kollegen! Das Wort hat der Abge-
ordnete Thering, und ich bitte um etwas mehr Auf-
merksamkeit, damit wir einander verstehen.

Dennis Thering CDU (fortfahrend): Es ist absolut
unserids, sich hier hinzustellen und zu sagen, wir
haben Uberhaupt keine Vorstellung, was die U5
kostet. In der letzten Kostenschatzung damals von
Birgermeister Olaf Scholz und Herrn Horch hiel3
es noch 3,5 Milliarden Euro.

(Dirk Kienscherf SPD: Das sind immer
Hochrechnungen!)

Wenn wir uns einmal das zugrunde legen, was in
Berlin gemacht worden ist, da sind wir inzwischen
bei weit Uber 7 Milliarden Euro. Da missen wir ran,
und da kommt der Bund auch ins Spiel. Unser
Bundestagsabgeordneter Christoph Floss hat sehr
eindricklich unter Beweis gestellt,

(Beifall bei der CDU)

dass die CDU genau hier bei dieser U5 mitarbeiten
mdchte und bereit ist, Verantwortung zu tUberneh-
men.
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(Zurufe von der SPD)

Aber daflir missen Sie endlich lhre Hausaufgaben
machen, ansonsten sind andere Bundeslander
wieder schneller, nehmen uns die finanziellen Mit-
tel weg, und dann fehlt uns am Ende das Geld, um
die U5 zum Erfolg zu bringen. Das ist die Sorge,
die wir als CDU haben, und deshalb sind wir auch
so penibel hinterher, dass Sie jetzt endlich einmal
aufs Gaspedal driicken, damit die U5 am Ende ein
Erfolg wird.

(Beifall bei der CDU — Zurufe von der SPD)

Wir haben als CDU in dieser Legislaturperiode
auch einmal mehr unter Beweis gestellt, dass wir
gestalten wollen. Mit weit iber 100 Antragen allein
im Verkehrsbereich haben wir unseren Gestal-
tungsanspruch deutlich gemacht. Kommen Sie
endlich einmal einen Schritt auf die Opposition zu,
nehmen Sie sich der guten Ideen an, schlielich
kommt auch die Qualitatsoffensive im OPNV von
uns, die haben Sie Ubernommen, das ist gut. Ma-
chen Sie haufiger so weiter, dann wird der Verkehr
in Hamburg auch besser flieRen. — Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der CDU — Hansjorg Schmidt
SPD: Der hat jetzt aber nicht die Geschwin-
digkeitsbegrenzung eingehalten!)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Jetzt er-
halt das Wort Heike Sudmann fiir die Fraktion DIE
LINKE.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! Erlauben Sie mir zu Anfang eine
Bemerkung zu Herrn Thering, bevor ich auf Rot-
Grin eingehe. Sie haben sich gerade gelobt, dass
Sie Uber 100 Antrédge geschrieben haben auf zig
Anfragen. Ich glaube, Sie haben nicht verstanden,
es geht nicht um Masse, es geht um Klasse, und
da fehlt Thnen noch einiges.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN — André Trepoll CDU: Wie viel ha-
ben Sie denn?)

— Das sagt die Richtige, wohl wahr.

Aber ich kann auch Rot-Griin verstehen, wenn nie-
mand ihre Verkehrspolitik lobt, dass sie die erst
einmal selbst loben missen, das kann ich auch
verstehen. Denn ich kann sagen, einiges ist gut bei
dem, was Sie machen. Es ist gut, dass Sie den
OPNV ausbauen, aber man muss sich auch fra-
gen, ist es eigentlich nicht auch selbstverstandlich,
ist es nicht sogar unausweichlich, unvermeidbar,
dass Sie den OPNV ausbauen miissen? Es haben
schon meine Vorredner gesagt, 40 Jahre warten
die Menschen in Steilshoop und am Osdorfer Born
auf eine Schienenanbindung. Insofern ist es
selbstverstandlich, dass Sie endlich etwas tun
mussen.

(Dirk Kienscherf SPD: Zwischendurch sind
die Planungen mal eingestellt worden!)

Im Busbereich in den Neunzigerjahren hatten wir
einen durchgangigen Zehnminutentakt von mor-
gens bis 23 Uhr auf allen Kernnetzlinien, davon
sind wir heute weit entfernt. Also vdllig klar, das
mussen Sie verbessern.

(Ole Thorben Buschhiiter SPD: Vollkomme-
ner Quatsch!)

— Das ist kein vélliger Quatsch, ich meine, Quatsch
ist, was Sie machen, Herr Buschhuter, da haben
Sie vielleicht recht.

Aber dass wir damals ein besseres Buskernnetz
hatten, ist gar keine Frage. Was Ihnen aber fehlt,
ist eine langfristige Verkehrsplanung. Der Ver-
kehrsentwicklungsplan, Herr Hagemann hat das
jetzt geerbt, den gibt es bis heute noch nicht. Herr
Westhagemann, Entschuldigung.

Der Verkehrsentwicklungsplan kénnte doch einmal
sagen: Wo wollen Sie eigentlich hin, was sind denn
Ihre wirklichen Ziele? Sie kdnnten auch einmal die
Konflikte angehen und kdnnten Zukunftsldsungen
aufzeigen. Wenn ich aber den Ersten Burgermeis-
ter Tschentscher gestern hoére, der sagt, es ist
doch gut, wenn wir die U-Bahn bauen und wir sehr
viele Menschen aus dem Strallenraum unter die
Erde bringen. Erste Frage, warum missen die
Bahnfahrerinnen und Bahnfahrer unter der Erde
sein und durfen nicht sehen, wie schon diese Stadt
ist? Aber die viel wichtigere Frage:

(Zuruf von Michael Kruse FDP)

Warum kommt der Erste Burgermeister, warum
kommt die SPD nur auf die Idee, den Strallenraum
freizumachen, indem man sagt, mehr Leute in Bus
und Bahn? Warum kommen Sie nicht auf die Idee
zu sagen, man mache den Stralenraum freier, in-
dem man wesentlich weniger Autos hat? Da trauen
Sie sich nicht heran.

(Beifall bei der LINKEN)

Das ist auch ein wunderbares Beispiel, um auf
Rot-Grin einzugehen. Verbal sind Sie sehr aufge-
schlossen, aber verhaltensmafig sind Sie sehr
starr geworden. Sie sagen auf lhren Parteitagen,
Sie wollten den Autoverkehr einschranken, Sie
wollten daflir sorgen, dass der Autoverkehr weni-
ger wird. Hier im Senat, in der Birgerschaft sitzen
Sie wie die Schlange vor dem Kaninchen und sa-
gen: Tempo 30 flachendeckend in der ganzen
Stadt, nein, das geht nicht. Haben Sie zwar friher
gefordert, machen Sie aber nicht. Das ist wirklich
schwach.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich hoffe sehr, dass Sie morgen im Verkehrsaus-
schuss einen Antrag vorlegen, — Sie werden unse-
ren Antrag nicht annehmen —, mit dem Sie sagen,
es werde fur alle Tempo-30-Antrage, die Birgerin-
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nen und Blrger gestellt haben, denen es um ihre
Gesundheit geht, keine Geblhr erhoben. Wenn
Sie das noch nicht einmal schaffen, dann sind Sie
nicht nur geschluckt worden von der Schlange,
dann haben Sie véllig versagt.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber, um beim Thema Versagen, beim gemeinsa-
men Versagen, zu bleiben: Stadtbahn. Die GRU-
NEN mdgen das Wort immerhin in den Mund neh-
men, bei Herrn Tschentscher und auch bei der
SPD merke ich, dass sie das Denkverbot von
Herrn Scholz immer noch aufrecht erhalten, mit ei-
ner Ausnahme: Herr Kienscherf hat gesagt, wir
durften Uber Stadtbahn nachdenken. Und wenn sie
in 15 Jahren stehen soll, missen wir jetzt anfan-
gen.

(Dirk Kienscherf SPD: Nein, in 15 Jahren
dirfen Sie anfangen, darliiber nachzuden-
ken!)

Aber Sie haben vielleicht mitbekommen, dass I|h-
nen Verkehrsforscherinnen und -forscher sagen,
es sei nicht vermittelbar, mit anderen Fachleuten
zu reden und zu sagen, Hamburg wolle keine
Stadtbahn. Es gibt ein schénes Interview im "Ham-
burger Abendblatt" mit Philine Gaffron, die genau
das sagt. Sie sagt: Gucken Sie sich andere Stadte
an. In anderen Stadten, die genauso dicht bebaut
sind wie wir, werden Stadtbahnen oberirdisch ge-
baut.

(Michael Kruse FDP: Da gibt's auch 'nen
Flughafen mitten in der Stadt, das wollen
Sie ja auch nicht!)

Und Sie glauben doch nicht, dass unterirdisches
Bauen ... dass keine einzige Grundeigentimerin,
kein einziger Grundeigentimer kommt und sagt:
Das geht gar nicht, ich bin véllig begeistert. Sie
werden da genau solche Konflikte haben. Aber
gut, wir werden abwarten.

Kommen wir zu dem, was jetzt passieren muss.
Wenn Sie wirklich eine Mobilitdt von morgen er-
moglichen wollen, dann muissen Sie doch dafur
sorgen, dass die HVV-Fahrpreise geringer werden,
Sie missen daflir sorgen, dass wir auch den
Kampf aufnehmen mit der vermeintlichen Autolob-
by; die ist namlich gar nicht mehr so gro3. Sie
missen mehr Uberzeugung haben und miissen
auch dafur stehen. Und beim Thema "dafur ste-
hen": Ich habe vergessen, ich wollte ja noch ein-
mal die Didaktik der CDU fortsetzen.

(Frank Schmitt SPD: Hab's befiirchtet!)

Jetzt ist Herr Trepoll leider gerade weggegangen.
Herr Thering versucht immer zu sagen, er sei fir
Radverkehr, aber er sei auch gegen Radverkehr,
er sei gegen BuBgelder, aber er sei auch nicht da-
fur, dass mehr Sachen kommen. lhre Didaktik
besteht doch in Zetteln: Was sagen Ihnen diese
14 Prozent? Liebe CDU, was sagt lhnen das?

(Beifall bei Cansu Ozdemir DIE LINKE)

Das sagt lhnen: Mit lhrer Verkehrspolitik sind Sie
noch schlechter als Rot-Griin. Das ist traurig ge-
nug. — Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Es tut mir
leid, Herr Aukes, wir sind damit am Ende unserer
Redezeit angekommen, die fir die Aktuelle Stunde
vorgesehen ist. Deshalb schliel3e ich diesen Ta-
gesordnungspunkt jetzt.

Ich rufe dann auf die Punkte 2 bis 7 der Tagesord-
nung, Wahlen zu verschiedenen Gremien.

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl eines Mitglieds fiir den Beirat fir politi-
sche Bildung

— Drs 21/14765 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl eines vertretenden Mitglieds der Kommis-
sion fur Stadtentwicklung

— Drs 21/14934 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wabhl einer oder eines Deputierten der Behorde
fiir Kultur und Medien

— Drs 21/14935 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl von Mitgliedern des Richterwahlaus-
schusses und ihren Vertreterinnen und Vertre-
tern; hier: Wahl eines weiteren stellvertreten-
den Mitglieds

— Drs 21/14936 -]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl von acht Beisitzenden und deren Stellver-
tretungen fiir den Landeswahlausschuss fiir
die Wahl zu den Bezirksversammlungen am
26. Mai 2019

— Drs 21/15586 —]

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Wahl zweier Ersatzmitglieder des Medienrates
der Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein
(MA HSH)

— Drs 21/15591 -]

Die Fraktionen haben wieder vereinbart, dass alle
Wahlen in einem Wahlgang durchgeflihrt werden
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kénnen. Die vorliegenden sechs Stimmzettel ent-
halten bei den Namen jeweils Felder fur Zu-
stimmung, Ablehnung und Enthaltung. Sie dirfen
auf jedem Stimmzettel bei jedem der Namen ein
Kreuz machen, wie immer nur eines. Stimmzettel,
die den Willen des Mitglieds nicht zweifelsfrei er-
kennen lassen oder Zusatze enthalten, sind ungul-
tig. Auch unausgefiillte Stimmzettel gelten als un-
gultig.

Bitte nehmen Sie jetzt lhre Wahlentscheidungen
VOor.

(Die Wahlhandlungen werden vorgenom-
men.)

Wenn wir langsam schon so weit sind, kdnnen die
Schriftfihrer auch mit dem Einsammeln beginnen.

So, die sechs Schriftfilhrer haben das Einsammeln
der Stimmzettel, glaube ich, beendet.

(Zuruf)

— Dann halten Sie bitte hoch, von wem das noch
nicht abgegeben wurde.

Jetzt sind aber alle abgegeben worden. Dann
schliel3e ich die Wahlhandlungen. Die Ergebnisse
werden ausgezahlt und wie vereinbart zu Protokoll
gegeben.**

Ich rufe jetzt auf die Punkte 59, 58 und 65 unserer
Tagesordnung, Antrag der Fraktionen der SPD
und der GRUNEN: Schulgeldfreinheit fiir Gesund-
heitsfachberufe, gemeinsam mit dem Antrag der
Fraktion DIE LINKE: Schulgeldfreiheit fur alle Aus-
zubildenden in den therapeutischen Gesundheits-
berufen und dem Antrag der CDU-Fraktion: Ausbil-
dung in Gesundheitsberufen attraktiver gestalten —
dem Beispiel der Nachbarbundeslander folgen,
Schulgeldfreiheit jetzt gewdhren und nicht erst
nach den Sommerferien.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Schulgeldfreiheit fiir Gesundheitsfachberufe

— Drs 21/15593 -]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Schulgeld in den Heilmittelerbringerausbildun-
gen abschaffen

— Drs 21/15790 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Schulgeldfreiheit fiir alle Auszubildenden in
den therapeutischen Gesundheitsberufen

— Drs 21/15590 (Neufassung) -]

[Antrag der CDU-Fraktion:
Ausbildungen in Gesundheitsberufen attrakti-
ver gestalten — Dem Beispiel der Nachbarbun-

**Wahlergebnisse siehe Anlage 1, Seite 7046 ff.

desldnder folgen, Schulgeldfreiheit JETZT ge-
wahren und nicht erst nach den Sommerferien
— Drs 21/15611 -]

Zum SPD- und GRUNEN-Antrag aus Drucksache
21/15593 liegt Ihnen als Drucksache 21/15790 ein
Antrag der FDP-Fraktion vor. Alle vier Drucksa-
chen mochte die FDP-Fraktion an den Gesund-
heitsausschuss tUberweisen. Wird hierzu das Wort
gewulnscht? — Frau Bldmeke erhalt das Wort als
Erste fiir die GRUNE Fraktion.

Christiane Blémeke GRUNE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Frau Stover, wo ist lhre
Fraktion geblieben? Ich gucke gerade in lhre Rich-
tung — ja, weg, einfach weg. Aber Sie sitzen da.

(Zuruf: Frau Stover ist da!)
—Ja, Frau Stdver ist da.

Herr Prasident, meine Damen und Herren! Ham-
burg schafft das Schulgeld fir die Gesundheits-
fachberufe ab. Das ist eine gute Nachricht fir die
jungen Menschen, die eine Ausbildung in diesem
Bereich starten wollen oder die bereits in der Aus-
bildung sind.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das belastende Schulgeld von durchschnittlich
— man muss sich die Zahl hier wirklich einmal gut
und deutlich sagen — 430 Euro monatlich gehort
damit der Vergangenheit an. Die Stadt Gbernimmt
mit rund 6 Millionen Euro die Kosten fir die Ausbil-
dung in der Physiotherapie, der Ergotherapie und
der Logotherapie,

(Zuruf: Logopéadie!)

und zwar ab dem 1. April fur alle Schilerinnen und
Schuler in Hamburg, egal ob sie gerade die Ausbil-
dung beginnen oder ob sie im dritten Ausbildungs-
jahr sind. Das ist mehr als die Absichtserklarung
anderer Bundeslander.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vor allem ist es mehr, als CDU-Gesundheitsminis-
ter Spahn ...

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Entschuldigen Sie, Frau Blémeke, dass ich
Sie unterbreche. Es dirfen aus dem Zuschauer-
raum keine Aufnahmen hier in den Saal hinein ge-
macht werden. Ich bitte Sie, diese Aufnahmen zu
I6schen. Ansonsten haben Sie das Wort, fahren
Sie fort.

Christiane Blémeke GRUNE: Da ist eine Zwi-
schenfrage.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15593
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15790
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15590
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15611
JaussSa
Schreibmaschinentext
**Wahlergebnisse siehe Anlage 1, Seite 7046 ff.
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Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann
nehme ich die auch noch dran und frage, ob Sie
eine Zwischenfrage des Abgeordneten Flocken zu-
lassen.

Christiane Blémeke GRUNE: Nein.

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Dann ist
das eine klare Antwort und Sie dlrfen fortfahren.

Christiane Blomeke GRUNE (fortfahrend): Wir
waren bei den Absichtserklarungen; da hatten wir
gerade die Bundeslander. Ich méchte Ihnen auch
sagen, dass das, was wir in Hamburg machen,
mehr ist, als CDU-Gesundheitsminister Spahn auf
Bundesebene bietet. Denn der kommt Gber blumi-
ge Reden, was er in diesem Punkt alles tun méch-
te, nicht in das Handeln, sondern verschleppt das
Handeln.

Wir reiRen in Hamburg das Ruder herum, weil es
um die Zukunft der Gesundheitsversorgung in
Hamburg geht. Denn was das Schulgeld in den
Gesundheitsfachberufen angerichtet hat, kann nie-
mandem von uns gefallen. Inzwischen bleibt der
Nachwuchs aus, die Praxen haben lange Wartelis-
ten und die zu wenigen Therapeutinnen und The-
rapeuten arbeiten am Limit. Es ist in der Tat vor
diesem Hintergrund nicht langer hinzunehmen und
es ist héchst ungerecht, dass junge Menschen, die
sich in der Ausbildung befinden und ein Auto repa-
rieren, Geld erhalten fir diese Ausbildung, wah-
rend andere, die zur guten Gesundheitsversorgung
der Menschen beitragen, sogar 430 Euro im Monat
zahlen mussen, damit sie ihre Ausbildung Uber-
haupt machen dirfen. Diese Ungerechtigkeit ge-
hoért beendet, und daflr sorgen wir jetzt hier in
Hamburg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Gemeinsam mit dem Senat haben wir entschieden,
dass wir nicht langer auf den Bund warten kdnnen,
denn Minister Spahn sitzt die Ankindigungen aus,
anstatt zu handeln. Obwohl es im Koalitionsvertrag
eine klare Vereinbarung zur Abschaffung des
Schulgeldes in den Gesundheitsfachberufen gibt,
dauerte es rund ein Jahr, bis ein Zeitplan bekannt
gegeben wurde. Und jetzt soll es noch einmal zwei
Jahre dauern, bis die bundesweite Schulgeldbe-
freiung umgesetzt werden soll. Das ist viel zu lang,
werte CDU-Fraktion, richten Sie das bitte |hrem
Gesundheitsminister aus. Frau Stover, jetzt ist
noch jemand da, Sie kdnnen beide das ausrichten.

(Dennis Gladiator CDU: Ich habe gerade te-
lefoniert!)

Aber statt den eigenen Minister in die Pflicht zu
nehmen, zeigen Sie, Frau Stover, nur auf den
Hamburger Senat. Das, mdchte ich lhnen sagen,
ist keine Politik im Interesse der Hamburgerinnen
und Hamburger.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Die Gesundheitssenatorin wird ein zweijdhriges
Forderprogramm auflegen, um die Liicke bis zur
bundesweiten Abschaffung des Schulgeldes zu
schlieRen. Das kostet die Stadt 6 Millionen Euro.
Der Protest der Therapeutinnen und Therapeuten
ist berechtigt, und wir haben ein offenes Ohr dafiir.
Anders als Herr Spahn, handeln wir auch.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir haben bereits am letzten Donnerstag im Ge-
sundheitsausschuss diskutiert, und inzwischen lie-
fert sich die Opposition einen regelrechten Uber-
bietungswettbewerb mit Antrédgen; auch die FDP
hat auf den letzten Metern noch einen vorgelegt.
Ich méchte Sie wirklich ausdricklich einmal darauf
hinweisen: Wenn Sie die Antrage alle dicht beiein-
ander legen und sie einmal mit Licht betrachten,
dann sind lhre Forderungen mit unseren in einer
groflen Riesenschnittmenge vorhanden. Es ware
fair, wenn Sie diese Schnittmenge hier auch ein-
mal benennen wirden. Denn im Ernst, wenn wir
uns jetzt dariber streiten, ob der Stichtag zur Ein-
fihrung drei Monate vorgezogen werden soll, dann
zeigt das doch in Wahrheit, dass wir wirklich kei-
nen grofRen Dissens haben.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Bei den Berufsgruppen haben wir in der Tat einen
Schwerpunkt auf die drei groflen Heilmittelberufe
gelegt, die dreijahrig ausgebildet werden, und die
kirzeren Ausbildungen zunachst ausgespart. Ich
selbst und meine Fraktion sind damit nicht gltck-
lich, den Podologen und den Masseuren im Mo-
ment keine Entlastung anbieten zu kénnen. Aber
Sie werden kein Bundesland finden, das alle Ge-
sundheitsfachberufe absolut schulgeldfrei gestal-
tet. Sie werden dafir aber Bundeslander finden,
die nicht komplett alle Schulgeldausgaben uber-
nehmen, und das finden Sie in Hamburg. Das liegt
Ubrigens auch daran, dass eine komplette Schul-
geldbefreiung fiir alle Gesundheitsfachberufe bun-
desweit die Aufgabe der Bundesregierung ist. Ein
Landerflickenteppich ist keine Dauerldsung. Minis-
ter Spahn muss Wort halten und die Schulgeldbe-
freiung bundesweit fir alle Gesundheitsfachberufe
umsetzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Als
Nachste erhalt das Wort jetzt Frau Wowretzko fiir
die SPD-Fraktion.

Sylvia Wowretzko SPD: Herr Prasident, meine
sehr geehrten Damen und Herren! Die Gesund-
heitsfachberufe, hier die therapeutischen Berufe,
sind die Eckpfeiler unserer gesundheitlichen Ver-
sorgung. Es klang schon an, der Bedarf an Ge-
sundheitsleistungen in Deutschland und auch in
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Hamburg steigt stetig. Die Nachfrage nach qualifi-
zierten und engagierten Menschen, die diese Leis-
tungen tagtaglich erbringen, steigt ebenfalls. Damit
wird auch die Zahl der Menschen steigen, die wir
fur eine Ausbildung in den Gesundheitsfachberu-
fen gewinnen mussen. Auch vor dem Hintergrund
des sich in vielen Branchen abzeichnenden Fach-
kraftemangels ist es schlicht kontraproduktiv, dass
von der Mehrzahl der Schiilerinnen und Schiiler in
diesen Berufen Schulgeld erhoben wird.

Eigentlich misste der Bundesgesundheitsminister
Spahn, auch darauf wurde hier schon hingewie-
sen, fir die Schulgeldfreiheit an privaten Schulen
eine bundeseinheitliche Losung schaffen. Da er
dies auf absehbare Zeit aber nicht tut, schaffen wir
derweil eine Hamburger Zwischenldsung.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir sorgen dafir, dass zum kommenden Schuljah-
resbeginn im April Sicherheit fir die Auszubilden-
den in den Bereichen Physiotherapie, Ergotherapie
und Logopadie in Sachen Schulgeldfreiheit
besteht. Anders als andere Bundeslander werden
wir diese Schulgeldfreiheit fiir alle Schiilerinnen
und Schiiler, die sich zu dem Zeitpunkt in der Aus-
bildung der eben genannten Berufe befinden,
Ubernehmen. Und auch das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Darlber hinaus ist es nicht nur fir die Schiulerin-
nen und Schiler eine gute Meldung, sondern auch
fur den Gesundheitsstandort Hamburg insgesamt.

Wenn das Foérderprogramm in diesem Schritt am
1. April startet, wird Hamburg bei diesem Thema
im Vergleich zu anderen Bundeslandern weit vorn
liegen, denn in anderen Bundeslandern gibt es bis-
her zwar viele Anklndigungen, aber noch wenig
Umsetzung. Mit dem Antrag der Regierungsfraktio-
nen stellen wir heute zur Abstimmung, dass es bei
der Schulgeldfreiheit eine schnelle und gute LO-
sung an privaten Schulen geben wird.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Sie ist auch deshalb gut, weil sie dem Umstand
Rechnung tragt, dass die Finanzierung bisher pri-
vater Schulen durch Kooperationen mit Kranken-
hausern Uber die Krankenkassen erreicht werden
soll. Das ist eine Entlastung fur den Hamburger
Haushalt, da das Schulgeld dann Uber die Kran-
kenversicherung erstattet wird. Und auch das ist
gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

An solchen Lésungen arbeitet der Senat Ubrigens
seit Langerem und sie sind sowohl im Hinblick auf
die Qualitat der Ausbildung als auch im Hinblick
auf die Finanzierungssystematik einer Finanzie-
rung aus dem Landerhaushalt vorzuziehen. Die
CDU behauptet nun gern, dass sie bereits im Sep-
tember 2018 auf das Schulgeldthema hingewiesen

habe. Das stimmt, sie hat hierzu einen Antrag ein-
gereicht. Dieser Antrag verlangte seinerzeit aller-
dings lediglich eine ausgiebige Prifung der Mog-
lichkeiten fur eine Schulgeldfreiheit. Wir haben die-
sen Antrag damals abgelehnt, weil es einer sol-
chen Aufforderung des Senats nicht bedurfte, denn
er hatte das Thema langst auf dem Schirm.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Die Sicherung einer hochwertigen therapeutischen
Versorgung in Hamburg gehort zu den wichtigsten
Anliegen, die wir selbstverstandlich schon langer
verfolgen. Aber ein Flickenteppich unterschiedli-
cher Regelungen auf den verschiedenen Bundes-
ldnderebenen, wie er sich zurzeit abzeichnet, ist
nicht zu akzeptieren. Eine bundeseinheitliche Re-
gelung fir alle Gesundheitsberufe tut not und ist
von hochster Eile.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Das muissen wir auf Bundesebene immer wieder
vermitteln, und da kénnte die CDU uns wirklich be-
hilflich sein. Insgesamt bleibt noch einiges zu tun,
Stichworte zur anstehenden und umfassenden
Neuregelung auf Bundesebene sind eine Offnung
in Richtung Akademisierung und die Frage nach
Qualitat der Ausbildung, eine Ausbildungsvergu-
tung ist von hoher Bedeutung und die Einkom-
mensverbesserung der Schiilerinnen und Schdler.
In diesem Sinne werden wir ab 1. April auf Landes-
ebene fir eine Zwischenlésung sorgen und selbst-
verstandlich an einer umfangreicheren Ldsung in
der Stadt und auf Landesebene arbeiten. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank. — Als Nachste erhalt das Wort fur die CDU-
Fraktion Birgit Stover.

Birgit Stéver CDU: Herr Prasident, meine Damen
und Herren! Die Heilmittelbranche ist in Not und
mit ihr die Patienten. Das wissen wir alle nicht erst
seit der Demonstration hier vor dem Rathaus am
vergangenen Donnerstag und der Berichterstat-
tung dazu. Nicht umsonst haben die Koalitionare in
Berlin 2017 die Schulgeldfreiheit und vieles mehr
fur die Gesundheitsberufe im Koalitionsvertrag vor-
gesehen. Auch in diesem Haus sind wir uns offen-
sichtlich in der Sache einig, nicht jedoch in der
Ausgestaltung und im Zeitplan. Die Halbwahrhei-
ten, die hier im Moment dargestellt werden,

(Sylvia Wowretzko SPD: Aha!)

sind schon sehr interessant, denn lange Zeit ist in
diesem Haus gar nichts passiert. Meine Fraktion
setzt sich schon seit Jahren — ich betone, seit Jah-
ren — mit der Thematik auseinander. Mitte 2017
habe ich das Thema in Hamburg schon einmal auf
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die Agenda gebracht, weil mir der Mangel an Fach-
kraften bewusst war.

(Beifall bei der CDU)

Danach hat die CDU-gefiihrte Bundesregierung
das Gesetz zur Reform der Pflegeberufe verkiindet
und damit auch die Schulgeldfreiheit fir alle Pfle-
geberufe auf den Weg gebracht. Doch so etwas ist
nicht von heute auf morgen zu bewaltigen. Ende
2019 — das ist das, was Frau Wowretzko und Frau
Blémeke angedeutet haben — hat der Bund Ergeb-
nisse angekiindigt, sodass eine Umsetzung der
Schulgeldfreiheit ab 2020 erfolgen kann. Folglich
war es klar, war es vorprogrammiert, dass eine
Lucke zwischen Ankiindigung und effektiver Schul-
geldfreiheit aufkommen wiirde.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das hatte man
auch beschleunigen kdnnen!)

Um die Situation zu entspannen, haben unsere
Nachbarbundeslander Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen, aber auch weitere Bundeslander die
Schulgeldfreiheit an privaten Gesundheitsfach-
schulen bereits beschlossen. Es ist nicht wahr,
dass Hamburg jetzt das erste Bundesland ware, in
dem das auch effektiv passieren wirde.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das ist doch gar
nicht wahr! Das passiert doch gar nicht!)

Was ist aber in Hamburg seitdem passiert? Erst
einmal gar nichts, wahrend sich die Lage drama-
tisch zuspitzt. Es droht eine Versorgungslicke. Die
ansassigen Praxen koénnen dem zunehmenden
Patientenstrom kaum noch gerecht werden und
der Nachwuchs fehlt. Naturlich, denn interessierte
junge Menschen, die Therapeut werden mochten,
warten nun entweder bis 2020 mit ihrem Ausbil-
dungsbeginn oder absolvieren ihre Ausbildung ein-
fach in anderen Bundeslandern, in denen bereits
Schulgeldfreiheit herrscht, wo sie vor allen Dingen
Klarheit haben, dass diese kommen wird.

(Beifall bei der CDU — Sylvia Wowretzko
SPD: Die Fakten sagen etwas anderes!)

Die Folge ...

(Zuruf von Arno Minster SPD)
— Herr Minster, wollen Sie hier vorn sprechen?
Die Folge flr die Patienten ...

(Glocke)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich (unterbre-
chend): Ich habe die Redezeit angehalten. Es ist
tatsachlich so: Das Wort hat Birgit Stéver und die
anderen Abgeordneten kdnnen in Debattenbeitra-
gen gern antworten.

Birgit Stover CDU (fortfahrend): Vielen Dank, Herr
Prasident.

Die Folgen fiir die Patienten und die bereits ausge-
bildeten Therapeuten sind lange Warteschlangen
und akute Uberlastungen der Praxen. Und was
machen Sie, liebe Regierungsfraktionen? Erst wird
unser Antrag, das hat Frau Wowretzko schon aus-
gefihrt, den Einstieg in die Schulgeldfreiheit aktiv
zu planen, im September abgelehnt.

(Sylvia Wowretzko SPD: Zu frih! Zu frih!)

— Das war nicht zu frih, 2017, und der Antrag
kommt aus September 2018. Das war, weil} Gott,
nicht zu frih, Sie wussten Uber die Problematik
langst Bescheid.

Der Gesundheitsausschuss im November wurde
sogar mangels Themen abgesagt.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das ist doch alles
nicht mehr!)

Stattdessen beantragen Sie nun, und da gucken
Sie immer in Ihren eigenen Antrag hinein, das Ab-
warten bis Ende Mai, und wenn sich bis dahin
nichts tut, dann solle reagiert werden. lhr Antrag,
eine Absichtserklarung, wenig konkret. Na ja, im-
merhin haben wir Sie schon fir den Start der
Schulgeldfreiheit von dem 1. September, das
stand zuerst in Ihrem Antrag oder in lhren Erkla-
rungen drin, auf den 1. April heruntergehandelt.
Wir finden, da geht noch mehr.

Dieses Hickhack, sehr geehrte Damen und Herren,
liebe Frau Prifer-Storcks, liebe Senatorin, ist eine
symbolische Ohrfeige fir alle Therapeuten und Pa-
tienten in Hamburg.

(Beifall bei Wolfhard Ploog CDU)

Der Notstand ist jetzt da. Jetzt laufen die Bewer-
bungsfristen fir den neuen Ausbildungsjahrgang,
jetzt laufen die Therapeutenschulen in Hamburg
leer; die kindigen ihre Ausbildungsvertrage gera-
de. Die Patienten werden ihren dringend bendtig-
ten Therapeutennachwuchs nicht bekommen,

(Zuruf von Sylvia Wowretzko SPD)

weil keine Klarheit geschaffen wird. Die wird hof-
fentlich heute geschaffen.

(Arno Minster SPD: Auch das ist nicht wabhr,
Frau Stdéver! Sie reden ja wie Herr Trepoll!)

Daher muss jetzt gehandelt werden, und das
Schulgeld muss jetzt abgeschafft werden, und das
bitte schnell, verbindlich und fir alle Heilmitteler-
bringer. Es ist nicht zu verstehen, dass nur drei Be-
rufsgruppen profitieren und zum Beispiel Podolo-
gen, Masseure und Diatassistenten ausgenommen
werden sollen.

(Beifall bei der CDU)

Welche Logik die Auswahl hat, wenn ausgerechnet
die Podologen, die nach der Ausbildung die ge-
ringsten Léhne bekommen, nicht bedacht werden,
wieso diese Ausgrenzung, das ist niemandem zu
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erklaren. Wir fordern die Schulgeldfreiheit fir alle
Gesundheitsberufe rickwirkend zum 1. Januar
2019,

(Zuruf von Kazim Abaci SPD)

um die Grofdstadt Hamburg von der therapeuti-
schen Gesundheitsversorgung wieder auf das glei-
che Niveau zu hieven wie die Flachenbundeslan-
der Schleswig-Holstein und Niedersachsen.

Liebe Kollegen von FDP und LINKEN, Sie haben
bei uns auch ein wenig abgeschrieben.

(Heiterkeit bei Michael Kruse FDP)

Wir nehmen das Original und werden uns bei |h-
rem Antrag enthalten. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank, Frau Stover. — Als Nachster erhalt das Wort
Deniz Celik fur die Fraktion DIE LINKE.

Deniz Celik DIE LINKE:* Sehr geehrte Damen und
Herren, liebe Auszubildende! Frau Stéver, wir ha-
ben unseren Antrag vor Ihrem Antrag eingereicht.
Wenn Uberhaupt, dann haben Sie von uns abge-
schrieben.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber kommen wir zur Sache. Wir finden, dass die
Schulgeldfreiheit flr therapeutische Gesundheits-
berufe langst Uberfallig ist, und fordern mit unse-
rem Antrag, dass die Schulgeldfreiheit jetzt, also
rickwirkend ab dem 1. Januar und fir alle thera-
peutischen Gesundheitsberufe ausnahmslos gel-
ten soll.

(Beifall bei der LINKEN)

Es ist keine aktuelle Entwicklung, dass wir einen
gravierenden Fachkraftemangel haben. Wir wissen
schon seit Langerem, dass Krankenhauser, Klini-
ken und Praxen offene Stellen nur schwer oder gar
nicht besetzen kénnen. Viele Menschen mit akuten
und chronischen Erkrankungen bedirfen einer the-
rapeutischen Begleitung durch Physiotherapeuten,
Ergotherapeuten. Fur ihre Therapie sind diese Ge-
sundheitsberufe unverzichtbar. Wir wissen auch,
dass aufgrund des demografischen Wandels die
Bedarfe steigen werden.

Frau Bldmeke, wenn Sie sagen, Herr Spahn habe
das Handeln verschleppt, dann kann man das
auch Ihnen vorwerfen. Es ist so, dass viele andere
Bundeslander schon seit Wochen oder Monaten
den Einstieg in die Schulgeldfreiheit verkiindet ha-
ben.

(Christiane Blémeke GRUNE: Ja, verkin-
det! — Ksenija Bekeris SPD: Ja, verkiindet!)

— Genau.

Sie haben, statt zu gestalten, einfach erst einmal
abgewartet, Sie haben nicht gehandelt. Und dann
haben Sie sich von den Protesten der Auszubil-
denden treiben lassen. Wenn wir heute Uber die
Einfihrung der Schulgeldfreiheit sprechen, dann
haben wir es hauptsachlich den Auszubildenden
zu verdanken, die seit Wochen kraftig fur die
Schulgeldfreiheit demonstrieren.

(Beifall bei der LINKEN)

Nun haben Sie sich auch auf die Forderung nach
Schulgeldfreiheit eingelassen. Besser spat als nie.
Aber das, was Sie als Antrag hier vorlegen, finden
wir kontraproduktiv. Denn statt eine nachhaltige
und eine umfassende Losung anzustreben, wei-
gern Sie sich, die Schulgeldfreiheit fir Podologin-
nen und Podologen, flir medizinische Bademeiste-
rinnen und Bademeister und fiir Masseurinnen und
Masseure einzufihren. Wir finden, das ist unmdg-
lich, denn auch andere Bundeslander wie Schles-
wig-Holstein zeigen, dass das geht. Schleswig-Hol-
stein fUhrt Schulgeldfreiheit fir Masseurinnen und
Masseure und medizinische Bademeisterinnen und
Bademeister ein,

(Zuruf von Sylvia Wowretzko SPD)

und Niedersachsen fihrt Schulgeldfreiheit fir Po-
dologinnen und Podologen ein. Fir uns ist es un-
begreiflich, warum das in Hamburg nicht umzuset-
zen ist.

(Beifall bei der LINKEN)

Sie schaffen damit eine Zweiklassenausbildung fir
die Gesundheitsberufe. Es ist so, dass auch der
Beruf der Podologinnen und Podologen ein Man-
gelberuf ist. Wenn Sie davon sprechen, dass
Schulgeld kontraproduktiv ist und abgeschafft ge-
hort, dann verstehen wir nicht, warum Sie diese
Ungleichbehandlung vornehmen. Es ist doch auch
so, dass die Bundesagentur fiir Arbeit festgestellt
hat, dass der Beruf der Podologinnen und Podolo-
gen ein Mangelberuf ist. Sie verscharfen damit den
Fachkraftemangel, denn es wurde doch hier ge-
sagt, bis zu 440 Euro monatlich, bis zu
20 000 Euro im Monat.

(Kazim Abaci SPD: Was? 20 000 im Mo-
nat?)

Es ist doch unmdglich, dass Menschen ihre Ausbil-
dung aus eigener Tasche bezahlen mussen und,
wenn sie keine finanzkraftigen Eltern haben, ge-
zwungen sind, entweder Kredite aufzunehmen
oder sich einen Nebenjob zu verschaffen. Wir kon-
nen nicht begreifen, dass Sie jetzt einfach hinneh-
men, dass Podologinnen und Podologen, medizini-
sche Bademeisterinnen und Bademeister und
Masseurinnen und Masseure weiterhin in dieser
schwierigen Situation ihre Ausbildung selbst finan-
zieren sollen. Das finden wir unméglich. Das mis-
sen Sie abschaffen.

(Beifall bei der LINKEN)
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Ich méchte auch kurz darauf hinweisen, warum es
so unverzichtbar ist, dass die Podologinnen und
Podologen fiir die Versorgungssicherheit gestarkt
werden missen. Sie sind unverzichtbar fur die Be-
handlung von Diabetikerinnen und Diabetikern und
auch unverzichtbar bei der interdisziplindren Be-
handlung zur Vermeidung von Folgekosten im Ge-
sundheitssystem. Ein Beispiel: 40 000 Amputatio-
nen finden bei Diabetikerinnen und Diabetikern
statt und 80 Prozent davon waren vermeidbar.
Deshalb sind Podologinnen und Podologen auch
bei der interdisziplindren Behandlung unverzicht-
bar. Deshalb muissen wir auch dahin kommen,
dass junge Menschen begeistert werden fiir diese
Berufe. Deshalb brauchen wir Schulgeldfreiheit
auch fir diese Berufe.

(Beifall bei der LINKEN)

Zum Schluss noch einmal: Sie stehen in der Ver-
antwortung, die Versorgungssicherheit fir alle The-
rapeutinnen und Therapeuten sicherzustellen.
Wenn Sie tatsachlich junge Menschen fir die Ge-
sundheitsberufe begeistern wollen, dann missen
Sie auch entsprechend handeln. Wir brauchen die
Schulgeldfreiheit jetzt, rickwirkend ab dem 1. Ja-
nuar und fiir alle Gesundheitsberufe ohne Ausnah-
me. Handeln Sie endlich entsprechend. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Erster Vizeprasident Dietrich Wersich: Vielen
Dank. — Als Nachste erhalt das Wort Jennyfer
Dutschke fur die FDP-Fraktion.

Jennyfer Dutschke FDP:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, sehr geehrte Damen und Herren! Die Heil-
mittelerbringer leisten einen wichtigen Beitrag fur
die Gesundheit und Lebensqualitat vieler Patien-
ten. Doch in Hamburg sind schon jetzt viele dieser
Ausbildungsplatze nicht besetzt, die Therapeuten
arbeiten am Limit und es treten bereits jetzt Ver-
sorgungsengpasse auf.

(Sylvia Wowretzko SPD: Das stimmt doch
gar nicht! Das ist nicht wahr!)

Eine Situation, die sich verschlechtert, wenn Ham-
burg die Ausbildungsbedingungen nicht verbes-
sert. Es ist unverstandlich, dass engagierte junge
Menschen fiir eine Ausbildung bezahlen missen,
deren Fachkrafte wir so dringend brauchen. So
weit herrscht, denke ich, Konsens in diesem
Hause.

(Beifall bei der FDP)

Ja, es ist richtig, das Thema Schulgeldfreiheit ist in
den Gesundheitsberufen vor allen Dingen Bundes-
sache. Es wird Zeit, dass Bundesgesundheitsmi-
nister Spahn seinen Job macht und endlich eine
bundeseinheitliche Regelung schafft. Doch offen-
bar wird es erst in zwei Jahren eine Vorlage aus

Berlin geben. Andere Bundeslander haben des-
halb vorgelegt und das Schulgeld in den Heilmittel-
erbringerausbildungen durch Landesférderungen
abgeschafft.

(Vizeprasidentin Barbara Duden Ubernimmt
den Vorsitz.)

Wenn Hamburg im Wettbewerb um die Fachkrafte
von morgen bestehen will, dann brauchen wir auch
hier eine Lésung. Hierzu liegen heute deshalb ver-
schiedene Antrage vor, und ich mdochte vor allen
Dingen zu dem Antrag der Regierungsfraktionen
Stellung nehmen. Rot-Griin schafft mit der Unter-
teilung in férderungswirdige und nicht forderungs-
wirdige Heilmittelerbringerausbildungen ein Zwei-
klassensystem. Logopéden, Ergo- und Physiothe-
rapeuten missen bald kein Schulgeld mehr zah-
len. Ja, das ist gut. Aber Podologen, Diatassisten-
ten, Masseure und medizinische Bademeister wer-
den von Rot-Griin hingegen als offenbar nicht un-
terstiitzenswerte Gruppe von der Landesforderung
ausgenommen.

(Beifall bei der FDP)

Wir finden das nicht richtig. Wir brauchen in Ham-
burg eine Schulgeldfreiheit fiir alle Heilmittelerbrin-
gerberufe. FUr den Zweijahreszeitraum bis zur L6-
sung im Bund ist es vollig unnétig, diese rund
200 Ausbildungsverhaltnisse herauszunehmen. Da
ist es auch nicht genug, wenn sich die Abgeordne-
ten von Rot-Griin, wie bei der Kundgebung letzte
Woche beziehungsweise im Ausschuss, vor die
Betroffenen stellen und ihnen zurufen, sie sollten
zufrieden sein, dass Uberhaupt etwas passiert.

(Beifall bei der FDP)

Das ist zynisch und verhdhnt diejenigen, die wei-
terhin far ihre Ausbildung bezahlen mussen.

Senatorin Prifer-Storcks hingegen nutzt die Mobili-
sierung der Heilmittelerbringer flr die Schulgeld-
freiheit, um den Ball weiterzuspielen und die Be-
rufsfachschulen unter Druck zu setzen. |hr Ziel:
Schulgeldfreiheit durch Ubernahme der Ausbil-
dungskosten von den Krankenkassen, was bei Zu-
sammenschlissen von Berufsfachschulen mit
Krankenhaustragern moglich ist.

(Sylvia Wowretzko SPD: Ja, wunderbar!)

Was so schon kooperativ klingt, bedeutet in der
Praxis, dass eine Schule mehrheitlich von einem
Krankenhaus aufgekauft werden muss, damit die
Ausbildungskosten uber das Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz von den Kassen finanziert werden
kénnen. Dabei ist bisher 6ffentlich nicht der Ein-
druck entstanden, dass samtliche Schulen ihre
Mehrheitsanteile abstoRen wollen beziehungswei-
se Krankenhauser verzweifelt nach Schulen als In-
vestitionsmoglichkeit suchen.

(Beifall bei der FDP)
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Wir verurteilen deshalb den Versuch der Senatorin,
die privaten Berufsfachschulen unter Veraufe-
rungsdruck zu setzen.

(Kazim Abaci SPD: Was?)

Liebe Kollegen von SPD und GRUNEN, wir wer-
den auch nicht akzeptieren, wenn Sie die Weige-
rung eines Verkaufs von Anteilen aufseiten der
freien Schulen als Freiwilligenverzicht einer Finan-
zierung aus dem Krankenhausgesetz fehlinterpre-
tieren.

(Beifall bei der FDP)

Ihr Antrag lasst namlich genau diesen Spielraum
zu, vermutlich, um bei der Verhandlung mit der
Dopfer Schule ein Druckmittel parat zu haben.

Zusatzlich will Senatorin Prufer-Storcks, dass wei-
tere Ausbildungsplatze an den Schulen geschaffen
werden, die bereits mit einem Krankenhaus ver-
bunden sind, und das, obwohl schon jetzt nicht alle
vorhandenen Ausbildungsplatze besetzt werden
kénnen. Dabei entsteht unvermeidlich der Ein-
druck, dass Rot-Griin die privaten Berufsfach-
schulen aus dem Markt verdrangen will. Was hier
mit vermeintlich guten Absichten aufseiten des Se-
nats und der Regierungsfraktionen forciert wird, ist
ein klarer Angriff auf die Vielfalt von Ausbildung in
unserer Stadt und ein Affront gegen die privaten
Berufsfachschulen.

(Beifall bei der FDP — Sylvia Wowretzko
SPD: Das haben wir im Gesundheitsaus-
schuss doch ausfiihrlich diskutiert!)

Diesen Kurs tragen wir nicht mit, und das machen
wir mit unserem Zusatzantrag unmissverstandlich
deutlich. Wir sind fur die Abschaffung des Schul-
geldes in allen Heilmittelerbringerberufen, und
zwar rlckwirkend zum 1. Januar 2019. Wir brau-
chen diese Fachkrafte und muissen auch in Ham-
burg die Voraussetzungen dafiir schaffen, dass
junge Leute sich in Zukunft flr diese Berufe ent-
scheiden, ohne auf den hohen Kosten sitzen zu
bleiben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Feineis von der AfD-Fraktion.

Harald Feineis AfD: Frau Prasidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Es wurde schon einiges ge-
sagt. Wir sind in Theorie und Praxis nattrlich auch
dafiir, dass alle Gesundheitsberufe eine Geldbe-
freiung erfahren, weil wir Uberall Mangel haben.
Der Mangel ist wirklich nicht nur in der Theorie,
sondern auch tatsachlich in der Praxis.

Dennoch finden wir den Antrag und das Vorhaben
der Regierungskoalition gut. Es ist ein richtiger
Weg in die richtige Richtung, obwohl es viel Kritik
geben koénnte, wie auch schon von der FDP und

von meiner CDU-Vorrednerin gehért. Dennoch be-
gruRen wir das ausdricklich, denn es ist wirklich
ein Weg in die richtige Richtung. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrte
Frau Prasidentin, sehr verehrte Volksvertreter! Bis-
her gilt: Wer Physiotherapie lernen will, hat die
Wahl zwischen einer Schule an einer Klinik, wo die
Kassenmitglieder das Schulgeld zahlen, und einer
privaten Schule, wo die Schilerin ihr Schulgeld
von etwa 430 Euro monatlich selbst zahlt. Da fragt
man sich doch: Wieso wahlen Schiiler, dass sie ihr
Schulgeld selbst zahlen? Als jemand, der an bei-
derlei Schulen unterrichtet hat, kann ich Ihnen die
Antwort geben. Sie zahlen dafir, in einer hervorra-
genden Lernatmosphare zu sein, in einer Gemein-
schaft, in der fast jeder nur eines will: lernen.

Die Aktion des Senats ist nun ein Lehrstiick des
Etatismus. Sie haben eine Opfergruppe gefunden,
bei der Sie Uberzeugend darlegen kénnen, wie un-
gerecht es doch sei, dass Physiotherapeutinnen
ihre Ausbildung selbst zahlen, Arztinnen oder Me-
chatronikerinnen aber nicht. Was soll man schon
dagegen sagen? Sie haben Oppositionsdarsteller,
die sagen, das sei eigentlich ihre Idee gewesen
und hatte langst gemacht werden sollen. Sie ha-
ben DIE LINKE und die FDP, bei denen man sich
blind darauf verlassen kann, dass sie es gut finden
und noch mehr fordern.

Im Volksmund heif3t es: "Was nichts kostet, ist
nichts wert." Was wird nun in den Schulen gesche-
hen? Verteilen sich die hoch motivierten Schiler
gleichmafig auf alle Schulen? Ziehen diese die an-
deren herauf oder werden sie herabgezogen?
Nimmt die Wertschatzung fir die Schule und damit
Lerneifer ab? Wie kann man dem gegebenenfalls
entgegenwirken? Stimmen die Mutmaflungen von
Frau Dutschke? Keiner weil3 es. Dass die Senato-
rin es nicht weil3, kann man ihr nicht tbelnehmen.
Nach eigener Aussage im Ausschuss letzte Woche
findet sie es nur gerecht und glaubt, dass sich die
Schuler ohne Schulgeldsorgen besser auf ihre
Ausbildung konzentrieren kdnnen. Kénnen die
neuen Regelungen neben den intendierten Effek-
ten auch unerwiinschte Wirkungen haben? Wenn
ja, welche? Wie ist damit umzugehen? Wie kdnnen
Nebenwirkungen minimiert werden? Darliber nach-
zudenken wirde eine weise Regierung auszeich-
nen. — Vielen Dank.

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Senatorin Prifer-Storcks.

Senatorin Cornelia Prifer-Storcks:* Sehr geehr-
te Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Ich
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will zum Einstieg das Positive festhalten. Offenbar
wollen wir doch alle auf irgendeine Art und Weise
die Schilerinnen und Schuler der Gesundheits-
fachberufe von den Schulgeldzahlungen befreien.
Nur was die Bewertung der Faktenlage betrifft, da
scheint es noch viel Platz fur Alternativen zu ge-
ben.

Deshalb ist es mir wichtig, noch einmal klarzuma-
chen, warum wir genau diese Berufe ausgewanhlt
haben und welche Regelungen wir haben wollen.
Ich finde den Streit um das Abschreiben, wer von
wem abgeschrieben hat, nicht sehr zielfiihrend. Ich
kann sagen, wir als Senat haben nirgendwo ab-
schreiben kdnnen, denn es gibt fir die Gesund-
heitsfachberufe noch in keinem Bundesland eine
rechtsgiltige Befreiung vom Schulgeld. Wir sind al-
so sehr weit vorn, wenn wir diese Regelung in
Hamburg einflhren, die ab April gelten soll, und
zwar flr alle Schilerinnen und Schiler der
Schulen, die jetzt noch Schulgeld zahlen, egal ob
sie im ersten, zweiten oder dritten Jahr sind.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir konzentrieren uns auf die Berufe, die fiir das
Gesundheitswesen in Hamburg relevant sind. Ich
finde, gerade in diesen Berufen ist es ein Anachro-
nismus, wenn die Schilerinnen und Schiler noch
Geld mitbringen missen, damit sie in einem Man-
gelberuf ausgebildet werden.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir sind tatsachlich nicht erst gestern hier tatig ge-
worden. Wir haben gemeinsam mit den anderen
Landern schon vor zwei Jahren den Bundesge-
sundheitsminister aufgefordert, die Gesundheits-
fachberufe schulgeldfrei zu stellen. Das war noch
ein anderer Gesundheitsminister, aber er war auch
von der CDU. Wir warten aber heute immer noch
auf eine Lésung, obwohl auch dieser Auftrag noch
einmal im Koalitionsvertrag verankert ist. Ich sehe
es kritisch, dass es so lange dauert. Ich sage das
auch vor dem Hintergrund, dass ich weil3, dass der
Bundesgesundheitsminister sehr schnell sein
kann, wenn ihm etwas wirklich wichtig ist. Teilwei-
se ist er da so schnell, dass er sogar seine eige-
nen Parteigenossen mit seinen Vorstélen sehr
Uberrascht.

Wir wollen aber Hamburgs Schilerinnen und
Schdler in dieser Situation nicht allein lassen. Des-
halb habe ich mich mit dem Finanzsenator — und
auch das ist sicherlich keine Selbstverstandlich-
keit — darauf verstandigt, dass wir mehr als 3 Mil-
lionen Euro pro Jahr in die Hand nehmen kdénnen,
um die Schulgeldfreiheit fir das Schuljahr 2019/
2020 umzusetzen.

(Beifall bei Christiane Blomeke GRUNE)

Da in vielen Schulen das Schuljahr im April be-
ginnt, werden wir auch diese Schulgeldfreiheit flr
April einfliihren, notfalls riickwirkend, denn die Biir-

gerschaft muss zustimmen. Das gilt dann auch fir
alle Schulen.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Ich sagte es schon: Wir konzentrieren uns auf die
Berufe, die in Hamburg fir das Gesundheitswesen
relevant sind — erstens — und deren Finanzierung
zweitens nicht schon anderweitig geregelt ist. Es
gibt 17 Gesundheitsfachberufe, aber teilweise sind
sie eben bereits geregelt. Teilweise werden sie in
Hamburg nicht ausgebildet, teilweise sind sie fir
die medizinische Versorgung nicht relevant oder
aber die Ausbildung wird Gber Umschulung be-
zahlt. Deshalb haben wir diese drei Berufe genom-
men.

Wir stellen mit diesem Férderprogramm auch eine
Gleichbehandlung der Schiilerinnen und Schiiler
gleicher Ausbildungsrichtungen sicher, denn bisher
gibt es auch schon Schulen, die mit Krankenhau-
sern verbunden sind. Dort ist die Ausbildung be-
reits schulgeldfrei.

Ich habe keineswegs den Plan, Frau Dutschke,
nun alle Schulen unter das KHG zu zwingen. Aber
dass wir doch erfolgreich mit der Dopfer Schule
und den frei gemeinnutzigen Krankenhdusern ver-
handeln, damit auch die frei gemeinnitzigen Uber
eine eigene Gesundheitsfachschule verfigen und
dort die Ausbildung von den Krankenkassen be-
zahlt wird, ist, finde ich, nichts, was man kritisieren
kann, sondern da freue ich mich Uber jeden Fort-
schritt.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Ich freue mich genauso, dass die Schulen, die
schon an Krankenhausern existieren, ihre Platze
aufstocken werden, denn wir werden diese Platze
brauchen.

Wir werden mit unserer Schulgeldfreiheit ab April
bundesweit ganz weit vorn sein, denn es ist mit-
nichten so, dass es in anderen Landern schon eine
Freistellung vom Schulgeld gibt. Wir haben wirklich
einen Flickenteppich. In manchen Landern gibt es
nur einen Zuschuss zum Schulgeld. In anderen
Landern gibt es eine Absicht, aber es muss noch
ein Gesetz gemacht werden; da weil® man, wie
lange das dauert. Schleswig-Holstein will ab Janu-
ar freistellen, hat aber auch noch keine gultige For-
derrichtlinie daftir. Die Mehrzahl der Lander will ab-
warten, bis der Bund mit der Schulgeldfreiheit
kommt.

Ich finde, wir sind deshalb relativ weit vorn in Ham-
burg und kdnnen uns mit dieser Regelung wirklich
sehen lassen. Sie soll aber auch wirklich befristet
sein, denn ich finde, wir kdnnen dem Hamburger
Steuerzahler nicht auf Dauer zumuten, dass er
Ausfallbiirge ist fir eine Regelung, die eigentlich
der Bund treffen musste.
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(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Wir wollen aber auch die Hamburger Schilerinnen
und Schiler unter dieser leidigen Situation im
Bund nicht leiden lassen und haben deshalb eine
Regelung auf den Weg gebracht, mit der wir zwei-
erlei erreichen. Erstens: Wir befreien die Schiilerin-
nen und Schiler von hohen monatlichen Zahlun-
gen bis zu 430 Euro und geben ihnen die Zeit, sich
aufs Lernen zu konzentrieren. Zweitens: Wir sor-
gen dafir, dass fur die gesundheitliche Versorgung
auch in Zukunft geniigend Fachkrafte zur Verfi-
gung stehen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Blomeke von der GRUNEN Fraktion.

Christiane Blémeke GRUNE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Die Beitrage der Oppo-
sition haben mich doch erneut nach vorn gerufen.
Ich méchte da noch ein paar Takte sagen, damit
nichts Verkehrtes hangen bleibt. Denn ich muss
sagen, da waren doch schon einige Fantasieges-
pinste dabei, bei denen es mir jetzt daran liegt, das
noch einmal sehr deutlich zu sagen.

Frau Stover, Sie suchen in unserem Antrag irgend-
wie nach Zeichen, dass die Schulgeldbefreiung
noch nicht ab April kommt. Die finden Sie nicht. Da
kdnnen Sie jetzt noch zehnmal behaupten, da ste-
he der Mai und es passiere erst viel spater. Ich
mochte an dieser Stelle noch einmal deutlich sa-
gen: April ist der Zeitpunkt, zu dem fiir diese drei
genannten Berufe kein Schulgeld mehr bezahlt
wird.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Was ich seltsam finde, ist, dass Sie wieder sagen:
Wir hatten einen Antrag eingereicht. Kollegin Wo-
wretzko hat bereits erlautert — und auch das méch-
te ich noch einmal sagen —, dass der Senat schon
langst dabei war, sich zu Uberlegen, wie wir die
Schulgeldbefreiung in Hamburg hinkriegen kon-
nen. Ich finde es auf der einen Seite seltsam, dass
Sie dem Bund alle Zeit der Welt lassen und sagen,
der Minister Spahn brauche jetzt noch zwei Jahre,
bis er das umsetzt, aber in Hamburg legen Sie
plétzlich die Ungeduldige an den Tag und sagen,
das gehe lhnen alles nicht schnell genug, das hat-
te man doch alles schon viel schneller umsetzen
kénnen. Das ist unlauter, Frau Stover.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Auch noch zu den Kollegen der LINKEN und der
FDP: Man kann in den anderen Bundeslandern
— und auch wir hatten es machen kénnen — immer
viel verkiinden. Wir hatten schon letztes Jahr im

Januar sagen konnen: Wir machen jetzt die Schul-
geldfreiheit, das verkiinden wir einmal flugs. Aber,
liebe Kolleginnen und Kollegen und auch liebe
Auszubildende, was nltzt es denn, wenn wir ver-
kinden? Das Handeln zahlt doch. Das Handeln
passiert jetzt in Hamburg ab Apiril.

Wenn Sie sich bitte einmal die Mihe machen und
in die anderen Bundeslander gucken, wie es dort
mit dem Ausbildungsgeld aussieht, dann werden
Sie das feststellen, was auch die Senatorin eben
gesagt hat, dass wir einen riesigen Flickenteppich
haben und dass es bei Weitem nicht so ist, wie Sie
uns immer glaubhaft machen wollen, dass alle
Bundeslander schon viel weiter waren. Auch Nie-
dersachsen, hier speziell von Frau Stover und ich
glaube, auch von der FDP erwahnt, hat vor, ein
Gesetz zu machen.

(Zuruf: Nein!)

Bis ein Gesetz verabschiedet ist — das erleben wir
nun auch im Bund —, braucht das ewig. Da, glaube
ich, wird es eher umgekehrt sein, dass sich nam-
lich die zukunftigen Auszubildenden dafir interes-
sieren, nach Hamburg zu kommen, weil hier ab
April das Schulgeld nicht mehr besteht.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Zuallerletzt nur noch einen Satz zur FDP. Das war
fur mich das groRte Fantasiegespinst. Keiner hat
vor, irgendwelche privaten Schulen abzuschaffen.
Das haben Sie im Ausschuss auch schon behaup-
tet. Darliber haben wir bereits diskutiert. Das wur-
de lhnen auch schon erlautert. Wir haben nun ein-
mal das Konstrukt, dass wir private Schulen ha-
ben. Das ist auch gut so. Wir haben dazu aber
noch die Schulen, die an den Krankenhausern
sind, bei denen dann die Krankenkassen das Aus-
bildungsgeld bezahlen. Es ist doch nur normal,
dass man in Verhandlungen eintritt, die Ubrigens
nicht erzwungen, sondern freiwillig sind. So weit
sind wir bei der Regierungskoalition jedenfalls
nicht. Vielleicht ist es bei der FDP so, dass sie Ver-
handlungen erzwingt. Das passiert nicht hier bei
Rot-Grin.

(Michael Kruse FDP: Jamaika-Verhandlun-
gen!)
Es gibt hier also freiwillige Verhandlungen. Wenn
diese Verhandlungen nicht scheitern, dann gilt
trotzdem, dass fur alle Auszubildenden ab dem

April kein Schulgeld mehr bezahlt wird, egal wo
diese Auszubildenden sind.

(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Celik von der Fraktion DIE LINKE.
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Deniz Celik DIE LINKE: Ich habe aufmerksam zu-
gehort. Sie sagen, Schulgeld sei anachronistisch,
sei kontraproduktiv, sei zutiefst ungerecht. Deshalb
habe ich aufmerksam zugehdrt, ob Sie noch ein-
mal auf die Podologinnen und Podologen, Bade-
meisterinnen und Bademeister und Masseurinnen
und Masseure eingehen.

(Christiane Blomeke GRUNE: Das habe ich
in meinem ersten Beitrag gesagt!)

Auch wenn die Senatorin sagt, die Finanzierung
sei anders geregelt, haben wir uns noch einmal
schlau gemacht. Es ist so, dass zum Beispiel bei
den Podologinnen und Podologen nicht ein Ausbil-
dungsplatz Uber eine Umschulungsmafl3nahme der
Bundesagentur fur Arbeit finanziert wird. Deshalb
wollen wir von lhnen wissen, wie die Schulgeldfrei-
heit fir diese Berufe gewahrleistet werden soll.
Oder nehmen Sie es einfach hin, dass sie ihre
Ausbildung weiterhin aus der eigenen Tasche fi-
nanzieren sollen?

Was die Masseurinnen und Masseure und medizi-
nischen Bademeisterinnen und Bademeister an-
geht, haben wir bei der Dépfer Schule nachgefragt.
Hochstens die Halfte aller Schilerinnen und Sch-
ler profitiert von Umschulungsmaflnahmen. Die an-
dere Halfte muss das aus der eigenen Tasche be-
zahlen. Wenn Sie von Ungerechtigkeit und von
Anachronismen sprechen, dann missen Sie doch
daflr sorgen, dass alle Gesundheitsberufe von der
Schulgeldfreiheit profitieren. Ich finde es echt be-
dauerlich und kontraproduktiv, dass Sie jetzt eine
neue Ungerechtigkeit und eine Zweiklassenausbil-
dung schaffen.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Ich sehe keine
weiteren Wortmeldungen mehr. Dann kénnen wir
zu einer Reihe von Abstimmungen kommen.

Wer also nun zunachst die Drucksachen 21/15593
und 21/15790 an den Gesundheitsausschuss
Uberweisen mochte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit
ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wer dann die Drucksache 21/15590 in der Neufas-
sung an den Gesundheitsausschuss Uberweisen
mdchte, den bitte ich nun um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch
dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Auch zur Drucksache 21/15611 liegt ein Antrag auf
Uberweisung an den Gesundheitsausschuss vor.

Wer diesem folgen mochte, den bitte ich um das
Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist auch dieses Uberweisungsbegeh-
ren abgelehnt.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache.
Hier beginnen wir zunachst mit dem FDP-Antrag
aus der Drucksache 21/15790.

Wer diesem seine Zustimmung geben mdchte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Wer ist dage-
gen? — Wer enthalt sich? — Damit ist dieser Antrag
mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen nun zum gemeinsamen Antrag der
SPD und der GRUNEN aus der Drucksache 21/
15593. Diesen mochten die Fraktionen der LIN-
KEN und der FDP ziffernweise abstimmen lassen.

Wer also nun zunachst Ziffer 1 des Antrags seine
Zustimmung geben mdchte, den bitte ich jetzt um
das Handzeichen. — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist Ziffer 1 mit Mehrheit angenom-
men.

Wer sich Ziffer 2 anschlieen mochte, den bitte ich
um das Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer
enthalt sich? — Damit ist auch Ziffer 2 mit Mehrheit
angenommen.

Dann haben wir noch Ziffer 3.

Wer Ziffer 3 zustimmen mochte, den bitte ich um
das Handzeichen. — Wer ist dagegen? — Wer ent-
halt sich? — Damit ist auch Ziffer 3 mit Mehrheit an-
genommen.

Wir kommen dann zum Antrag der Fraktion DIE
LINKE aus der Drucksache 21/15590 in der Neu-
fassung.

Wer diesen annehmen mochte, der darf das jetzt
tun. — Wer ist dagegen? — Wer enthalt sich? — Da-
mit ist auch dieser Antrag abgelehnt.

Jetzt kommen wir noch zum CDU-Antrag aus der
Drucksache 21/15611.

Wer diesem seine Zustimmung geben méchte, den
bitte ich jetzt um das Handzeichen. — Wer ist dage-
gen? — Wer enthalt sich? — Damit ist auch dieser
Antrag mit Mehrheit abgelehnt.

Wir kommen zum Punkt 56 unserer Tagesordnung,
dem Antrag der Fraktion DIE LINKE: Notnagel
LNG ohne Fracking als kurzfristige Ubergangslé-
sung fir den Schiffsantrieb.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:

Notnagel LNG ohne Fracking als kurzfristige
Ubergangslésung fiir den Schiffsantrieb

— Drs 21/15588 —]

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

LNG und Erdgas als Ubergangstechnologien
der Energiewende moglichst umweltvertraglich
gestalten

— Drs 21/15792 (Neufassung) -]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15588
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15792
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Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/15792 ein
Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der SPD
in einer Neufassung vor.

Die Fraktion DIE LINKE mdchte ihren Antrag feder-
fihrend an den Ausschuss fiur Wirtschaft, Innovati-
on und Medien sowie mitberatend an den Aus-
schuss fur Umwelt und Energie Uberweisen.

Wer wiinscht das Wort? — Herr Jersch von der
Fraktion DIE LINKE.

Stephan Jersch DIE LINKE: Frau Prasidentin,
meine Damen und Herren! Im Moment erleben wir
in der Tat einen kleinen Hype rund um das Lique-
fied Natural Gas, LNG. Hamburg kann tatsachlich
von dessen Anwendung an der einen oder ande-
ren Stelle gewinnen, insbesondere im Hafen, wenn
es flr den Schiffsantrieb benutzt wird. Denn das
reduziert einen Grofteil der Schadstoffemissionen,
die im Moment durch Schiffsantriebe freigesetzt
werden und sich insbesondere in der Innenstadt
niederschlagen.

Nur, wir arbeiten hier, machen Politik unter den Be-
dingungen des Klimawandels. Das heilRt auch,
dass wir mehrere Seiten dieser Medaille betrach-
ten missen, denn nicht alles ist so einfach, wie es
hier von manchen Protagonisten dann zu Markte
getragen wird.

Die Suche nach greifbaren Lésungen fiir Energie-
ersatz gegeniber bisherigen schadstoffhaltigen
Energien fuhrt in der Tat zu LNG. Die Frage nach
vertretbaren Losungen hat sich allerdings augen-
scheinlich noch nicht jede und jeder gestellt. Denn
LNG ist verflissigtes Erdgas und ein Hauptbe-
standteil ist Methan. Wer es genau wissen will:
Methan ist ein hochwirksames Klimagas, das zur
Erderwdrmung beitrdgt. Wenn man dann auch ein-
mal in die Bilanz hineinguckt — ich kann da nur ei-
ne Studie des Wissenschaftlichen Dienstes des
Bundestages von Juni 2018 empfehlen, ich hoffe,
der ist bekannt —, dann gibt es eigentlich keinen
ernst zu nehmenden Energietrager, der eine
schlechtere Klimabilanz hat als LNG, das aus
Fracking generiert worden ist. Dass das nicht er-
wahnt wird, ist eigentlich klar. Blaudugigkeit
scheint in diesem Bereich der Schaffung eines
neuen Marktes fir alte Brennstoffe — und letztend-
lich ist es nichts anderes — eine Grundvorausset-
zung zu sein.

Wenn wir uns die Positionen der Parteien hier in
der Birgerschaft anschauen, dann bekennen sich
FDP und CDU und besonders rechts aullen zur
Anwendung von LNG, und zwar voéllig unabhangig
davon, woher es kommt. Die Europaische Union
hat Gber 600 Millionen Euro Unterstiitzung in Pro-
jekte fur eine LNG-Infrastruktur in Europa inves-
tiert, nicht zuletzt sicherlich auch eine Folge des
Kuhhandels mit Donald Trump, der den LNG-Ab-

satz aus dem hauptsachlich gefrackten LNG der
USA sicherstellen will.

Wie heil3t es so schdén in einem Auftritt von Ham-
burg Marketing? Die markanten Tirme der finf
Hamburger Hauptkirchen pragen das Stadtbild.
Augenscheinlich fihrt das in einigen Bereichen
dann auch zu Kirchturmpolitik, denn das Weltwirt-
schaftsforum hat in seinem Risikobericht gerade
Zweifel daran gedulert, ob die Menschheit in der
Lage sei, die Herausforderungen des Klimawan-
dels wirklich anzugehen und zu bewaltigen. Diese
Zweifel habe ich angesichts der einen oder ande-
ren Position auch.

Wer Nachhaltigkeit denkt — und ich denke, Ham-
burg denkt Nachhaltigkeit, ob Hamburg sie wirklich
an der einen oder anderen Stelle praktiziert, ist ei-
ne andere Frage —, muss dieses Thema Klimaaus-
wirkungen von LNG ernst nehmen.

(Beifall bei der LINKEN)

Es kann nicht angehen, dass wir die Schadstoffe in
Hamburg reduzieren, aber die gesamte Prozess-
kette, insbesondere am Anfang dieser Generie-
rung, daflir sorgt, dass unser Klima — und Klima ist
global, es wird uns auch hier erreichen — an einer
anderen Ecke Uber den Jordan geht. Das ist nicht
globales Denken, das ist tatsachlich Kirchturmpoli-
tik.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn im Zusatzantrag der Regierungskoalition da-
rauf verwiesen wird, dass sie Fracking ablehne,
dann kann ich nur sagen: Dann muss man aber
auch die Produkte aus dem Fracking ablehnen. Al-
les andere ist — sorry — verlogen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dahin gehend geht dann auch unser Antrag. Wir
brauchen eine Zertifizierung, die klarmacht, was
besonders klimaschadlich ist, wenn wir unser Kii-
ma auf der Welt und unsere Ziele, die wir dazu ver-
einbart haben, einhalten wollen, wenn wir das er-
kennen wollen. Da, muss ich sagen, hat der Zu-
satzantrag der Regierungskoalition erhebliche
Schwachen. Er wird uns Uberhaupt nicht weiter-
bringen. Deswegen hoffe ich auf eine Zustimmung
zu unserem Antrag, wenn Sie lhre Ziele ernst neh-
men. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Dr. Schaal von der SPD-Fraktion.

Dr. Monika Schaal SPD:* Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Mit dem Einsatz von LNG als
Schiffstreibstoff lassen sich im Vergleich zum her-
kémmlichen Marinediesel die Stickoxid- und Fein-
staubbelastungen fiir Schiffe natirlich erheblich re-
duzieren. Besonders wahrend der Liegezeit im Ha-
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fen leistet der Einsatz von LNG daher einen Bei-
trag zur Luftreinhaltung. Darum ist die Verwendung
von LNG fir Hamburg von besonderem Interesse.
Das gilt nicht nur fir die Kreuzfahrtschifffahrt, son-
dern auch fur Grofschiffe.

Die Klimabilanz von LNG sieht dagegen weniger
gut aus; da gebe ich Herrn Jersch schon recht. Es
hat aber auch niemand behauptet, LNG zum Kii-
maschutz einzusetzen. DIE LINKE will nun LNG
aus gefracktem Gas am liebsten gar nicht verwen-
den und fordert eine entsprechende Zertifizierung.
Damit knipft DIE LINKE im Grunde genommen
auch an Forderungen aus dem Koalitionsvertrag
zwischen SPD und GRUNEN von 2015 an, wo-
nach der Verzicht auf die Férderung unkonventio-
nellen Erdgasvorkommens und eine Kennzeich-
nung auf Bundesebene eingefordert wird. Auch die
Grolle Koalition hat sich Ubrigens fir eine Gas-
kennzeichnung eingesetzt. Doch mit Label dran
und fertig ist es nicht getan, denn das Thema Gas-
kennzeichnung ist absolutes Neuland.

Die BUE hatte das Vorhaben im Rahmen einer
Umweltministerkonferenz bereits 2019 angesto-
Ren. Wegen der durftigen Faktenlage wurde im
Sommer 2017 aber erst einmal ein Expertenwork-
shop durchgefiihrt, der folgende Ergebnisse hatte:
Die Methanemission bei der Férderung von Erdgas
mittels Fracking war hier tatsachlich in Abhangig-
keit von Produktions- und Transportgegebenheiten
sehr stark. Nur ein Teil des so produzierten Erd-
gases, also des gefrackten, ist aus Klimaschutz-
sicht wirklich sehr bedenklich. Allerdings sind Me-
thanemissionen nicht allein beim Fracking-Gas,
sondern auch bei der konventionellen Férderung
von Erdgas ein Problem.

Die These, Erdgas aus Russland weise starkere
Methanemissionen auf als Gas, das mittels
Fracking produziert wurde, ist Ubrigens durchaus
umstritten. Im Ubrigen hatten die Experten des
Workshops daran Zweifel, ob ein Zertifizierungs-
system, das gefracktes von konventionell gewon-
nenem Erdgas unterscheidet, tatsachlich Produkti-
on oder Einsatz von bestimmten Gasen verhindern
wirde. Das ist also kaum zu erwarten. Insofern
wlrde man also Uber die Labelei von LNG wohl
kaum diesen Treibstoff unterbinden kénnen.

Das Thema hat aber viele Facetten. Gestern hat
sich auch der Wirtschaftsausschuss mit dem The-
ma beschaftigt, und zwar insbesondere auch mit
dem Vorhalten der Infrastruktur und den entspre-
chenden Einrichtungen, die dafiir erst geschaffen
werden missen. Der Antrag, den die CDU ganz
knapp heute Morgen noch vorgelegt hat, wirkt da
im Grunde genommen wie ein Nachklapp der ges-
trigen Sitzung. Deswegen folgen wir diesem Antrag
nicht. Wir stehen allerdings bei der Infrastruktur fur
LNG-Technologien am Anfang und werden uns
weiterhin darum kiimmern; das hat die Fraktion
auch so formuliert.

Das Anliegen des Antrags der Fraktion DIE LINKE,
mit einer Gaskennzeichnung Fracking-Gas zu ver-
meiden, erscheint uns allerdings auch als unrealis-
tisch und kaum umsetzbar. Vor diesem Hinter-
grund hat die Koalition, wie schon erwahnt, ihre
Schlisse gezogen und einen Koalitionszusatzan-
trag vorgelegt. Wir fordern den Senat darin auf, die
Mdglichkeiten einer Zertifizierung von Gas aus er-
neuerbaren Energien zu prifen und weiterhin auf
Bundesebene auf die Umsetzung zu drangen,
denn nur dort macht es Sinn.

Wir haben in Hamburg eine Power-to-Gas-Anlage,
ja. Sie ist aber nicht in Betrieb, und fiir eine grof
angelegte Produktion von synthetischem Gas
musste man erst einmal die regulatorischen Rah-
menbedingungen auch auf Bundesebene andern.
Insofern hat unser Antrag auch viel Zukunftsper-
spektive. Wir bitten um Zustimmung und Ableh-
nung der Antrage der LINKEN und der CDU. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizepréasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Niedmers von der CDU-Fraktion.

Ralf Niedmers CDU: Frau Prasidentin, meine sehr
verehrten Damen und Herren! Fest steht, dass der
Hamburger Hafen dringend LNG-Versorgungssi-
cherheit braucht. Fest steht auch, dass Rot-Griin
hier in blumigen Antragen gefordert hat, dass die
Hamburger Flotte auf LNG umzustellen ist, und
das bedingt eben auch Versorgungssicherheit.
Und fest steht ebenfalls, dass die groRen Kreuz-
fahrtschiffe, zuletzt die AIDAperla, alle im Dual-
Fuel-System gebaut werden, das heift also,
Hauptenergietrager ist neben Marinediesel auch
das LNG. Auch diese Schiffe werden irgendwann
an Hamburg vorbeifahren, wenn wir es nicht auf
die Kette kriegen, eine entsprechende Versor-
gungssicherheit herzustellen.

(Beifall bei der CDU)

Statt eines klaren Bekenntnisses zu LNG und ei-
nem LNG-Hub, jedenfalls einem ersten in Bruns-
bittel, hat Rot-Griin das gestern mit seiner Mehr-
heit im Wirtschaftsausschuss abgelehnt. Stattdes-
sen gibt es heute in der Hamburgischen Birger-
schaft einen im Wesentlichen Worthiilsenergan-
zungsantrag von Rot-Griin. Uber den von den LIN-
KEN wirde ich eigentlich gar nicht so viele Worte
verlieren mdgen; das haben wir gestern im Wirt-
schaftsausschuss gemacht. Sie haben eine klare
Position, was LNG angeht, Sie wollen eigentlich,
dass es mdglichst gar nicht eingesetzt wird, und da
sage ich lhnen von der CDU aus: lhr Anliegen ist
nicht abhilfefahig.

(Beifall bei der CDU)

Was war denn gestern los? Wir wollten einmal ein
klares Bekenntnis zu unserem Partnerland Schles-
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wig-Holstein, dass wir einen ersten LNG-Hub in
Brunsbdittel begriRen. Wir haben auch auf die Zu-
sammenarbeit mit Schleswig-Holstein verwiesen,
denn die Schleswig-Holsteiner helfen uns in der
Tat beim Sedimentmanagement, und dann waére
es im Rahmen gutnachbarschaftlicher Zusammen-
arbeit auch sehr sinnvoll, den Schleswig-Holstei-
nern ein wenig hamburgische Unterstitzung aus-
zudrlicken, wenn es darum geht, ein solches ers-
tes Lager dort zu errichten.

(Beifall bei der CDU)

Dass daneben, und das sagen auch alle Experten,
weitere LNG-Hubs erforderlich werden, namlich
durchaus in Stade oder in Wilhelmshaven bei un-
seren niedersachsischen Freunden, steht dabei
aulder Frage.

Wir haben dann im Ausschuss gestern noch ein-
mal herausgearbeitet, — und das ist das Schéne an
solchen effektiven Ausschusssitzungen —, dass es
in Hamburg und fur den Hamburger Hafen keine
LNG-Richtlinie gibt, und die Senatsvertreter haben
uns erlautert, dass sie einmal ein bisschen in NRW
geguckt haben und in Rotterdam waren, also ein
paar Tagesausflige gemacht haben. Aber Fakt ist:
Fir den Umgang mit LNG im Hamburger Hafen
gibt es bisher kein verninftiges Regelwerk. Das
muss sofort enden. Der Senat hat da eine klare
Auftragslage und muss liefern.

(Beifall bei der CDU)

Eines will ich auch noch klarstellen: Der Antrag,
den die CDU heute eingebracht hat, ist kein Ergén-
zungsantrag zu den beiden Antragen, die hier vor-
liegen, sondern es ist ein umfangreicher eigener
Antrag, in dem wir als Conclusio aus den Verhand-
lungen im Ausschuss gestern festgestellt haben,
dass wir Rot-Griin im Umgang mit LNG-Konzeptld-
sungen ein wenig ermuntern missen. Deswegen
gibt es heute diesen sehr umfangreichen CDU-An-
trag zur Erarbeitung von LNG-Konzeptldsungen flur
Hamburg. Denn eines ist klar: Eine Kennzeich-
nungspflicht fir LNG, so wie es LINKE, Rote und
GRUNE fir die Polizei fordern, kann nicht die L6-
sung sein, sondern wir kdnnen dieses Thema nur
ganzheitlich 16sen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Lorenzen von der GRUNEN Fraktion.

Dominik Lorenzen GRUNE:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Ja, wir freuen uns, liebe Kolleginnen und Kol-
legen von der LINKEN, dass Sie uns dabei unter-
stutzen, den rot-grinen Koalitionsvertrag umzuset-
zen. Wir waren ein bisschen schneller als Sie.
Dass wir gegen Fracking sind, haben wir gleich am
Anfang in unseren Koalitionsvertrag geschrieben.
Dass wir LNG als Ubergangstechnologie brau-

chen, haben wir dort allerdings auch hineinge-
schrieben. Denn wir wollen kurzfristig als Erstes
die Luftschadstoffe reduzieren. Die belasten gera-
de Hamburg als Stadthafen enorm, und hier bringt
uns LNG einen grofen Schritt nach vorn fur die
Blrgerinnen und Birger in Hamburg.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Dann haben wir uns im Koalitionsvertrag vorge-
nommen, Gas so zu zertifizieren, dass die beson-
ders umweltschadlichen Gasarten erst einmal
sichtbar werden. Sie haben vdllig recht, dass der-
zeit alles Mégliche zu LNG verarbeitet wird: russi-
sches Gas, US-Fracking-Gas, Gas aus Katar. Das
gréfte Problem ist, dass enorme Mengen bei der
Forderung und beim Transport entweichen koén-
nen. Das, was dort entweicht, das wurde mehrfach
gesagt, ist Methan, ein Gas, das um ein Vielfaches
klimaschéadlicher ist als CO,.

Wir haben unsere Hausaufgaben aus dem Koaliti-
onsvertrag gemacht. Unser Umweltsenator Jens
Kerstan hat auf der Umweltministerkonferenz die
Zertifizierung aufs Tapet gebracht. Wir wurden
gleich doppelt ausgebremst. Wir haben dort grofl3e
Probleme festgestellt. Die dreckigsten Gasprodu-
zenten weltweit verweigern eine sinnvolle Zertifi-
zierung. Und selbst mit einer Zertifizierung wirden
wir nicht den wirklichen &kologischen Rucksack
unterschiedlicher Gasforderer darstellen kénnen.
Hier muss dringend auf anderen Ebenen etwas
passieren.

Bei der russischen Erdgasférderung zum Beispiel
entweicht wesentlich mehr Methan als beim ameri-
kanischen Fracking.

(Stephan Jersch DIE LINKE: Nee!)

Die erheblichen weiteren schlimmen Umweltscha-
den, die Fracking mit sich bringt, sind uns allen be-
kannt. Und ehrlich gesagt, eigentlich musste man
auch die gruseligen politischen Verhaltnisse im
Emirat Katar in eine mogliche soziale Zertifizierung
einbeziehen.

Das Ergebnis der Experten war: Wenn wir etwas
zertifiziert bekommen, dann sollten wir es positiv
ausdriicken, etwas Positives zertifizieren, also Bio-
gas und das Gas, das wir in Zukunft aus Uber-
schussigem Strom gewinnen kénnen. Denn das ist
der Grund, warum wir GRUNE eine echte Hoff-
nung mit LNG verbinden, nicht die Notnagelfunkti-
on, die Sie aufrufen, sondern die Option, wirklich
eine Speichertechnik fiir Okostrom zu bekommen,
die auch auf hoher See zum Schiffsantrieb verwen-
det werden kann. Das ist der Grund, warum es bei
allen berechtigten Bedenken Sinn macht, liebe
Kollegen von der LINKEN, eine LNG-Infrastruktur
im Norden aufzubauen. Denn das ist eine echte
Perspektive fur unser Klima und auch fiir unsere
norddeutsche Wirtschaft.
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(Beifall bei den GRUNEN und vereinzelt bei
der SPD)

Das ist auch der Grund, warum wir heute unseren
Ergénzungsantrag vorlegen, der uns tatsachlich
voranbringt Uber das, was wir im Koalitionsvertrag
vereinbart haben: erneuerbares Gas als solches
kenntlich machen, seine Gewinnung vorantreiben,
seine Verwendung steigern und die Klimabilanz
priifen, bevor wir Ol und Kohle durch fossiles Erd-
gas ersetzen. Ich denke, hier kdnnen wir uns eini-
gen, das kdnnen wir gemeinsam beschlieRen. —
Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Kruse von der FDP-Fraktion.

Michael Kruse FDP: Sehr geehrte Frau Prasiden-
tin, meine lieben Kolleginnen und Kollegen! Fir
uns steht fest: LNG ist eine wichtige Briickentech-
nologie. Wir schaffen es damit, die Emissionen in
Hamburg kurzfristig zu reduzieren. Wir haben in
den letzten Monaten einige MaRRnahmen, die im
Bereich Emissionsreduzierung in dieser Stadt er-
griffen wurden, sehr aufgeregt diskutiert — kein
Wunder, weil sie keine Wirkung erzielt haben. Das
Durchfahrtsverbot in der Stresemannstral3e ist da
so ein Beispiel. Mit LNG schaffen wir es allerdings
insbesondere in der Schifffahrt, natiirlich auch da
heranzugehen, wo in dieser Stadt die Emissionen
tatsachlich entstehen, namlich in der Grundlast, al-
so im Hafenbereich. Deswegen halten wir es flr
sehr sinnvoll, fir die nachsten Jahre und mdgli-
cherweise auch Jahrzehnte — so genau kann das
eigentlich gar keiner sagen — auf LNG zu setzen.

(Stephan Jersch DIE LINKE: Wie in Moor-
burg!)

— Auf Moorburg, lieber Herr Kollege, komme ich
gleich zu sprechen, keine Sorge.

Aus unserer Sicht ist es nicht nur wichtig, diese
Diskussion aus Umweltsicht zu fihren, das ist der
eine Aspekt, aber das Zweite: Es ist mittlerweile
nattrlich auch eine erhebliche wirtschaftliche Kom-
ponente. Wenn wir uns beispielsweise das Power-
Pack der Firma Becker Marine Systems ansehen,
dann ist das etwas, was in Hamburg entwickelt
wurde. Wir wirden uns fir das PowerPac natrlich
wilnschen, dass es mdglichst bald auch haufig in
Hamburg zum Einsatz kommt, genau wie das
Schiff "Hummel", die Power Barge, wo die Stadt es
erst subventioniert hat, dass das entwickelt wird,
um dann eigentlich die wesentlichen Anwendungs-
felder selbst zu verbieten. Also da hoffe ich, dass
dann bei der Power Barge, also bei dem Einsatz
von LNG, in Hamburg ein bisschen mehr logische
Konsistenz dann auch in der Anwendung drin ist.

(Beifall bei Ewald Aukes FDP)

Aber, wie gesagt, wir halten es fiir sinnvoll, dass
wir uns dem Thema LNG in dieser Stadt verstarkt
widmen, und wir halten es auch fir sinnvoll, insbe-
sondere im Hafenbereich dann eben die dreckigen
Produktionen von Strom, vor allem an Bord, durch
LNG zu ersetzen. Ich hatte mir als einen guten
Vorsatz fur das Jahr 2019 vorgenommen, Herr
Kerstan, Sie nicht immer nur zu kritisieren, sondern
auch zu loben.

(Dirk Nockemann AfD: Woflr?)

Das mache ich jetzt an dieser Stelle schon. Gut,
dass Sie das in den Luftreinhalteplan reingeschrie-
ben haben. Jetzt missen Sie es nur noch umset-
zen.

(Beifall bei der FDP)

Was dann allerdings nicht so gut ist, ist die Tatsa-
che, dass wir beim Ausbau der LNG-Infrastruktur
in Hamburg mittlerweile deutlich hinterherhinken.
Da habe ich mich sehr gewundert Uber die Aussa-
ge lhres Wirtschaftsstaatsrats Sevecke, der im
Sommer des letzten Jahres erklarte, man wiirde ei-
ne eigene LNG-Infrastruktur aufbauen wollen. Das
war, glaube ich, nicht so richtig abgestimmt mit den
Nachbarlandern. Nein, Sie sollten sich endlich zu
einer gemeinsamen norddeutschen Lésung durch-
ringen. Dass das gewlnscht ist, ist klar, das sagen
alle anderen norddeutschen Lander auch. Nein,
entscheidend ist, dass Sie sich jetzt auf einen
Standort einigen. Fir Brunsbittel spricht an dieser
Stelle aus unserer Sicht vieles. Aber dann geht es
naturlich weiter: Wir brauchen verniinftige Richtlini-
en fur die Anwendung hier in der Stadt. Es steht
immer noch die Frage offen, ob wir nicht auch eine
kleinere Bebunkerungsmaoglichkeit in Hamburg be-
kommen. Oiltanking hatte sich darum schon vor
drei Jahren bemuht. Es ist immer noch nicht klar,
ob das im Hamburger Hafen maéglich sein wird. Al-
so da missen Sie dann irgendwann auch eine Ent-
scheidung treffen, wenn Sie diese LNG-Mdglich-
keiten zur Anwendung in Hamburg bringen wollen
und dann eben auch hier eine Infrastruktur aufbau-
en mdchten.

(Beifall bei der FDP)

Ich finde, diese Debatte ist ansonsten exempla-
risch fir all das, was wir hier im Hause immer so
an politischen Stromungen erleben. Ich will einmal
anfangen mit der AfD, denn die hatte, glaube ich,
schon in den Haushaltsberatungen einen Antrag
dazu eingebracht. Die hat gesagt: LNG ja, finden
wir gut, aber bitte auf jeden Fall mit Anschluss an
russisches Gas. Das war das Wichtigste fur die
AfD in der LNG-Debatte. Jetzt habe ich bei den
LINKEN herausgehort: LNG eigentlich nicht wegen
Klima, aber dann missen wir es irgendwie doch
machen, aber dann bitte wenigstens ohne
Fracking. Auch nicht so eine klare Haltung. Herr
Kollege Jersch, wir wirden uns sehr wulnschen,
dass Sie an dieser Stelle nicht immer nur angstba-
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siert diskutieren, sondern sich dann auch dazu
durchringen, offen zu sein fur neue Technologien.
Diese Technologie ist noch nicht ausgeforscht. Al-
so geben Sie sich einen Ruck und sagen: Jawohl,
da ist noch Potenzial drin. Das ist das, was wir uns
an Position sehr wiinschen wirden.

(Beifall bei der FDP — Stephan Jersch DIE
LINKE: Ich bin offen fir die Pariser Klimazie-
le!)

Und jetzt die Koalition von Rot und Griin, und da
endet es dann, wie gesagt, auch mit dem Lob. Da
bringen Sie nun einen Antrag ein und wunschen
sich, dass es flr den Umstieg auf Erdgasprodukte
zukinftig eine Umweltbilanzprifung geben soll. Ja,
was ist denn das? Das ist der Antrag, den wir ein-
gebracht haben, als es darum ging, ob wir Moor-
burg ans Fernwarmenetz anschlieRen oder ein zu-
satzliches Gaskraftwerk bauen. Herzlichen Glulck-
wunsch zu dem Erkenntnisgewinn. Natrlich brau-
chen wir diese Priifung, aber Sie hatten sie auch
schon machen sollen, als es darum ging, eine zu-
kunftsfahige Fernwarmeversorgung fir diese Stadt
zu machen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Frau Oelschlager von der AfD-Fraktion.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Zwi-
schen einem Brexit-Referendum und einer Ful3-
ball-EM wird in Deutschland gern einmal ein
Fracking-Gesetz verabschiedet. Trotzdem ist da im
Jahr 2016 ein nicht ganz schlechtes Gesetz her-
ausgekommen. Unkonventionelles Fracking ist bei
uns zu Recht verboten und konventionelles
Fracking ist nur teilweise erlaubt. Ein echtes
Fracking-Verbot ware natirlich noch besser.

Herr Jersch, ich erwarte nicht, dass Sie unsere
Grundsatzprogramme lesen,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Sie lesen die
ja selbst nicht!)

das kann man wirklich nicht fordern, aber da steht
tatsachlich ein Fracking-Verbot drin, allerdings aus
vollkommen anderen Griinden, als Sie das viel-
leicht fordern wirden, ndmlich wegen der Belas-
tung von Grund- und Trinkwasser, dem hohen
Wasserverbrauch und dem Flachenverbrauch so-
wie der Zerstérung von Natur und Landschaft. Das
sind unkalkulierbare Risiken nicht nur in Deutsch-
land, sondern Uberall auf der Welt.

Die USA hat das konventionelle Fracking in den
letzten Jahrzehnten stark ausgebaut, so stark,
dass der Absatz auf dem europaischen Markt not-
wendig ist und die US-Regierung gegen Nord
Stream 2 nicht nur wettert, sondern sogar vor Er-

pressung nicht zuriickzuschrecken scheint. Wegen
einer Gaspipeline finde ich das schon beachtlich.

Auch wenn die Politik Deutschlands dies nicht wi-
derspiegelt, so scheint es immer mehr, dass Russ-
land wirtschaftlich der verlasslichere Partner ist,
auch wenn Sie das in diesem Hause nicht gern ho-
ren, ich weild, das ist mir durchaus bewusst. Aber
die Russland-Sanktionen sollten beendet werden.

Rot-Griin scheint das im Zusatzantrag anders zu
sehen, das interpretiere ich jedenfalls so, namlich
dass Sie aus politischen Grinden lieber das
Fracking-Gas aus den USA nehmen wirden als
das konventionell geférderte Russland-Gas. Dass
es wenig nitzt, in Deutschland hohe Sicherheits-
standards zu haben, zum Beispiel in der Textilin-
dustrie, wenn die Kleidung aber aus Schwellenlan-
dern ohne Standards kommt, das verstehen die
meisten Konsumenten inzwischen. Beim Fracking
ist das ein bisschen vergleichbar. Die Chemikalien,
die beim Fracking in den Boden gepumpt werden,
kommen friiher oder spater mit dem Wasserkreis-
lauf auch an anderer Stelle mit unabsehbaren Fol-
gen zum Vorschein. An geschlossenen Systemen
wird zwar geforscht, aber bisher wird aus Kosten-
griinden gern darauf verzichtet.

Aus diesem Grund ist mir der Antrag der Links-
Fraktion, eine Umweltplakette fir Gas einzufiihren,
sehr sympathisch. Der Verbraucher hatte hier
namlich eine echte Entscheidungsmaoglichkeit. An-
ders als die Links-Fraktion sehe ich bei LNG aller-
dings viele Vorteile. Die Reduzierung von Schwefel
ist dabei das Entscheidende. Schwefeloxid, Fein-
staub, Schwermetallemissionen werden durch
LNG vermieden und Stickoxide und ultrafeine Par-
tikel gegenlber der Nutzung von Schwerdl und
auch Marinediesel erheblich reduziert. Aus diesem
Grunde ist LNG fiur die Umwelt eben deutlich bes-
ser als Diesel.

Nun schlief3en sich leider Umweltpolitik und Klima-
ziele oft aus. Ein Beispiel, an dem man das sehr
schén sehen kann, sind die Windrader. Einerseits
tragen sie zur Dekarbonisierung bei, andererseits
sind die Dinger fur den Naturschutz eigentlich eine
Katastrophe, angefangen bei den gerodeten Bau-
men, beim Schall, der Bodenversiegelung, der Ge-
fahr fir Vogel und Fledermause bis hin zur Be-
leuchtung, um nur einige Probleme zu nennen.

Es wird Zeit, eine ganzheitliche Betrachtung in der
Umweltpolitik vorzunehmen. Dazu muss von der
Herstellung bis zum Verbrauch beziehungsweise
der Entsorgung eine Umweltbilanz erstellt werden.
Beide vorliegenden Antrage halten wir fir geeig-
net, eine solche Diskussion voranzubringen, und in
weiten Teilen fur unterstitzenswert. Natlrlich wis-
sen wir, dass bereits gestern Abend im Wirt-
schaftsausschuss das Thema LNG ausfihrlich be-
raten worden ist. Dennoch halten wir eine Uberwei-
sung an den Wirtschaftsausschuss und auch an
den Umweltausschuss fur sehr sinnvoll. Wenn es
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nur in den Wirtschaftsausschuss gehen sollte, la-
den Sie bitte wenigstens den Umweltausschuss
bei. — Vielen Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Dr. Seeler von der SPD-Fraktion.

Dr. Joachim Seeler SPD: Frau Prasidentin, meine
Damen und Herren! Wir haben in der Tat gestern
das Thema sehr ausfihrlich im Wirtschaftsaus-
schuss diskutiert und ich hatte eigentlich den Ein-
druck, zumindest funf von sechs Parteien seien der
Grundsache nach sehr Uberzeugt, dass LNG die
richtige Technologie ist. Bei den LINKEN bin ich
nicht so ganz sicher, was sie eigentlich wollen. Ich
wirde es irgendwann gern einmal erleben, dass
die LINKEN zu irgendeiner technischen Innovation
einmal Ja sagen.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN und der FDP)

Das haben wir aber in diesem Parlament in dieser
Legislaturperiode noch nicht erlebt. Denn man
muss doch genau gucken: Wo kommen wir her?
Wir kommen in der Schifffahrt aus einer Zeit, in der
Schwerdl in Form von Treibstoff auf den Meeren
verklappt wurde. Dann sind wir weiter, immerhin
einen groRRen Schritt, Stichwort Marinediesel, SE-
KA-Richtlinie, und gehen noch einen Schritt weiter
ab 1. Januar 2020 mit der IMO-Richtlinie. Natirlich
kdnnen wir jetzt sagen, LNG erfllle nicht 100 Pro-
zent aller Anforderungen, die es in unserer
Wunschwelt erfordern wiirde. Aber es ist ein ganz
deutlicher Fortschritt, LNG zu verwenden: 80 Pro-
zent weniger Stickoxide, 20 Prozent weniger COa,
10 Prozent weniger Verbrauch und eine deutlich
geringere Larmbelastung. Deswegen lohnt es sich
schon, sich damit zu beschéftigen, und deswegen
haben wir in diesem Parlament in den letzten Jah-
ren auch schon sehr viel auf den Weg gebracht,
beispielsweise das bereits erwahnte Umstellen der
stadtischen Schiffe von Diesel auf LNG-Antrieb.
Wir machen einen groRen Schritt mit LNG, aber
nattrlich werden wir nicht die Wunschwelt, in die-
sem Fall der LINKEN, erreichen, nun die gesamten
Emissionen zu 100 Prozent zu reduzieren und
samtliche Anforderungen, die man sich so Uberle-
gen kann, zu erfullen. Aber es ist ein sehr grof3er
Schritt in einer realen Welt fir die Reduzierung von
Emissionen von Schiffsantrieben.

(Beifall bei der SPD)

Kollege Niedmers, wir haben gestern in Wahrheit
nicht LNG im Wirtschaftsausschuss abgelehnt, wir
haben einen ziemlich vermasselten Antrag der
CDU abgelehnt. Das ist schon ein gewaltiger Un-
terschied. Der Unterschied ist, dass wir in einem
eigenen Antrag noch einmal deutlich machen wer-
den, dass zu dem Thema LNG eine eigene Infra-

struktur gehort. Bei dem CDU-Antrag hat man den
Eindruck, da stehe so der Gedanke hinter, das sei
ein Tank, da komme irgendetwas rein und da gehe
wieder etwas raus. Das ist es eben nicht. Ja, es ist
auch ein Stlck Lagerstéatte, aber es ist in Wahrheit
auch eine Infrastruktur. FUr Brunsbuttel werden die
Investitionskosten auf eine halbe Milliarde Euro ge-
schatzt; das ist nicht wenig. Es ist eine Infrastruk-
tur, mit der komprimiert wird, entkomprimiert wird,
und, was Kollege Lorenzen gesagt hat, mit der es
eine grolte Chance gibt, mit dem Thema Power-to-
Gas eben auch Gas gerade in Norddeutschland
durch regenerative Energien aus Sonne und aus
Windkraft etwa zu Wasserstoff umzuwandeln. Das
heil3t, wir reden Uber eine komplexe Infrastruktur.
Deswegen wird man das auch ein bisschen grind-
licher untersuchen muissen. Ich bin in letzter Zeit
immer wieder Uberrascht, welche Fachingenieure
die CDU-Fraktion hat. Also Sie wissen schon jetzt,
welcher Standort das im Gegensatz zum Ende der
Beratungen, die gerade laufen, ist. Vor einigen
Wochen haben Sie uns erzahlt, Sie wissten ge-
nau, welches Ersatzbauwerk fir die Kohlbrand-
briicke her musse, namlich ein Tunnel. Das haben
Sie anscheinend auch mit lhren Fachingenieuren
in der Fraktion untersucht, bevor die Voruntersu-
chungen sauber abgeschlossen sind.

(André Trepoll CDU: 2014 schon!)

Ich bin immer wieder erstaunt. Und, Herr Trepoll,
als Jurist sind Sie natirlich omnipotent und kénnen
das alles beurteilen. Wir warten an der Stelle lieber
die Untersuchungen ab, haben eine saubere Pla-
nung und dann gibt es eine Entscheidung.

(André Trepoll CDU: Das ist doch schon
x-mal vertagt!)

Wichtig, letzte Bemerkung: Diese Entscheidung
fallen wir im Konsens mit unseren norddeutschen
Nachbarlandern — ich glaube, da gibt es im Haus
auch einen groflen Konsens —, weil wir wissen,
dass wir in der Metropolregion diese Infrastruktur
haben wollen. Nur die Metropolregion wird diese
Infrastruktur auch zufriedenstellend realisieren las-
sen kdnnen. Jedes Bundesland hat seine eigenen
Interessen, aber die gesamte Strategie LNG ba-
siert und muss basieren auf einer Strategie der
Metropolregion, deswegen mit unseren Nachbar-
landern zusammen.

Lassen Sie uns das Thema — ich finde es gut, dass
wir das beraten — gemeinsam weiter nach vorn
bringen. Ich glaube, das lohnt sich an dieser Stelle.
Wir machen viel fur die Umwelt, wir machen auch
viel fuir die Wirtschaft, weil wir weitere Investitionen
dadurch auslésen, Beschaftigung sichern. Damit
machen wir einen guten und richtigen Schritt. —
Schoénen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Vizeprasidentin Barbara Duden: Das Wort be-
kommt Herr Gamm von der CDU-Fraktion. — Ach
so, Entschuldigung, das Wort bekommt Herr
Jersch von der Fraktion DIE LINKE und danach
Herr Gamm von der CDU-Fraktion. Darauf kdnnen
Sie sich alle vorbereiten. Herr Gamm, Sie missen
jetzt leider den Ruckweg antreten.

Stephan Jersch DIE LINKE: Ich hoffe, die Reihen-
folge ist ein Vorzeichen fir die nachste Wahl.

Liebe Frau Prasidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Frau Schaal hatte es schon erwdhnt: Me-
thanemissionen sind bei der Erdgasférderung pro-
zessimmanent; so viel ist klar. Ich danke Frau
Schaal auch in der Tat. Die Uberarbeitung des Zu-
satzantrags hat einiges noch einmal klarer gestellt,
insbesondere bei dem Vergleich verschiedener
klassisch geférderter Erdgassorten — das russische
ist herausgefallen —, denn wir mussen wirklich
ganz klar sagen: Egal, Uber welches Erdgas wir im
Moment reden, Uber welches Methan, ist es in der
Tat so: Es gibt einen grof3en Unterschied zwischen
verschiedenen Erdgassorten auf der einen Seite
und gefracktem Erdgas und LNG auf der anderen
Seite; das muss man an dieser Stelle wirklich klar
sagen. Wer diesen Unterschied nicht macht, der
hat klimapolitisch einfach den falschen Zungen-
schlag drauf.

(Beifall bei der LINKEN)

Lieber Kollege Seeler, ja, wir konnten gestern im
Wirtschaftsausschuss (ben. Da sage ich lhnen
jetzt auch noch einmal zu Schwerdl und LNG:
LNG, wenn es gefrackt ist, hat eine Klimabilanz,
die schlechter ist, als wenn ich mit dem Schiff mit
Schwerdl fahren wirde. Die anderen Schadstoffe
sind ein anderes Thema. Aber man muss sich die-
se zwei Seiten immer vor Augen flhren: Ist das,
was machbar ist, auch wirklich realistisch, wenn
ich es nicht ausschlieRen kann, dass ich mir das
Klima unterm Hintern wegreile?

Dann auch zum gestrigen Antrag der CDU-Frakti-
on, was den Aufbau einer Infrastruktur fir LNG an-
geht: Herr Seeler, Sie wollten wissen, Sie wollten
einmal horen, wofiir DIE LINKE denn dann (lber-
haupt ist. Dann méchte ich Ihnen einmal sagen:
Wenn wir genug Bio-LNG im Angebot hatten, um
damit eine LNG-Infrastruktur betreiben zu kénnen
— davon sind wir sehr weit weg —, dann, wirde ich
sagen, kénnen wir in der Tat daran denken, das
als Speicherform fir Energie mit einer entspre-
chenden Infrastruktur aufzubauen. Im Moment ist
der Aufbau dieser Infrastruktur nichts anderes als
der Versuch, einen neuen Markt mit alten Brenn-
stoffen aufzubauen, und zwar beférdert von
grolRen Energiekonzernen und letztendlich der US-
Regierung.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn Sie eben noch auf die Schadstoffe ange-
sprochen haben — ich habe es gestern im Wirt-
schaftsausschuss auch erwahnt — Die Niederlan-
de haben, steuerlich bevorteilt, LNG-betriebene
Lkws. Der Steuervorteil ist ausgelaufen, weil es
mittlerweile keinen Vorteil fir die Umwelt gegen
Euro-6-Lkws mehr gibt. Das muss man sich dann
auch vor Augen flihren, dass LNG nicht die Lo-
sung aller unserer Probleme ist, es tatsachlich nur
als Speicherform fir zu viele erneuerbare Energien
oder aber als Briickentechnik taugt. Wer es sich so
bequem macht zu sagen, es sei einem letztendlich
egal, wo das LNG herkomme, denn man kdnne es
nicht Uberprifen, und damit in Kauf nimmt, dass
dann Klimagase wie insbesondere Methan, die um
eine Potenz hoéher schadlich sind fiir die Atmo-
sphare, freigesetzt werden, der hat nicht begriffen,
was Nachhaltigkeit ist. Nachhaltigkeit hort nicht an
der Stadtgrenze auf, Nachhaltigkeit betrifft die ge-
samte Prozesskette. Das heil3t, selbst wenn diese
Klimagase nicht in die CO2-Bilanz Hamburgs ein-
flielRen, werden sie frei und man muss das mitden-
ken.

(Beifall bei der LINKEN)

Zu dem, was das Bio-LNG angeht, das von der
Regierungskoalition auf die Karte gesetzt worden
ist, kann ich nur sagen: Wir sind im Moment noch
nicht da, wo wir eigentlich sein mussten. Deswe-
gen ist das, was im Moment gemacht wird, eine
Beférderung von Fracking-LNG, weil wir uns hier
anscheinend dazu committen, dass wir nicht sagen
kénnen, womit wir eigentlich arbeiten, und damit
auch sagen, die Klimaziele seien uns, zumindest
zu einem Teil, egal.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Barbara Duden: Aber nun hat
wirklich Herr Gamm von der CDU-Fraktion das
Wort.

Stephan Gamm CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Bei dem Antrag der LINKEN geht es um einen sehr
kleinen Teilaspekt der energiewirtschaftlichen
Welt, und zwar um den Anteil des Fracking-Gases
bei der Erdgasforderung. Aber das, was da, glaube
ich, der eigentliche Hintergrund ist, ist natirlich pri-
mar der Vorstol3 gegen das in den USA produzier-
te Gas, das im Wesentlichen durch Fracking er-
zeugt wird. Was aber offenbar vergessen wird, ist
— die Frage kénnen Sie sich einmal stellen —, wie
das deutsche Erdgas denn eigentlich gefordert
wird. Das sind namlich auch rund 33 Prozent, die
Uber konventionelles Fracking gefoérdert werden.
Also Sie wirden im Grunde genommen dadurch
fast die Axt auch an die eigene Erdgasproduktion
in Deutschland anlegen. Das Ziel einer verpflich-
tenden Zertifizierung klingt im ersten Moment gut.
Doch sowohl chemisch-physikalisch als auch prag-
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matisch ist das de facto kaum zu leisten. Diese Un-
terscheidbarkeit miisste dann auch weltweit allen
anderen Produzenten von den deutschen Behor-
den vorgeschrieben werden. Das ist schlicht und
ergreifend véllig unrealistisch und abwegig.

(Beifall bei der CDU — Vizeprasident Dr. Kurt
Duwe Ubernimmt den Vorsitz.)

Ich glaube, dass wir hier nicht auf Verbote und
Zwang setzen sollten. Wenn es fiir Erdgasanbieter
einen klaren Wettbewerbsvorteil gibt, dann werden
die schon selbst daflr sorgen und sagen: Wir be-
ziehen unser Erdgas nicht aus gefrackter Variante,
sondern ohne diese Technologie.

Jetzt wird es wirklich geradezu ein bisschen gro-
tesk. Also Sie fordern jetzt den Senat auf, im Bun-
desrat aktiv zu werden. Da muss man einmal klar
sagen: Die Aktivitaten von Rot-Griin auf Bundes-
ratsebene kann man nicht anders als mit einem ka-
tatonischen Zustand beschreiben. Ich habe das mit
einer schriftichen Anfrage gepruft. In vier Jahren
ist zum Thema Energiewirtschaft und Energiewen-
de keine einzige Bundesratsinitiative von Rot-Grin
eingebracht worden.

(Zuruf von Dr. Monika Schaal SPD)

Und — das geht jetzt in die Richtung SPD, GRU-
NE - jetzt stellen Sie einen Antrag, mit dem Sie
sich auffordern, ein Ziel zu erreichen, das selbst in
Ihrem Koalitionsvertrag steht. Waren wir in der
Wertstoffindustrie, dann wirde ich sagen: Das ist
hier die Zweitverwertung.

(Beifall bei der CDU)

Sie haben zu diesem Thema lediglich einen Work-
shop initiilert. Da muss ich sagen: Ich erbebe ange-
sichts dieses wirklich tollen Aktivismus und dieser
Dynamik von Rot-Griin in dieser Situation.

(Beifall bei der CDU und bei Michael Kruse
FDP)

Wenn man jetzt auf die einzelnen Forderungen
dieses offenbar in Windeseile zusammengebastel-
ten Antrags von Rot-Griin geht, Punkt 2, ist das
natirlich auch eine véllig inhaltsleere Forderung.
Es klingt immer gut, dass mehr Gas aus erneuer-
baren Energien geférdert werden solle. Das macht
natirlich Sinn. Dann schreiben Sie dort rein, man
sollte doch noch Hamburg Gas einbeziehen. Da
frage ich mich, ob Sie im Zuge der Liberalisierung
einmal etwas von Unbundling gehoért haben. Wie
das genau stattfinden soll, wird hier nicht beschrie-
ben. Normalerweise dlrfte das namlich so auf-
grund der strikten Entkopplung gar nicht erlaubt
sein. Also Sie wirden hier gegen geltendes Ener-
giewirtschaftsrecht verstoRen. Da frage ich mich
schon, wer eigentlich bei Ihnen diesen Antrag so
schnell zusammengeschrieben hat.

Dann Punkt 3 mit der Umweltbilanz: Klingt sinnvoll,
ist aber nattrlich auch so unfassbar unkonkret for-

muliert, dass wir Uberhaupt nicht wissen, worlber
wir hier genau abstimmen.

Die letzte Forderung ist grundsatzlich sinnvoll, aber
eben auch maximal unkonkret gehalten. Das heif3t
im Grunde genommen: Wenn es zu teuer wird,
dann halt eben nicht.

Ich kann einfach nur sagen: Dieser Antrag und
auch der, der jetzt eine Stunde vor Beginn der Bur-
gerschaftssitzung eingereicht wurde, sind hand-
werklich absolut mangelhaft und kann daher von
uns, von der CDU-Fraktion, nur abgelehnt wer-
den. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprésident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Lorenzen von der GRUNEN
Fraktion.

Dominik Lorenzen GRUNE:* Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Ich wirde gern noch ein-
mal auf zwei Punkte eingehen. Lieber Stephan
Jersch, wir sind uns beim Ziel véllig einig. Wir sind
uns auch einig bei den Bedenken wegen der Her-
kunft verschiedener Gassorten, wir sind uns einig
beim Thema Fracking. Wo wir uns anscheinend
Uberhaupt nicht einig sind, ist bei dem Weg, wie
wir dahin kommen. Wir gehen lieber den ersten
Schritt als gar keinen Schritt.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN)

Was heilt das? Wir haben mit LNG zum einen ei-
ne deutliche Reduzierung der Emissionen — das
wurde mehrheitlich gesagt — und, da muissen wir
vielleicht unsere Quellen noch einmal abgleichen,
nach unserem Kenntnisstand haben wir auch eine
deutliche Reduktion der CO,-Emissionen. Da ge-
hen wir einen Schritt nach vorn. Es ist doch bes-
ser, diesen Schritt zu gehen und gleichzeitig eine
Infrastruktur aufzubauen, die mit groRer Wahr-
scheinlichkeit wirklich nachhaltig zukunftsfahig ist,
als — und das méchten Sie doch gern — einfach gar
nichts zu tun und in Fundamentalkritik zu verhar-
ren. Das ist nicht, wie wir hier Politik machen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von der CDU, was
mich ein bisschen irritiert, ist, dass Sie, und das ist
eigentlich 16blich, gebetsmihlenartig auf die Zu-
sammenarbeit mit Schleswig-Holstein verweisen.
Naturlich wollen wir eine intensive und gute Zu-
sammenarbeit mit den Kollegen in Schleswig-Hol-
stein. Was lhnen vielleicht anscheinend irgendwie
entgangen ist, ist, dass es da noch ein anderes
Bundesland auf der anderen Seite der Elbe gibt,
das nennt man Niedersachsen, und da gibt es Sta-
de, und ich finde es ein bisschen unhanseatisch
und ein bisschen seltsam, dass Sie hier gebets-
muhlenartig auf Schleswig-Holstein verweisen.
Lassen Sie uns doch bitte gemeinsam mit beiden
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beteiligten Bundeslandern klaren, wie diese zu-
kiinftige Infrastruktur ausschaut, und nicht immer
nur auf ein Bundesland verweisen. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen — das ist zum Gliick
der Fall —, kommen wir zu den Abstimmungen.

Wer also nun zunachst die Drucksache 21/15588
federfihrend an den Ausschuss fir Wirtschaft, In-
novation und Medien sowie mitberatend an den
Ausschuss fir Umwelt und Energie Uberweisen
mochte, den bitte ich um das Handzeichen. — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieses

Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir kommen dann zu den Abstimmungen in der
Sache. Wir beginnen mit dem LINKEN-Antrag aus
Drucksache 21/15588.

Wer mdchte sich diesem Antrag anschlieRen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist dieser
Antrag abgelehnt.

SchlieRlich zum gemeinsamen Antrag von GRU-
NEN und SPD aus Drucksache 21/15792 Neufas-
sung. Diesen moéchte die Fraktion DIE LINKE zif-
fernweise abstimmen lassen.

Wer also zunachst der Ziffer 1 seine Zustimmung
geben moéchte, den bitte ich um das Handzei-
chen. — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
dieser Antrag in Ziffer 1 angenommen.

Wer sich dann noch den Ziffern 2 bis 4 anschlie-
fen mochte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit sind auch
diese Ziffern angenommen.

Wir kommen jetzt zu Tagesordnungspunkt 9,
GrolRe Anfrage der FDP-Fraktion: Aufarbeitung von
Missstanden bei der Bekdmpfung von Geldwasche
und Terrorfinanzierung.

[GroRe Anfrage der FDP-Fraktion:

Aufarbeitung von Missstanden bei der Bekamp-
fung von Geldwéasche und Terrorfinanzierung

— Drs 21/14830 -]

Ich mochte darauf hinweisen, dass dieser Tages-
ordnungspunkt von der FDP-Fraktion als Kurzde-
batte angemeldet worden ist, sodass jeder Redne-
rin und jedem Redner pro Debattenbeitrag jeweils
zwei Minuten Redezeit zur Verfligung stehen.

(Zuruf: Gestrichen!)

— Sie haben recht. Es steht genau darunter. Dann
kann ich es gleich bei der nachsten Debatte wie-
derholen; das wird namlich auch eine Kurzdebatte
werden.

Die Fraktionen sind Ubereingekommen, (ber die-
ses Thema nicht zu reden, und wir kommen gleich
zur Abstimmung.

(Zuruf: Wir nehmen Kenntnis!)

— Nein, wir nehmen Kenntnis. Wir nehmen Kennt-
nis von dieser Grof3en Anfrage. Das ist viel besser.

Dann kommen wir zu dem Antrag der FDP-Frakti-
on im Tagesordnungspunkt 63, Drucksache 21/
15597: Nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt
— Gefllchtete, Betriebe und Vermittlungsfachkrafte
unterstitzen.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Nachhaltige Integration in den Arbeitsmarkt —
Gefliichtete, Betriebe und Vermittlungsfach-
krafte unterstiitzen

— Drs 21/15597 -]

Wie gesagt, es handelt sich um eine Kurzdebatte.
Jeder Redner oder jede Rednerin hat nur zwei Mi-
nuten Redezeit.

Wird das Wort gewiinscht? — Frau Nicolaysen fir
die FDP-Fraktion hat es.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrter Herr
Prasident, meine Damen und Herren! Die Studie
des Instituts fir Arbeitsmarkt- und Berufsforschung
sowie der heute auf der Tagesordnung stehende
Bericht Uber den Umsetzungsstand des Integrati-
onskonzepts haben flir mich noch einmal deutlich
gemacht, wie wichtig eine nachhaltige Integration
ist. Die Erkenntnisse zeigen Verbesserungspoten-
ziale auf. Sie sollen aber nicht dazu verleiten, mit
dem Finger auf die Akteure zu zeigen. Erst recht
ist das kein Anlass, zu klagen: Ihr macht nicht ge-
nug, strengt euch mehr an. Nein, damit motiviert
man niemanden. Zu den harten Fakten: Den neu
Zugewanderten steht in Hamburg ein Arbeitsmarkt
mit einem Anteil von Helfertatigkeiten von nur etwa
10 Prozent gegeniber. Das zeigt: Wir missen ge-
rade diesen Menschen zeigen, wie man sich weiter
qualifizieren kann. Eine Stichprobe von 2 330 neu
angekommenen erwerbsfahigen Gefllichteten in
Hamburg hat ergeben, dass etwa 12 Prozent der
erwerbsfahigen Geflichteten keine beziehungswei-
se nur eine geringe Schulbildung besitzen. Etwa
70 Prozent haben keine Berufsausbildung. Circa
28 Prozent haben keine oder nur eine geringe Be-
rufserfahrung. Diese Fakten zeigen uns Liberalen,
dass unser arbeitsmarktpolitischer Ansatz richtig
ist.
(Beifall bei der FDP)

Denn wir setzen nicht bei dem an, was die Men-
schen mitbringen, nein, wir fragen uns: Wohin wol-

len sie und welche Rahmenbedingungen missen
wir dafir schaffen? Wir wollen nicht, dass die Men-
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schen in Helfertatigkeiten verharren und gar nicht
versuchen, da herauszukommen. Wir wollen, dass
auch diejenigen, die den Berufseinstieg geschafft
haben, die Chance haben, weiterzukommen. Das
kénnen wir nur durch eine stetige Verbesserung
der Integrationsansatze an den realen Gegeben-
heiten erreichen.

Aus all den genannten Grinden bitte ich Sie, die-
sem Antrag zuzustimmen und dadurch die Voraus-
setzungen fur eine nachhaltige Integration weiter
zu verbessern. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort hat nun
der Abgeordnete Abaci fir die SPD-Fraktion.

Kazim Abaci SPD: Sehr geehrter Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Die Studie des IAB hat
die FDP inspiriert, einen Antrag zum Thema Ar-
beitsmarktintegration von Gefliichteten zu stellen.
Die Zielrichtung des Antrags ist richtig, aber dieser
Antrag kommt drei, vier Jahre zu spat, weil Ham-
burg in diesen Bereichen in der Umsetzung vor-
bildlich ist. Daher werden wir den Antrag ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Kurz zum Thema Instrumente: Die Arbeitsmarktin-
strumente stehen allen Menschen zur Verflugung;
auch den Geflichteten stehen sie zur Verfugung.
Erstens das und zweitens, was das Thema Bera-
tung angeht: Das W.I.R-Programm ist bundesweit
ein tolles Programm. Das war eine hervorragende
Idee, das kénnen wir alle jetzt auch eigentlich so
bestatigen. Im Rahmen dieses Programms wird
nicht nur in Richtung Vermittlung von Arbeit Arbeit
geleistet, sondern es geht auch um die Beratung in
Richtung Qualifizierung. Daher geht dieser Antrag
ins Leere.

(Beifall bei der SPD)

Was das Thema Sprache angeht, werden auch
Flichtlingstrdger im Rahmen des W.I.R-Pro-
gramms in Anspruch genommen. Da werden
Sprachkurse, auch bedarfsgerechte, auch duali-
sierte Sprachangebote gemacht, sodass damit
auch dieses Thema, was die Erfahrung der Flucht-
lingstrager angeht, in das Arbeitsmarktprogramm,
in die Arbeitsintegration einbezogen wird.

Insofern finden wir die Zielrichtung des Antrags
richtig, aber er enthalt keine neuen Vorschlage.
Das kommt zu spat. Wir werden lhren Antrag des-
halb ablehnen.

(Beifall bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Rath fir die CDU-Fraktion.

Franziska Rath CDU:* Sehr geehrter Herr Prasi-
dent, liebe Kollegen von der FDP-Fraktion. Ja, Sie
haben das Problem richtig erkannt. Es gibt
durchaus noch Verbesserungsbedarf, was die Ar-
beitsmarktintegration der Gefllchteten anbelangt.
Aber leider ziehen Sie nicht die richtigen Schlisse
aus dieser Erkenntnis. Deshalb wird es von unse-
rer Seite heute auch nur eine Enthaltung geben,
denn von den vielen Malkhahmen, die hier gepruft
werden sollen, gibt es schon ziemlich viele. Zuge-
gebenermalien sind diese nicht immer leicht zu fin-
den. Dieser Dschungel ist wohl fir die Unterneh-
men, fur die Arbeitsuchenden selbst, fur die Job-
vermittler und auch fir die Effektivitat dieser gan-
zen Angebote das zentrale Problem.

Aber auch in einem weiteren Punkt springt der An-
trag der FDP leider zu kurz, namlich bei der Frage,
ob die Verbesserung von W.I.R wirklich der richtige
Weg ist. So sinnvoll W.I.R im Jahr 2016 und viel-
leicht auch 2017 gewesen sein mag, als es noch
nicht viel anderes gab, umso mehr stellt sich jetzt
die Frage, wie sinnvoll und gerechtfertigt dieser
Sonderstatus immer noch ist. Die letzte Auswer-
tung zu W.I.R gibt es nur online und ist aus dem
Jahr 2017 mit Stand 2016. Auch deshalb fragen
wir uns: Was kann W.I.R besser als das Jobcenter,
die Agentur fUr Arbeit oder die Jugendberufsagen-
turen? Auch diese Institutionen haben sich mittler-
weile und Gott sei Dank auf die Zielgruppe der Ge-
flichteten eingestellt, und hier ist aus unserer Sicht
der Verbesserungsbedarf, nachhaltigen Vermitt-
lungserfolg der Flichtlinge in den Arbeitsmarkt zu
erreichen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Mdller fiir die GRUNE Frakti-
on.

Antje Moéller GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Frau Nicolaysen, die Rede, die
Sie gehalten haben, und der Antrag, den Sie hier
gestellt haben, passen irgendwie nicht wirklich zu-
sammen. Sie haben in Ihrem Antrag eine allgemei-
ne Situation beschrieben, die jedes Bundesland
betrifft, die auch vom IAB sehr zielfihrend und kor-
rekt beschrieben wurde, und Sie sind mitnichten
auf die Hamburger Situation eingegangen. Hatten
Sie vielleicht — das muss ich an dieser Stelle ein-
mal sagen — die sehr umfangreiche 45-seitige
Grolie Anfrage der CDU vom letzten Jahr gelesen,
dann wissten Sie, welche Details und welche Ak-
teurinnen und welche Akteure es in dem Bereich
gibt und welche Zahlen fir Hamburg wirklich gultig
sind. Ich mochte das noch konkretisieren, was
Frau Rath eben gesagt hat. Die Punkte 1.a. bis g.
werden genau in dem Konzept, das wir und andere
Akteure und Akteurinnen verfolgen mit dem Ziel,
die Gefllichteten und andere, die immer noch ar-
beitsmarktfern sind, in den Arbeitsmarkt zu brin-
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gen, umgesetzt. Wenn Sie sich im Sozialaus-
schuss unsere vielen Befassungen zu diesem The-
ma, auch sehr detaillierte Befassungen, noch ein-
mal angucken, dann wissten Sie tatsachlich, dass
all das, was Sie hier fordern, Teil des umfangrei-
chen Konzepts ist, das natlrlich immer wieder
Uberprift werden muss, weshalb wir uns immer
wieder berichten lassen, und das zum Beispiel bei
dem Anteil der Frauen, die in diesem Konzept er-
fasst werden, ein bisschen Nachsteuerung haben
konnte. Das ware einmal ein spannendes Thema,
da zu gucken: Was kann man noch machen, wie
ist das Potenzial? Aber, um es kurz und knapp zu
sagen: Wir brauchen den FDP-Antrag dazu tat-
sachlich nicht, dann aber gern weitere Diskussio-
nen zu dem Thema im Sozialausschuss, Selbstbe-
fassung oder wie auch immer, wenn die Behorde
mit aktuellen Informationen kommt.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Dr. Ensslen fir die Fraktion
DIE LINKE.

Dr. Carola Ensslen DIE LINKE: Herr Prasident,
meine Damen und Herren! Auch wir finden im Prin-
zip die Zielrichtung des Antrags richtig, kommen in
diesem Fall tatsachlich auch zu dem Schluss, dem
durchaus zuzustimmen. Es ist richtig, dass gesagt
wurde, es gebe schon etliche dieser Mallnahmen.
Aber es ist nicht verkehrt — wie im Prinzip auch
Frau Mdller gesagt hat —, so etwas auch noch ein-
mal wieder auf den Prifstand zu stellen und zu
schauen, was wir wirklich verbessern kénnen. Lei-
der sind Papier und Konzepte nicht die Realitat. In
der Realitat sehe ich junge Menschen, die mit viel,
viel Hoffnung hierhergekommen sind und auf der
Strecke bleiben. Sie sind schlecht bezahlte Dienst-
leisterinnen und Dienstleister unserer Uberflussge-
sellschaft und arbeiten als Pizzabote oder im Lager
von Amazon. Dabei bleibt so viel Potenzial auf der
Strecke. Das ist eine Schande und da mussen wir
etwas tun.

(Beifall bei der LINKEN — Kazim Abaci SPD:
Was ist Ihr Vorschlag?)

— Mein Vorschlag, Herr Abaci, und ich ware noch
deutlich offensiver als meine Kollegin Frau Nicolay-
sen, ist: Es mussten Beraterinnen und Berater und
Vermittlerinnen und Vermittler in die Unterklnfte
gehen, dort eine Potenzialanalyse bei den Leuten
machen und schauen, was an Qualifizierungsmalf}-
nahmen moglich und nétig ist. Ich glaube, damit
wirde man noch mehr Menschen erreichen. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Feineis von der AfD-Fraktion.

Harald Feineis AfD: Herr Prasident, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Frau Nicolaysen, ich bin mir
nicht sicher, ob Sie sich einmal mit der Arbeits-
agentur oder dem Jobcenter direkt in Verbindung
gesetzt haben, denn es gibt Strukturen. Es gibt Ar-
beitsmarktinstrumente auch fir Asylbewerber, mei-
netwegen Praktika bei Arbeitgebern, zwei bis
sechs Monate, es gibt Eingliederungszuschisse,
es gibt mittlerweile Strukturen wie W.1.R oder neu-
erdings auch BIMO, die ganz massiv und ganz
zentral anerkannte Asylbewerber unterstiitzen, um
in Arbeit zu kommen und auch in Arbeit zu bleiben.

Eine unserer Antworten in diesem Bereich war im
Dezember letzten Jahres unser Antrag, qualifizier-
te Arbeitsgelegenheiten speziell auch fir aner-
kannte Asylbewerber einzurichten, denn in diesen
ware es moglich gewesen, sie zu qualifizieren und
ihnen wenigstens einen Hauch mitzugeben, was
eine Leistungsgesellschaft erwartet. Denn, wie
schon richtigerweise gesagt, diese nicht qualifizier-
ten und schwer auszubildenden Menschen ... Und
es gibt viele Angebote vonseiten des Jobcenters
oder der Arbeitsagentur Uber Bildungsgutscheine
oder Aktivierungs- und Vermittlungsgutscheine, die
dennoch nicht greifen, weil die Voraussetzungen
nicht mitgebracht werden. Das Problem ist eigent-
lich, dass durch die Integration dieser dann
schlecht ausgebildeten Asylbewerber der Billig-
lohnsektor so unter Stress kommt und die, die
schon langer hier bleiben, in Arbeitslosengeld Il
massiv unter Druck kommen. Leider lehnen wir Ih-
ren Antrag auch ab, denn ich habe den Eindruck,
dass Sie sich mit dem Thema noch nicht so richtig
beschéftigt haben. — Danke.

(Beifall bei Peter Lorkowski AfD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Wenn keine weite-
ren Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Ab-
stimmung Uber den FDP-Antrag aus Drucksache
21/15597.

Wer diesem Antrag seine Zustimmung geben will,
den bitte ich um das Handzeichen. — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist dieser Antrag ab-
gelehnt.

Dann kommen wir zu Tagesordnungspunkt 16,
Drucksache 21/15134, Grolke Anfrage der AfD-
Fraktion: "Erklarung der Vielen" — Parteipolitische
und weltanschauliche Einflussnahme durch die Be-
hdrde fur Kultur und Medien sowie durch 6ffentlich
geforderte Kultureinrichtungen?

[GroBe Anfrage der AfD-Fraktion:

"Erkldarung der Vielen" — Parteipolitische und
weltanschauliche Einflussnahme durch die Be-
horde fir Kultur und Medien sowie durch 6f-
fentlich geférderte Kultureinrichtungen?
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— Drs 21/15134 -]

Die antragstellende Fraktion méchte diese Druck-
sache an den Kulturausschuss tUberweisen.

Wird nun zunachst das Wort gewlinscht? — Herr
Dr. Wolf fir die AfD-Fraktion, Sie haben es fir funf
Minuten.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrtes Prasidi-
um, meine Damen und Herren!

"Freiheit ist immer die Freiheit des Anders-
denkenden."

(Zurufe: Ui!)

So wird gern Rosa Luxemburg zitiert, wohl wis-
send, dass es mit der politischen Toleranz des ei-
genen Milieus dabei nicht zum Besten bestellt war.
Denn was dabei fast immer ausgeblendet wird: Sie
bezog sich mit dieser Freiheit des Andersdenken-
den nur auf die eigenen Gesinnungsgenossen und
auf deren leicht unterschiedliche Interpretationen
von Fortschritt und Kommunismus. Fir Liberale
oder Konservative, also fur wirklich Andersdenken-
de, hatte sie diese Freiheit nie gedacht.

(Cansu Ozdemir DIE LINKE: Oh, horen Sie
aufl)

Schwenk nach heute zur Hamburger "Erklarung
der Vielen". Diese Kampagne, Ende letzten Jahres
von weit links stehenden Kultureinrichtungen der
Stadt initiiert, gibt vor, dass angeblich rechter Po-
pulismus die Freiheit der Kunst angreife. Rechte
und nationalistische Gruppierungen, so die selbst-
ernannten Kulturvertreter, wiirden zunehmend Ver-
anstaltungen stdéren, wollten in Spielplane eingrei-
fen und an einer Renationalisierung der Kultur ar-
beiten. Alles Zitate.

(Christiane Schneider DIE LINKE: Richtig!
und Beifall)

Die einschlagig bekannte Intendantin der Kunstfa-
brik Kampnagel, Frau Amelie Deuflhard, verkinde-
te bei der Vorstellung der Erklarung am 9. Novem-
ber — Zitat —:

"Wir verstehen uns als Eingreiftruppe”

— Zitatende — gegen rechte Tendenzen und Ein-
flussnahmen. Und der Schauspieler Robert Holler
raunte — Zitat —

"Die Angriffe von AfD und anderen Rechts-
populisten auf Kultureinrichtungen sind so
drastisch und gefahrlich wie seit der NS-Zeit
nicht mehr."

— Zitatende.

(Vereinzelter Beifall bei den GRUNEN und
der LINKEN)

— Sehr bedenklich, dass Sie an der Stelle auch
noch klatschen, denn das ist ein unertraglicher

Vergleich mit dem Nationalsozialismus, der fir
mich in einer unertraglichen Weise die Verbrechen
des NS verharmlost.

Nicht dass uns die Toleranz und Wortwahl dieser
Kulturvertreter grundsatzlich Uberrascht hatten. Wir
wunderten uns aber schon, wie vermessen die Be-
hauptungen sind und wie frech Rechte von frei ge-
wahlten Parlamentariern infrage gestellt werden,

(Beifall bei Dirk Nockemann AfD)

Rechte, die uns als Oppositionspartei durch die
Verfassung garantiert werden. Wir wollten deshalb
der Kulturbehérde einmal genauer auf den Zahn
fuhlen, welche Belege es flr diese angeblichen
Eingriffe in die Hamburger Kultur durch die AfD ge-
be und aus welchen Mitteln die Arbeit der Kam-
pagne finanziert werde. Schlielich hatte doch Kul-
tursenator Brosda hdchstselbst von der Erklarung
geschwarmt, sie als — Zitat —

"grofdartige und wichtige Aktion"
gepriesen,

(Vereinzelter Beifall bei der SPD, den GRU-
NEN und der LINKEN)

dabei mahnend an den 80. Jahrestag der Pogrom-
nacht erinnert und, sehr wichtig, gefuhlt ein Dut-
zend Mal den Begriff "Haltung" bemdaht. Es ist im-
mer etwas schwierig, wenn ein Regierungsvertre-
ter diesen Begriff bemuht. Sprechen wir ein ander-
mal daruber.

Unsere Grolde Anfrage, Ubrigens die grélte parla-
mentarische Anfrage dieser Legislaturperiode mit
insgesamt 106 Einzelanfragen, brachte dabei sehr
viel Entlarvendes zutage. Um es vorwegzuneh-
men: Die Behorde kann keinen einzigen Beleg fir
einen Angriff oder eine Einflussnahme der Ham-
burger AfD auf hiesige Kultureinrichtungen nen-
nen, keinen einzigen. Das Ganze ist ein Popanz,
aufgebaut nach dem Motto: Haltet den Dieb. Keine
Stérung einer Veranstaltung, kein Eingriff in Spiel-
plane, keine Forderung nach einer Renationalisie-
rung der Kultur, nichts, selbstverstandlich nichts.

(Zurufe von Phyliss Demirel GRUNE und
Dietrich Wersich CDU)

Ich sage lhnen, worum es den Initiatoren dieser Er-
klarung in Wahrheit geht: Es ist die Angst vor dem
Verlust der linken Deutungshoheit. Es ist die Angst
vor unliebsamen Anfragen und Debatten Uber Foér-
dermittel und Férderzwecke, namlich von Steuer-
mitteln.

(Jens-Peter Schwieger SPD: Das ist die
Angst, die Sie verbreiten!)

Es ist die Angst vor gesellschaftskritischen Positio-
nen von rechts, gegen die man sich abzuschirmen
versucht, also genau das Gegenteil von Kunstfrei-
heit, was hier angeblich angefihrt wird.

(Zuruf von Jens-Peter Schwieger SPD)
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Vor allem geht es um den ideologisch motivierten
Kampf gegen die AfD. Wie aus unserer Anfrage
hervorgeht, organisiert die Initiative nachweislich
Demonstrationen gegen die AfD,

(Kazim Abaci SPD: Verfassungsschutz!)

hetzt mit einer Wortwahl gegen meine Partei im In-
ternet, die ich hier mit Ruicksicht auf den parlamen-
tarischen Sprachgebrauch nicht wiedergeben darf,
und instrumentalisiert beinahe jede SKA meiner
Fraktion als Angriff auf die Kunstfreiheit. So viel Mi-
mimi, so viel Verachtung und Angriff gegeniber
den verfassungsmafRigen Kontrollrechten der Op-
position habe ich selbst von Linken selten erlebt.

(Beifall bei Dirk Nockemann AfD)

Da sieht man, woher der Wind weht. Klar ist: Vor
solchen Anfragen haben Kultureinrichtungen
Angst. Herr Kultursenator Brosda muss sich als
politisch Verantwortlicher die Frage gefallen las-
sen, warum er sich mit Einrichtungen solidarisiere,
die mit gewaltbereiten Linksextremisten zusam-
menarbeiten. Wann fordern Sie wenigstens den
Teil der Foérdermittel zuriick, mit denen linke Ver-
fassungsfeinde ihre Propaganda in Hamburger
Kultureinrichtungen verbreiten durfen? — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD — Zurufe)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Oldenburg fir die SPD-Frak-
tion.

Dr. Christel Oldenburg SPD: Herr Prasident, mei-
ne Damen und Herren! Mit ihrer Grol3en Anfrage
versucht die AfD, Hamburger Kultureinrichtungen
zu diskreditieren, die die "Erklarung der Vielen" un-
terzeichnet haben.

(Dirk Nockemann AfD: Hier wird gar nie-
mand diskreditiert!)

Diese Erklarung wendet sich gegen Fremdenfeind-
lichkeit, Rassismus, Rechtspopulismus und Aus-
grenzung.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Sie ist gut und notwendig flr ein gutes Leben aller
in Hamburg. Es gibt eine einfache, aber unseres
Erachtens ausreichende Antwort auf die Anfrage
der AfD: Das ist der Verweis auf das Grundgesetz,
das Recht auf freie MeinungsauRerung und die
Freiheit der Kunst.

(Dirk Nockemann AfD: Darum geht es hier
gar nicht!)

Beide Rechte sind wesentliche Saulen und zahlen
zu den hochsten Werten unserer Gesellschaft.
Auch und gerade kritische Haltungen sind durch
das Recht auf Meinungsfreiheit geschutzt. Das

mag fir die AfD schwer auszuhalten sein, aber ihr
geht es nicht anders als der SPD, der CDU oder
den LINKEN. Auch alle anderen Parteien hier in
der Birgerschaft missen harte Kritik hinnehmen.
Die AfD ist da nicht besonders gebeutelt. In einer
Demokratie gehdrt das dazu. Punkt.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Ich mochte dennoch die Gelegenheit nutzen, um
drei wesentliche Grundziige der AfD-typischen Ar-
gumentationsfiguren in dieser — Sie haben es ge-
sagt — sehr langen Anfrage zu skizzieren. Punkt 1:
Ein gangiges Muster im politischen Auftreten der
AfD ist die Tater-Opfer-Umkehr. Wir haben das
hier gerade wieder erlebt.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Die Ausfalle und Attacken der AfD nebst ihrer
rechtsextremen Sympathisanten gegenlber
Flichtlingen, Auslandern

(Dirk Nockemann AfD: So ein Quatsch!)

und politischen Gegnern allgemein sind bundes-
weit zuhauf dokumentiert und inzwischen auch ein
Pruffall fir den Verfassungsschutz.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Das ist der Grund, warum sich die Unterzeichnung
der "Erklarung der Vielen" auch gegen die Angriffe
der AfD auf die Prinzipien einer offenen, toleranten
und couragierten Zivilgesellschaft wendet. Diesen
Gegenwind versucht nun die AfD zur Bestatigung
ihrer Opferrolle umzudeuten, indem sie behauptet,
dass sich die Kampagne gegen sie als Partei rich-
te; das haben wir gerade auch wieder gehért. Ja,
nun, wer rechtspopulistisch auftritt, darf sich auch
nicht wundern, wenn er als rechtspopulistisch kriti-
siert wird. Das ist so.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN und bei Thilo Kleibauer CDU)

Punkt 2: Sehr beliebt aufseiten der Rechtspopulis-
ten ist auch die vermeintliche Verunglimpfung poli-
tisch Andersdenkender als Linksextremisten — das
haben wir auch gerade gehdrt. Diese doch recht
schlichte Argumentationsfigur zieht sich wie ein ro-
ter Faden durch diese GroRRe Anfrage der AfD. Ob
Kampnagel, ob Thalia Theater oder Stadtteilkultur-
zentren, bei der AfD sind das alles irgendwie Lin-
ke, wenn nicht gar Linksextreme. Klar, wer so weit
rechts steht wie die AfD, kann in anderen politi-
schen Positionen nur linkes Teufelswerk erkennen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Bei aller Plumpheit ist dies ein Versuch, eine De-
batte Uber gesellschaftskritische Positionen zum
Tabu zu erklaren.
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Nun folgt schlieBlich Punkt 3: In einem weiteren ar-
gumentativen Dreh versucht die AfD, den Kkriti-
schen Kultureinrichtungen die finanzielle Grundla-
ge zu entziehen. Dazu deutet sie das Schaffen der
Unterzeichner der Erklarung als linksextremistisch,
leitet daraus eine Verfassungsfeindlichkeit der Kul-
turinstitutionen ab und konstruiert aufgrund dieser
falschen Pramisse die implizite — ich betone hier:
implizite — Aufforderung an die Kulturbehoérde, die-
sen Einrichtungen die Ooffentliche Férderung zu
entziehen. Dabei argumentiert die AfD oft langat-
mig und vordergrindig, extrem formalistisch,
mochte etwa Ausgaben und Verwendungsnach-
weise von Kulturstatten zum Teil Uber mehrere
Jahre belegt haben.

(Dirk Nockemann AfD: Das ist doch nur legi-
tim, gnadige Frau!)

— Naturlich, das ist legitim. Das Recht haben Sie;
Sie haben es doch genutzt.

(Dirk Nockemann AfD: Danke, dass Sie mir
das zugestehen!)

Der Senat hat dieses durchsichtige und zugleich
perfide Spiel nicht mitgemacht, trocken auf die ent-
sprechenden Informationsquellen hingewiesen und
am Ende seiner Antwort auf die Anfrage noch ein-
mal auf den Wesenskern der Hamburger Kulturpo-
litik verwiesen:

"Der Senat begriit das besondere Engage-
ment von Kampnagel als eine von vielen
Kultureinrichtungen, die die Freiheit der
Kunst und die Meinungsfreiheit im Rahmen
der geltenden Rechtsordnung verteidigen."

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Da kann ich nur sagen: Gut gemacht, Senat. Dem
ist nichts hinzuzufiigen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN und der
LINKEN)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Wersich fur die CDU-Frakti-
on.

Dietrich Wersich CDU: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Ich glaube, wir alle beobachten,
dass die AfD sich in der letzten Zeit in ihren Antra-
gen, in ihren Anfragen, in den Debatten immer we-
niger mit den Menschen in Hamburg und deren
Problemen befasst, sondern immer mehr mit sich
selbst. Diese standige Selbstreflektion hier im Par-
lament bringt Hamburg nicht voran.

(Beifall bei der CDU, der SPD und der FDP)

Es ist doch auch leicht erkennbar, dass es der Kul-
tur gar nicht um eine Auseinandersetzung mit der
AfD geht, sondern mit den gefahrlichen geistigen
Haltungen, die nicht nur in der AfD, aber ganz be-

sonders auch in der AfD vertreten werden. Und der
weilde Elefant steht doch im Raum. Die AfD er-
kennt doch selbst, dass sich in ihren Reihen der-
zeit Verfassungsfeinde bewegen, die die freiheit-
lich-demokratische Grundordnung stlirzen wollen,
die Menschen wegen ihrer Herkunft, wegen ihrer
Religion, wegen ihrer Rasse aus unserer Gesell-
schaft ausgrenzen wollen. Das erkennen Sie doch
selbst.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN und der FDP)

Und wenn Sie diesen Elefanten im Raum nicht se-
hen, dann nehmen Sie doch die Reaktion der Kul-
turszene zum Anlass, sich genau mit diesen natio-
nalistischen, rassistischen und die gleiche Wirde
von Menschen infrage stellenden Gestalten und
Ideen in den Reihen der AfD auseinanderzuset-
zen. Nehmen Sie die offentliche Diskussion zum
Anlass, zu reflektieren, dass es Widerstand in
Deutschland gibt, wenn nationalsozialistisches Ge-
dankengut wieder versucht, Einfluss auf Gesell-
schaft und Politik zu bekommen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Gugli fraktionslos — Dr. Alexander Wolf
AfD: Bei uns nicht!)

Natirlich dirfen sie nicht nur, nein, die Kulturein-
richtungen missen sich auch mit 6ffentlichen Bei-
tragen wehren gegen eine Politik, die sich gegen
diese Einrichtungen richtet oder die Grundfragen
der freiheitlich-demokratischen Gesellschaft an-
greift. Gerade die AfD prangert ja immer gern eine
Political Correctness an, die nach ihrer Auffassung
behindern soll, zu sagen, was man denkt. Aber
gleichzeitig fordern Sie genau derartige Sprechver-
bote fir Theaterintendanten, die ihre Meinung sa-
gen wollen. Das passt wirklich nicht zusammen.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Gugli fraktionslos)

Meine Damen und Herren! Die gutwilligen Krafte
bei lhnen, die verfassungstreuen, die miissen doch
an unserer Seite stehen, um dem nationalsozialis-
tisch-volkischen Gedankengut die Stirn zu bieten,
anstatt diesen Kraften durch die sténdige offentli-
che Relativierung Auftrieb in den eigenen Reihen
zu geben.

(Dr. Alexander Wolf AfD: Das machen doch
die anderen gerade! — Gegenrufe — Dr. An-
jes Tjarks GRUNE: Den Vogelschiss, den
habt ihr schon selbst gemacht!)

Ihr Beitrag setzt sich ja eben nicht genau mit dem
Kern dieses Problems auseinander, sondern die-
ser ganze Beitrag hat gezeigt, dass Sie genau die-
se Probleme in lhren Reihen relativieren. Das ist
Wasser auf die Mihlen derer, die sich dort sam-
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meln, um diese Republik zu verandern in Zeiten,
die wir langst Uberwunden haben.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Guglu fraktionslos)

Deshalb hoffe ich, dass wir noch sehr lange in der
Zukunft in einem Land leben, in dem nicht von al-
len bejubelt werden muss, was eine Partei sagt.

(Beifall bei Christiane Schneider DIE LINKE)

Ich glaube, das Mal} der schlechten Erfahrungen
Deutschlands, zwischen 1933 und 1945 und in der
DDR bis 1989 — das sage ich auch den Kollegen
der Links-Nostalgie —,

(Beifall bei der CDU)

ist Ubervoll; wir brauchen keine o6ffentliche Szene-
rie, die die Parteileistung bejubelt. Also schitteln
Sie die braunen Krafte ab oder sehen Sie ein, dass
Sie die Kontrolle Uber diese Krafte in der Partei
verloren haben. Dann ware es aber auch Zeit fir
personliche Konsequenzen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Guglu fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Gogge fur die GRUNE Frak-
tion.

René Gogge GRUNE: Herr Prasident, meine Da-
men und Herren! Fir viele wird das Uberraschend
sein, aber ich bin dankbar fur diese Debattenan-
meldung, und zwar deshalb, weil sie uns Gelegen-
heit gibt, noch einmal Uber die Werte zu sprechen,
fur die unsere Stadt und unser Land stehen, und
das kann man gar nicht oft genug tun in Zeiten wie
diesen.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der CDU)

Die Kunstfreiheit ist ein Grundrecht, fir das wir lei-
denschaftlich kampfen, und ich glaube, das gilt
nicht nur fir meine Fraktion, das gilt auch fir DIE
LINKE, das gilt fir die SPD, fir die FDP und auch
fur die CDU. Da bin ich sicher.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU und vereinzelt bei der FDP)

Kunst kann vieles, muss aber erst einmal wenig,
denn sie muss vor allem nicht gefallen und sie
muss keine Agenda verfolgen. Daher gibt es kei-
nen direkten Einfluss von Parlament oder Regie-
rung auf die Kunst — das ist bekanntermallen auch
eine der Schlussfolgerungen aus den Erfahrungen
dunkler Zeiten in diesem Land. Aber, meine Da-
men und Herren, genau das scheint das Ziel der
AfD zu sein: Die geférderte Kultur auf deutsch-na-
tionale Ziele zu verpflichten und — Zitat — kulturelle

Identitat zu bewahren; einschlagige AuBerungen
dazu kennen Sie alle zur Genuge.

Es liegt auf der Hand: Offensichtlich ist so viel Frei-
heit flr rechts aulen schwer zu ertragen, denn
Kunstfreiheit heil3t, quer zu denken und unserer
Gesellschaft neue Perspektiven zu eréffnen.

(Beifall bei Martin Dolzer DIE LINKE)

Unbedingt dazu gehort, dass Kulturschaffende
Meinungen formulieren, Stellung beziehen und
eventuell auch Widerstand formulieren, auch und
gerade gegen uns Verantwortliche in Wirtschaft
und Politik. Wir bekommen den Spiegel vorgehal-
ten und werden zur Reflexion gezwungen. Das
mag fir uns alle unangenehm sein, aber es ist
wichtig und richtig.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD und ver-
einzelt bei der FDP)

Meine Damen und Herren von der AfD, Sie Uber-
nehmen erwartungsgemalf die Rolle des Opfers.
Kritik an Ihrer politischen Haltung durch Kulturein-
richtungen, die offentlich geférdert werden, das
geht naturlich gar nicht. Sie wittern sofort parteipo-
litische Einflussnahme von subventionierten Ein-
richtungen — und ein Kantholz wird sich irgendwo
auch noch finden.

Die vorliegende Anfrage ist ein wunderbares Bei-
spiel daflr, wie die AfD ihre gesetzlich verbrieften
Rechte als Fraktion zur Meinungsmache nutzt. In
inquisitorischem und fir viele erwahnte Einrich-
tungen sicherlich auch bedrohlich klingendem Stil
werden Informationen abgefragt, die dann einer
kruden Beweisfiihrung dienen sollen: Wussten wir
es doch, hier wird Kritik gegen uns staatlich finan-
ziert, das wollen wir doch einmal ganz genau nach-
prufen.

Meine Damen und Herren, ich freue mich Gber die
detaillierten Antworten, die diversen Links zu zahl-
reichen Materialien der Bundeszentrale fir politi-
sche Bildung — und auch zum Duden — und hoffe,
dass sich die AfD damit auseinandersetzen wird.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
vereinzelt bei der SPD)

Ich freue mich auch, dass es trotz all der Bedrang-
nis und der Anfeindungen mutige und energische
Menschen wie Amelie Deuflhard gibt, die fir ihre
Werte eintreten und Haltung zeigen;

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN und
vereinzelt bei der SPD)

vielen Dank dafur Gbrigens. Mir ist aber auch wich-
tig, die "Erklarung der Vielen" im richtigen Licht zu
sehen. Denn das ist kein Signal der Angst, son-
dern das ist ein Signal des Schulterschlusses und
der gemeinsamen Starke und der gemeinsamen
Kraft der Kulturszene. Und natirlich ist es Unsinn,
dass die Kulturschaffenden immer die Regierung
unterstlitzen wirden; das Gegenteil haben wir alle
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in diesem Saal sicherlich schon haufig genug er-
lebt, und auch das ist gut so.

(Beifall bei den GRUNEN, der LINKEN, ver-
einzelt bei der SPD und bei Nebahat Gigcli
fraktionslos)

Meine Damen und Herren! Die AfD versucht er-
neut, sich als Opfer zu gerieren und die ihr suspek-
te Kulturszene zu diskreditieren. Diese Einschiich-
terung wird ihr aber nicht gelingen.

Ich schlieRe mit den Worten von Friedrich Schiller:

"[...] die Kunst ist eine Tochter der Freiheit,
und von der Notwendigkeit der Geister, nicht
von der Notdurft der Materie will sie ihre Vor-
schrift empfangen.”

Und von der AfD schon gar nicht. — Vielen Dank.

(Beifall bei den GRUNEN, der SPD, der
CDU, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Guglu fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun die Abgeordnete Schneider fur die Fraktion
DIE LINKE.

Christiane Schneider DIE LINKE: Meine Damen
und Herren! Es kommt normalerweise nicht vor,
dass man sich freut beim Lesen von AfD-Drucksa-
chen, aber das ist dieses Mal anders. Ich habe
mich sehr gefreut Uber die vier Seiten Einleitung, in
denen ausfuhrlich dokumentiert ist, wie kraftig sich
die Kunst- und Kulturszene gegen die zunehmen-
den Angriffe von rechts auf die Freiheit der Kunst,
auf die Meinungsfreiheit und auf das gleichberech-
tigte Zusammenleben in unserer Gesellschaft auf-
stellt.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und den
GRUNEN)

Ich habe mich gefreut Uber die in der Einleitung
dokumentierte Positionierung der Behérde flir Kul-
tur und Medien, die dem Engagement der Hambur-
ger und der bundesweiten Kulturszene gegen — ich
zitiere aus der Pressemitteilung der Behdrde —

"Rassismus und andere Formen der Diskri-
minierung und fir eine gerechte, offene und
solidarische Gesellschaft"

den Ricken starkt. Schon, dass all diese Doku-
mente zumindest in Auszligen, aber auf jeden Fall
mit Quellenhinweis, jetzt auf immer in der Parla-
mentsdatenbank zu finden sind.

(Beifall bei der LINKEN, den GRUNEN, ver-
einzelt bei der SPD und bei Nebahat Gicli
fraktionslos)

Naturlich habe ich mich auch Gber die Antwort des
Senats auf die 106 Fragen der AfD gefreut, die
deutlich und entschieden ausgefallen ist.

Ein einziges Beispiel. Auf die AfD-Frage — ich zitie-
re —

"Auf Grundlage welcher Rechtsvorschrift(en)
solidarisieren sich die Hamburger Behdrde
fur Kultur und Medien [...] sowie ihr Prases,
Dr. Carsten Brosda (SPD), unter Verwen-
dung ihrer Amtsbezeichnungen und unter
Zugriff auf behordliche o6ffentliche Ressour-
cen mit der Kampagne 'Hamburger Erkla-
rung der Vielen'[...]?"

antwortet der Senat — ich zitiere —:

"Die zustandige Behorde und ihr Prases so-
lidarisieren sich auf der Basis der grundge-
setzlich garantierten Kunstfreiheit (Artikel 5
Absatz 3 GG) sowie des Grundrechts auf
Meinungsfreiheit (Artikel 5 Absatz 1 GG) mit
der Initiative 'Die Vielen' und den in dieser
Initiative engagierten Kultureinrichtungen
und Kinstlerinnen und Kinstlern."

Chapeau, auf den Punkt gebracht.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Guglu fraktionslos)

Sie stehen da als Feinde der Freiheit der Kunst
und der Meinungsfreiheit. Die "Erklarung der Vie-
len" ist eine Reaktion auf rechte Angriffe auf diese
Freiheitsrechte, Reaktion darauf, dass die AfD die
Renationalisierung der Kultur betreibt und Interkul-
tur als Nichtkultur oder als Ausdruck von Parallel-
gesellschaften bekampft und diffamiert, dass die
politische Rechte Subventionen kirzen will, die
Theaterszene seit Jahren attackiert, Klagen gegen
Stlicke betreibt, dass rechte Gruppierungen Insze-
nierungen stdren oder auch einmal eine Filmvor-
fihrung durch eine Bombendrohung verhindern.

In Hamburg haben wir gerade erst den Angriff der
AfD auf interkulturelle Projekte erlebt, denen sie
die Foérderung entziehen will. Wann immer die AfD
in der Burgerschaft sich zu Kulturpolitik oder zu
kulturellen Einrichtungen geaufert hat, waren das
offene Kampfansagen an ungeliebte Einrich-
tungen. Auch lhre GrofRe Anfrage ist ganz im Ton
der Drohung gehalten. Sie machen mehr als deut-
lich, was der Kultur, was den Kultureinrichtungen
und den Kunstlerinnen und Kinstlern blihen wir-
de, wenn die AfD erst einmal kdnnte, wie sie woll-
te: Maulkérbe, Entlassungen, Entzug offentlicher
Foérderungen, SchlieBung von Einrichtungen.

Aber niemand lasst sich einschiichtern. Uber
500 Kulturinstitutionen in der gesamten Bundesre-
publik haben die "Erklarung der Vielen" bisher un-
terzeichnet und es werden immer mehr.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und bei
Nebahat Gigclu fraktionslos)

Es gelingt Ihnen nicht, die Kunst- und Kulturszene
einzuschichtern, weder im Bund noch in Hamburg.
Gerade hier ist die Szene gut vernetzt und viel zu
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stark, um sich von lhnen kirre machen zu lassen.
Die verschiedenen Einrichtungen lassen sich nicht
auseinanderdividieren, sie sind solidarisch und sie
erhalten Unterstitzung aus der Gesellschaft, von
der Mehrheit in diesem Haus und aus dem Senat.

Ich zitiere aus der Hamburger Erklarung:

"Rassismus, Diskriminierung und Ausgren-
zung sind Alltag. Die extreme Rechte ist ein
Symptom davon."

Und:

"Wir, die Unterzeichnenden, verbinden uns
solidarisch mit Menschen, die durch rechte
Ideologien immer weiter an den Rand der
Gesellschaft gedrangt werden. Solidaritat
statt Privilegien. Es geht um Alle. Die Kunst
bleibt frei!"

— Zitatende.
So geht Solidaritat.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Giclu fraktionslos)

Diese "Bewegung der Vielen" ist eine wertvolle
Initiative zur Verteidigung der offenen, der vielfalti-
gen Gesellschaft, zur Verteidigung der Kunst und
Meinungsfreiheit in Zeiten zunehmenden Hasses,
zunehmender Anfeindungen und Bedrohungen.
Und Sie da ganz rechts, Sie laufen auf mit lhrem
Versuch der Einschiichterung. Ihre Grol3e Anfrage
ist armselig und ein Beispiel dafur, wie durchsichtig
und berechenbar die Strategie der AfD ist, sich als
Opfer und gleichzeitig als Retter des Deutschtums
zu inszenieren.

(Beifall bei der LINKEN, vereinzelt bei den
GRUNEN und bei Nebahat Giclu fraktions-
los)

Sie sind kein Opfer, und in lhrer Retter-Rolle wer-
den Sie scheitern. — Schénen Dank.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD, den GRU-
NEN und bei Nebahat Giclu fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Meyer fir die FDP-Fraktion.

Jens Meyer FDP: Meine sehr verehrten Damen
und Herren, verehrtes Prasidium! Mit ihrer GroRRen
Anfrage zur moglichen Einflussnahme der Kultur-
behdrde im Rahmen der "Erklarung der Vielen"
und anderer Ooffentlich gefdrderter Kultureinrich-
tungen macht sich die AfD-Fraktion heute ein wei-
teres Mal als Bock zum Gartner. Ausgerechnet
Sie, Herr Dr. Wolf, der Sie sich neuerdings fir die
AfD-Fraktion mit der Kulturpolitik befassen, zeigen
mit lhrer Grof3en Anfrage sehr deutlich, welch kru-
des kulturelles Verstandnis Ihre Rechtsaufienpoli-
tik begleitet. Ausgerechnet Sie und Ihre Partei, die
Parolen wie "Wir sind das Volk" und "Deutschland

den Deutschen" pflegt, echauffieren sich dariber,
dass der Senat Kulturschaffende unterstitzt, die
sich im Rahmen der "Erklarung der Vielen" gegen
Intoleranz, Ausgrenzung, Fremdenfeindlichkeit,
Angstmache und Einfaltigkeit engagieren. Sie ar-
gern sich offensichtlich ziemlich dariber, dass wei-
te Teile der Kulturszene — um nicht zu sagen, fast
alle — lhre politischen Parolen, Forderungen und
Initiativen verachten und politisch vielfach sehr weit
links von lhnen orientiert sind. Aber wir haben ja
schon festgestellt, von lhnen aus gesehen ist im
Grunde alles links.

Wenn Sie etwas Verstandnis fir Kultur hatten oder
wenigstens bereit oder in der Lage waren, lhren
Horizont etwas zu erweitern, kdnnen Sie vielleicht
feststellen, dass mit Kultur und Kunst auch immer
Botschaften verbunden sind, die meist fir Freiheit,
Vielfalt, Toleranz, Vélkerverstédndigung und Frie-
den stehen und selten flr lhre politischen Ideale.

(Beifall bei der FDP, der SPD, den GRU-
NEN, der LINKEN und bei Nebahat Gugcli
fraktionslos)

Es ist also kein Zufall, dass Kulturschaffende in
Deutschland, Ubrigens auch im Angesicht der dun-
kelsten Kapitel unserer deutschen Geschichte, mit
groRer Mehrheit |hrer Politik widersprechen und
dementsprechend klare Botschaften formulieren.
Dass teilweise auch Institutionen oder Kulturpro-
jekte Forderung erfahren, die der linksextremen
Szene nahestehen und sich mit ihren Botschaften
weit am Rande, wenn nicht sogar teilweise auch
aufderhalb unseres grundgesetzlichen Rahmens
bewegen, ist einem Senat geschuldet, der Extre-
mismus leider manchmal mit zweierlei Mal} begeg-
net.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU - Zuruf: Oh!)

—Ja, auch das gehort zur Wahrheit dazu.

Am rechten Rand ist man da manchmal sensibler,
als wenn am linken Rand gehetzt wird — und das
findet auch gelegentlich statt. Gleiches gleich zu
behandeln ist grundsatzlich die richtige und ange-
messene Verhaltensweise aus meiner Sicht.

Meine Damen und Herren! Das Grundgesetz ga-
rantiert Meinungsfreiheit und die Freiheit der Kunst
und der Kultur, solange dadurch keine anderen
strafrechtlich relevanten Sachverhalte hervorge-
hen, und das ist auch genau richtig so. Dabei
muss einem nicht alles gefallen, was Kunst- und
Kulturschaffende hervorbringen, aber man sollte es
wenigstens ertragen kénnen. Die kulturelle und
kiinstlerische Freiheit ist ein hohes Gut, das Freie
Demokraten immer verteidigen werden, gegen An-
griffe von rechts genauso wie von links.

(Beifall bei der FDP und vereinzelt bei der
CDU)
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Kultur ist der Humus unserer Gesellschaft, auf dem
viele verschiedene Pflanzen gedeihen. Kultur muss
man pflegen, damit Kreativitat und Ideen entstehen
kédnnen und man Standpunkte und Anschauungen
verandern kann. Kultur bedeutet Freiheit und Kul-
tur lasst sich nicht vereinnahmen. Das haben Na-
tionalsozialisten nicht geschafft und auch das
DDR-Regime ist daran gescheitert. Versuchen Sie,
meine Damen und Herren der AfD, es daher auch
gar nicht erst. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP, der CDU und vereinzelt
bei der SPD)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Jetzt hat das Wort
der fraktionslose Abgeordnete Dr. Flocken.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos:* Sehr verehrter
Herr Prasident, sehr verehrte Volksvertreter! Ein
banales, aber reales Beispiel zu Beginn: Nach dem
Konzert eines Kinderorchesters beim NDR wird ei-
ne Reise nach Lettland angekundigt. Ein Modera-
tor vom Staatsfunk mahnt, dies sei in Zeiten des
wachsenden Nationalismus umso wichtiger. Will
sagen: Nationalisten seien gegen eine solche Rei-
se. Welch Unsinn. Wenn jemand gegen die Reise
sein sollte, dann die Internationalisten, damit die
Kinder nicht mit dem fréhlichen Nationalismus des
sympathischen Voélkchens in Beriihrung kommen.

Ich hatte auch ein drastisches Beispiel nehmen
kénnen,

(Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Sie hat-
ten auch sitzen bleiben kénnen!)

aber ich habe extra ein alltagliches Beispiel ge-
nommen, ein dummes Beispiel von Indoktrination,
die im Einzelfall harmlos erscheint, aber heute bei
jedem Konzert- und Theaterbesuch auf Schritt und
Tritt droht. Warum? Wes Brot ich ess, des Lied ich
sing — Walther von der Vogelweide. Kinstler woll-
ten essen und lieRen sich immer vor den Karren
reicher, weltlicher oder kirchlicher Wirdentrager
spannen. Genies konnten oft etwas Anstand und
Abstand und Freiheit wahren. Wem Hirn und Ruick-
grat fehlten, der zeigte dem Brotgeber hindische
Unterwerfung, stellte sich damit ein Armutszeugnis
aus, wurde Kulturstrichjunge.

Ihre "Vielen", Herr Senator, spielen die mutigen
Widerstandskampfer oder freche Revoluzzer. Zu-
gleich dienen sie sich der Obrigkeit als staatstra-
gend an. Dieser Spagat ist schon eine Kunst. Das
ist ihre Kunst, wird schon klappern. Dreist nennen
sie sich Kulturschaffende. Das Wort riecht nach
Honecker und Goebbels. Kulturschaffende — so
hieR es auch in den Berliner Aufrufen von 1976
und 1934 — klingt nach einer Zusammenrottung
der Speichellecker, der gut getarnten antidemokra-
tischen Kampfer.

(Glocke)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Herr Dr. Flocken, ich bitte Sie, den parlamentari-
schen Sprachgebrauch nicht zu verlassen.

Dr. Ludwig Flocken fraktionslos (fortfahrend):*
Klingt nach der Hoffnung auf einen Platz in einer
neuen gottbegnadeten Liste, wie vor 75 Jahren.
Das klingt nach schrillem Blockflétenkonzert einer
billigen Hypermoral, zum Wohle von Konzernen,
Burokraten und deren Gesinde, zum Schaden und
auf Kosten des Volkes.

Wie einfach hatte ohne Verrenkungen lhre Antwort
auf die Frage der AfD sein kénnen mit dem pas-
senden Gesetz. Etwa so: Die Aufgabe des Staates
ist es, innerhalb der Kultur schadliche Krafte zu be-
kampfen und wertvolle zu férdern, und zwar nach
dem Malstab des Verantwortungsbewusstseins
fir die Gemeinschaft. In diesem Sinne bleibt das
Kulturschaffen frei. Wohl aber ist es notwendig, die
Schaffenden auf ihren Gebieten zu einer einheitli-
chen Willensgestaltung zusammenzufassen.

Herr Senator, schaffen Sie sich ein solches Ge-
setz. Die erforderliche Grundgesetzanderung wer-
den die Blockparteien nicht verweigern.

(Farid Miller GRUNE: Oh, bitte!)

Demaskieren Sie lhre bevormundende und frei-
heitsfeindliche Grundhaltung mit einem solchen
Gesetz. — Vielen Dank fir die Aufmerksamkeit.

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Fir den Senat hat
jetzt Senator Brosda das Wort.

Senator Dr. Carsten Brosda: Sehr geehrter Prasi-
dent, meine Damen und Herren! Ich glaube, wir at-
men alle einmal tief durch, und dann spreche ich
zur Debatte und zur Sache.

Die "Erklarung der Vielen" — es ist vielleicht wich-
tig, das an den Anfang zu stellen — ist in erster Li-
nie ein positives Bekenntnis zu etwas. Die "Erkla-
rung der Vielen" ist ein Bekenntnis zu einer offe-
nen, freien, vielfaltigen Gesellschaft, zur Freiheit
der Kunst und zu einer Gesellschaft, die in Solida-
ritat miteinander das aushandelt, was sie betrifft,
und sie ist erst in zweiter Linie eine Erklarung ge-
gen diejenigen Kréafte, die diese positiven Werte in-
frage stellen. Ich finde, dass es wichtig ist, sich das
immer ins Gedachtnis zu rufen.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN, der FDP und bei Nebahat Gugli frakti-
onslos)

Es ist schon bemerkenswert, Frau Schneider hat
bereits darauf hingewiesen, dass ausgerechnet auf
eine solche Erklarung die erste Frage der Grofien
Anfrage lautet, auf welcher Rechtsgrundlage staat-
liche Institutionen und freie Kulturschaffende sich
auf solche Werte positiv beziehen. Ja, was denn
sonst?
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(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN, der FDP und bei Nebahat Guic¢lu frakti-
onslos)

Man muss sich schon einmal fragen, warum solche
Fragen nach den Rechtsgrundlagen gestellt wer-
den, die doch so offensichtlich sind und die man
schon auf den ersten Seiten des Grundgesetzes
fur sich beantworten kénnte. Da misste man gar
nicht zu den komplizierten Paragrafen und Artikeln
im hinteren Teil kommen; in Artikel 5 finde ich alle
Antworten darauf. Bisher sind sie Konsens unserer
Gesellschaft und ich hoffe, dass sie es bleiben,
und ich freue mich sehr, dass die weit Gberwiegen-
de Mehrheit dieser Biirgerschaft sich hinter diese
grundlegenden normativen Anspriiche unserer Ge-
sellschaft und unserer Verfassung stellt.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Giclu fraktionslos)

Spannend ist auch, dass die "Erklarung der Vielen"
an keiner Stelle im Text die AfD erwahnt. Sie
spricht, auch das haben wir gehdért, von nationalis-
tischen und rechten Gruppierungen und Parteien.
Wenn man sich dann angesprochen fiihlt, ist das
durchaus ein Signal, und wenn man dann meint,
sich dagegen verteidigen zu missen, auch.

(Beifall bei der SPD, den GRUNEN, der LIN-
KEN, der FDP und bei Nebahat Guglu frakti-
onslos)

Dass wir in der Antwort auf die Grol3e Anfrage kei-
ne Belege, wie Sie gesagt haben, dafir zitieren
kénnen, dass die AfD-Fraktion in Spielplane ein-
greift oder Auffiihrungen stort, zeigt doch, dass un-
sere Leitplanken und unsere Sicherheitssysteme
fur die Sicherung dieser Freiheiten noch funktionie-
ren in unserem Land. Denn wo kdmen wir denn
hin, wenn Sie das schon tun kénnten?

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Guglu fraktionslos)

Wir erleben allerdings sehr wohl, dass hier der Bo-
den bereitet werden soll fir andere Ubergriffe, die
in der Tat schon stattfinden. Es gibt schon jetzt
Ubergriffe, vor allen Dingen aus der Identitéren Be-
wegung, auf die Kultureinrichtungen. Wir haben
vor wenigen Tagen, Anfang der Woche, bundes-
weit Angriffe — in diesem Fall auf Medien — erlebt,
die aus der Identitdren Bewegung kamen. Das ist
schon passiert. Und die Frage ist doch jetzt: Wel-
cher Boden soll mit solchen Fragen und solchen
insinuierenden Hinweisen auf vermeintliche linke
Verschworungen bereitet werden? Und wir haben
ja schon gehort, wie breit der linke Konsens offen-
sichtlich in dieser Debatte in dieser Blrgerschaft
reicht; das fand ich sehr interessant. Aber: Was
soll da insinuiert werden? Was soll da vorbereitet
werden? Woflr soll da Raum gedffnet werden in
solchen Fragen und mit solchen Diskussionen? Ich

glaube, das lohnt sich fir uns, noch einmal genau-
er anzuschauen.

Das gilt auch fur Antrage, die wir hier im parlamen-
tarischen Raum schon erlebt haben, wie den
Haushaltsantrag zur Streichung der interkulturellen
Fordermittel. Das gilt fir den Antrag, Kampnagel
die Zuwendung vollstandig zu streichen und in die
Pflege o6ffentlichen Griins zu investieren; ich erin-
nere daran. Und dann gibt es auch immer mal wie-
der Kleine Anfragen der Art: Kennt der Senat ei-
gentlich Beitrdge des NDR, bevor sie verdffentlicht
werden?

(Heiterkeit bei der SPD)

Gerade heute haben wir eine Kleine Anfrage be-
kommen, die da lautet: Kann der Senat uns sagen,
nach welchen MalRgaben der NDR Studiogaste
und Beitragsgaste auswahlt?

(Heiterkeit bei der SPD)

Nein, kdnnen wir nicht, weil das getrennte Spharen
in unserer Gesellschaft sind. Und das ist gut so,
und die fortgesetzte Insinuierung, dass der Staat
hier manipulieren wiirde, gehdrt sich nicht.

(Beifall bei der SPD, der CDU, den GRU-
NEN, der LINKEN, der FDP und bei Neba-
hat Guglu fraktionslos)

Und wenn Sie davon reden, dass sich hier diverse
Kultureinrichtungen — angeblich extreme Kulturein-
richtungen — solidarisieren wiirden: Wir reden von
Uber hundert. Wir reden auch von der Staatsoper.
Wir reden auch von der Elbphilharmonie. Die
Spannbreite reicht von dort bis zu den soziokultu-
rellen Zentren und vielen, die in der freien Szene
unterwegs sind. Das sind nicht Teile der Kultursze-
ne, das ist das gesamte kulturelle Leben unserer
Stadt, das hier gesagt hat: Wir bekennen uns zu
den Grundfesten unserer Gesellschaft. Wir beken-
nen uns zu Werten, die etwas mit dem alten Wort
von Adorno zu tun haben: Wir wollen ohne Angst
verschieden sein.

(Zuruf von Dr. Ludwig Flocken fraktionslos —
Glocke)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe (unterbrechend):
Herr Dr. Flocken, wenn Sie Fragen an den Senator
haben, dann gibt es ein Mikrofon und die Méglich-
keit, ihn zu fragen, ob er eine Frage zuldsst. An-
sonsten hat Senator Brosda das Wort und nie-
mand anderes.

Senator Dr. Carsten Brosda (fortfahrend): Vielen
Dank, Herr Prasident. — Es geht darum, dass wir in
unserer Gesellschaft als Staat und als politische,
gesellschaftliche und kulturelle Akteure die Ver-
pflichtung haben, diesen Anspruch, ohne Angst
verschieden sein zu kdnnen, in die Realitat umset-
zen, und die Freiheit sicherzustellen, das Leben so
in die Hand zu nehmen, wie man es in die Hand
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nehmen mdchte, sein Leben in freier Selbstgestal-
tung und in Ausdrucksfreiheit leben zu kénnen. Es
geht darum, dass wir diese Freiheit immer wieder
sicherstellen, dass wir die Raume daflrr sichern,
dass wir sie nach Mdglichkeit vergréfiern und uns
Angriffen, die versuchen, diese Rdume — und da-
mit unsere Gesellschaft — enger und dumpfer zu
machen, entgegenstellen. Ich freue mich, dass der
groRe Teil dieses Parlaments dabei an unserer
Seite ist. — Schonen Dank.

(Anhaltender Beifall bei der SPD, der CDU,
den GRUNEN, der LINKEN, der FDP und
bei Nebahat Gigclu fraktionslos)

Vizeprasident Dr. Kurt Duwe: Das Wort erhalt
nun der Abgeordnete Dr. Wolf von der AfD-Frakti-
on.

Dr. Alexander Wolf AfD:* Sehr geehrter Herr Pra-
sident, meine Damen und Herren! Es ist eine Rei-
he von Punkten richtigzustellen. Ich beschrénke
mich auf ein paar wesentliche.

Erstens: Zu den unertraglichen NS-Vergleichen,
die mehrere meiner Vorredner hier gebracht ha-
ben, habe ich vorhin schon alles gesagt, was dazu
Zu sagen war.

(Vizeprasidentin Antje Moéller Gbernimmt den
Vorsitz.)

Zweitens: Die AfD, Herr Senator, wird zwar in der
Erklarung selbst nicht angesprochen und in lhrer
Pressestellungnahme auch nicht, aber sie wird
sehr wohl in einer ganzen Reihe der Statements
angesprochen und ausdriicklich angegriffen, die
flankierend zur Herausgabe der Erklarung abgege-
ben wurden — ich habe vorhin daraus zitiert —, und
die Initiatorenerklarung der Vielen hat eine Anti-
AfD-Demo ausdriicklich organisiert. Das dazu.

Drittens: Wir fordern, Herr Wersich, nattrlich keine
Einschrankung der Gedankenfreiheit und keine
Einschréankung der Kunstfreiheit, um das an dieser
Stelle einmal wieder klarzumachen. Wir verwahren
uns — und das ist etwas anderes — gegen eine 6f-
fentliche Stimmungsmache gegen die AfD, wenn
sie mit Steuermitteln gefordert und finanziert wird.
Es ist nicht Aufgabe des Staates, die staatlichen
Mittel gegen eine Oppositionspartei einzusetzen.

(Zurufe)

Viertens: Ich sagte vorhin schon, hier werde ein
Popanz aufgebaut. Eine Einschrankung der Mei-
nungsfreiheit droht nicht vonseiten der AfD oder
angeblicher Rechtspopulisten. Dazu haben sie viel
zu wenig Einfluss in diesem Lande. Eine Ein-
schrankung der Meinungsfreiheit droht von ganz
anderer Seite. Schauen Sie sich die Debatte an,
die Stefan Kretzschmar ausgeldst hat und die in
den letzten Tagen sogar die Seiten 1, 2, 3 der
"Bild"-Zeitung erreicht hat. Da kénnen Sie etwas

nachlesen und lernen, was Einschrankung der
Meinungsfreiheit heute bedeutet und von wo sie
droht.

Ich mochte noch auf einen weiteren problemati-
schen Aspekt des Senats mit der "Erklarung der
Vielen" eingehen, Stichwort Neutralitatsgebot. Aus
einem wissenschaftlichen Gutachten des Abgeord-
netenhauses Berlin geht hervor, dass es mit dem
Neutralitdtsgebot unvereinbar ist, wenn staatliche
Institutionen private Vereine fordern oder untersttit-
zen, die sich gegen bestimmte Parteien richten.
Der Staat hat zwar das Recht, die Verbreitung von
Wertvorstellungen zu férdern, auf denen die frei-
heitlich-demokratische Grundordnung beruht, und
das ist gut so, entsprechend geforderte Aktivitaten
durfen sich aber nicht gezielt gegen bestimmte
Parteien, insbesondere Oppositionsparteien, rich-
ten, wenn diese nicht als verfassungswidrig ange-
sehen werden. Und das ist die AfD nicht, und das
wird sie auch nicht sein und werden.

Unsere Recherchen belegen sehr klar, dass sich
die "Erklarung der Vielen" maligeblich, anders als
vom Senator dargestellt, gezielt gegen die AfD
richtet. Dazu verweise ich auf die zahlreichen Ein-
zelnachweise in unserer GroRen Anfrage und die
offentlichen Aussagen der Initiatoren.

Des Weiteren gibt es harte Indizien dafir, dass
auch die Vereinsarbeit maf3geblich aus den steuer-
finanzierten Budgets der Kultureinrichtungen getra-
gen wird — ich hatte vorhin schon namentlich
Kampnagel genannt —, sei es durch Personalkos-
ten, Raume, Veranstaltungen, Werbematerial und
die Nutzung der eigenen Webseiten.

(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend):
Herr Dr. Wolf, lassen Sie eine Zwischenfrage des
Kollegen Wersich zu?

Dr. Alexander Wolf AfD:* Ja, gern.

Zwischenfrage von Dietrich Wersich CDU: Herr
Wolf, nach lhren Ausfiihrungen eben: Haben Sie in
Ihren Reihen Probleme mit Rechtsextremen und ist
es vorgekommen, dass Sie sogar schon Mitglieder
wegen Rechtsextremismus ausgeschlossen ha-
ben?

(Hansjorg Schmidt SPD: Das Paradebeispiel
sitzt dahinten!)

Dr. Alexander Wolf AfD (fortfahrend):* Das hat mit
dieser Erklarung jetzt wenig zu tun.

(Zurufe von der SPD und den GRUNEN:
Oh!)

Die AfD insgesamt ist eine Partei, die fest auf dem
Boden der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung steht, und wir, die Parteifihrung in Hamburg
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genauso wie in ganz Deutschland, arbeiten daran,
dass es dabei bleibt, und das wird dabei bleiben.
Dass es Einzelfalle von AuBerungen, die unertrag-
lich sind, gibt, kann und will ich nicht bestreiten.
Aber da ergreift die Parteifihrung die entsprechen-
den Schritte und MaRhahmen, um dagegen vorzu-
gehen, Stichwort Parteiausschlussverfahren zum
Beispiel gegen Frau von Sayn-Wittgenstein et ce-
tera.

(Dietrich Wersich CDU: Das sind fuhrende
Amtstrager Ihrer Partei Uber viele Jahre!)

— Das sind aber Einzelfalle, die nicht die Mehrheit
unserer Partei reprasentieren

(Dietrich Wersich CDU: Sie haben ein Pro-
blem!)

und die Sie nicht fir die Gesamtheit der Partei
nehmen konnen.

(Zuruf: Doch!)

Es sind vereinzelte Personen und dagegen wird
entschieden und energisch vorgegangen. Wir sind
freiheitlich, demokratisch, patriotisch und stehen
mit der groBen Mehrheit unserer Partei fest auf
dem Boden der freiheitlich-demokratischen Grund-
ordnung.

Ich mochte noch einmal zuriickkommen auf das ...
(Glocke)

Vizeprasidentin Antje Moller (unterbrechend): Es
gibt den Wunsch nach einer weiteren Zwischenfra-
ge. Lassen Sie sie zu?

Dr. Alexander Wolf AfD (fortfahrend):* Nein, das
hat eben schon weitab vom Thema gefiihrt.

(Zurufe von der SPD und der CDU: Oh!)

Ich wirde jetzt meine Ausfiihrungen gern zu Ende
bringen.

Dass Sie sich, Herr Senator Brosda, — Sie haben
das noch einmal ausdricklich angefuhrt und vorher
hat es schon Frau Schneider angebracht — bei der
Rechtfertigung der Unterstitzung der Kampagne
durch staatliches Handeln auf Artikel 5 Grundge-
setz berufen, 5.3 Kunstfreiheit, 5.1 Meinungsfrei-
heit, ist absurd. Jeder Jurist lernt im ersten Stu-
diensemester, dass die Grundrechte Abwehrrechte
des Einzelnen gegenuber dem Staat sind, dass
aber der Staat sie nicht als Grundlage fir staatli-
ches Handeln missbrauchen darf. Ein Rechtsstaat
gebietet, dass der Staat sich da streng an die
Kompetenzordnung des Rechtsstaats halt. Wenn
er es nicht tut, dann ist das ein bedenklicher Ver-
sto? gegen den Rechtsstaat. — Ich danke fir die
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Meine Damen und
Herren, weitere Wortmeldungen sehe ich nicht. Wir
kommen zur Abstimmung.

Wer méchte nun die Drucksache 21/15134 an den
Kulturausschuss Uberweisen? — Die Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Die Uberweisung ist abge-
lehnt.

Ich stelle fest, dass die Buirgerschaft von der
GroRen Anfrage der AfD-Fraktion aus der genann-
ten Drucksache Kenntnis genommen hat.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 61, Antrag
der Fraktionen der SPD und der GRUNEN: Neu-
ausrichtung der Bodenpolitik fiir die Hamburgerin-
nen und Hamburger: Erbbaurechte nutzen und
starken sowie Liegenschaften des Bundes flir be-
zahlbares Wohnen nutzen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Neuausrichtung der Bodenpolitik fiir die Ham-
burgerinnen und Hamburger: Erbbaurechte
nutzen und starken sowie Liegenschaften des
Bundes fiir bezahlbares Wohnen nutzen

— Drs 21/15595 -]

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Neuausrichtung der Bodenpolitik.
Hier: Erbbaurecht sofort nutzen

— Drs 21/15715 -]

Hierzu liegt Ihnen als Drucksache 21/15715 ein
Antrag der LINKEN vor.

Die Fraktionen der CDU und der FDP méchten den
Hauptantrag an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen. Die Fraktion DIE LINKE méchte beide
Antrage im Falle ihrer Annahme nachtraglich an
den Stadtentwicklungsausschuss tberweisen.

Wer wiinscht dazu das Wort? — Frau Koeppen, Sie
bekommen es fiir die SPD-Fraktion.

Martina Koeppen SPD:* Frau Prasidentin, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Die Vergabe
von Grundstlcken im Rahmen von Erbbaurechten
hat in Hamburg eine sehr lange Tradition. Seit
2011 wird die Vergabe von Grundstiicken wieder
vermehrt nach dem Erbbaurecht angewandt und
damit hat der Senat bereits den richtigen Weg ein-
geschlagen.

(Beifall bei der SPD)

Mit unserem heutigen Antrag unterstitzen wir den
Senat, diesen Weg konsequent weiterzuverfolgen
und der Burgerschaft ein bodenpolitisches Grund-
konzept fir Hamburg vorzulegen. Dieses Konzept
soll insbesondere folgende Bereiche umfassen: die
Médglichkeit einer am Allgemeinwohl orientierten
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aktiven Liegenschaftspolitik, die Starkung der
Handlungsfahigkeit durch parlamentarische Instru-
mente und die Entwicklung von Finanzierungs- und
Forderinstrumenten. Hierbei ist vorrangig die Leitli-
nie zugrunde zu legen, Grundstlcksvergaben im
Rahmen von Erbbaurechten den Grundstiicksver-
kaufen vorzuziehen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Mit der Ankiindigung der Bundesanstalt fir Immo-
bilienaufgaben, kurz BImA, den Stadten und Ge-
meinden bundeseigene Grundstiicke fir den Bau
von Wohnungen zur Verfiigung zu stellen, ergeben
sich fur Hamburg neue Potenziale. Hierbei ist es
zunachst einmal wichtig, die genauen Potenziale
zu ermitteln und in Verhandlungen mit der BImA
einzutreten mit dem Ziel, diese Flachen des Bun-
des fur eine gemeinwohlorientierte Grundstiicks-
entwicklung zu gewinnen. Denn mit dem Bindnis
fir Wohnen und dem Vertrag fiir Hamburg konnten
in Hamburg seit 2011 Gber 80 000 Wohnungen ge-
nehmigt und tber 50 000 fertiggestellt werden.

(Beifall bei der SPD und bei Farid Miller
GRUNE)

Auch die Zahl fir 2018 ist wieder sehr beein-
druckend. Es wurden 11 000 Wohneinheiten ge-
nehmigt und die Zielzahl von 10 000 wurde deut-
lich  Oberschritten.  Jahrlich  werden  Uber
3 000 Wohnungen fir kleine und mittlere Einkom-
men gefordert und mit der Anhebung der Einkom-
mensgrenzen hatten jetzt circa 50 Prozent der
Hamburger Haushalte Anspruch auf eine geférder-
te Wohnung. Mit der Vergabe von Grundstiicken
im Erbbaurecht bietet sich nun die Mdglichkeit,
auch die Hamburger Haushalte zu erreichen, die
keinen Anspruch auf geftrderte Wohnungen ha-
ben, denn die verbleibenden 50 Prozent der Haus-
halte sind keine Millionarshaushalte. Daher soll
auch gepruft werden, ob bei der Vergabe von
Grundstiicken im Erbbaurecht eine festgeschriebe-
ne Mietobergrenze von 10 Euro pro Quadratmeter
fur zehn Jahre, verbunden mit einer angemesse-
nen Mietpreiserhéhung fur weitere zehn Jahre, um-
setzbar ist. Ziel ist es, eine Grundlage fiir eine
nachhaltige Bodenpolitik in Hamburg zu ent-
wickeln.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Dieses Ziel kénnen naturlich alle Wohnungsunter-
nehmen mitverfolgen. Eine ausschliefliche Verga-
be an gemeinwohlorientierte Akteure, so wie von
der LINKEN gefordert, ist beihilferechtlich gar nicht
zuldssig, und eine Bevorzugung von einzelnen Ak-
teuren ist Uberhaupt nicht notwendig, wenn die
Rahmenbedingungen vertraglich festgeschrieben
sind. Im Rahmen des Konzeptes muss auch die
Beleihbarkeit von Erbbaugrundstiicken, insbeson-
dere in den letzten zehn Jahren, dargestellt wer-
den. Anders als andere Bundeslander, die in An-
wendung eines BGH-Urteils GUber den Wegfall der

Geschaftsgrundlage die niedrigen Erbbauzinsen
versucht haben anzugleichen, hat Hamburg die
Erbbauzinsen nicht angepasst. Auch heute gibt es
bereits eine Verglnstigung und Hartefallregelung
fur Erbbauberechtigte. Die Hartefallregelung gilt fir
alle Erbbauberechtigten, die bei der Entschadi-
gung fir eine Verlangerung des Erbbaurechtes
den neuen Erbbauzins von 2 Prozent des Boden-
wertes per anno aus finanziellen Griinden nicht
zahlen koénnen. Diese Regelung sollte noch einmal
detailliert dargestellt und gegebenenfalls ange-
passt werden.

Dieser Antrag ist sehr detailliert und wir werden da-
her die anderen Antrage und auch eine Uberwei-
sung ablehnen.

(Zuruf: Warum denn? Weil er detailliert ist,
deswegen wird er nicht Uberwiesen? Das ist
doch Quatsch!)

— Wenn Sie ihn richtig gelesen hatten, hatten Sie
ihn vielleicht auch verstanden.

Das ist namlich genau der richtige Weg, und des-
wegen ware es schon, wenn Sie unseren Antrag
hier heute unterstiitzen wiirden. — Danke schoén.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die CDU-Frakti-
on bekommt nun Herr HeilRner das Wort.

Philipp HeiBner CDU: Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, meine Damen und Herren! Dieser Antrag
ist nichts anderes als ein weiterer Schritt im Links-
rutsch der SPD in der Stadtentwicklungspolitik,
wohl einmal wieder getrieben von LINKEN und
GRUNEN. Das sieht man schon an den blumigen,
wohlklingenden Begriffen aus der linken Mottenkis-
te, mit denen dieser Antrag begriindet wird.

(Beifall bei der CDU)

Da wird zunachst fabuliert, dass doch Grundeigen-
tum etwas ganz anderes sei als Kapital, denn das
sei ortlich nicht gebunden. Da hat wohl jemand sei-
nen Kopf zu lange bei Marx vergraben. Selbstver-
standlich ist auch das Grundvermdgen Teil des Ei-
genkapitals. Wenn Sie dann noch von am Gemein-
wohl orientierter Bodenpolitik reden, dann muss
man sich eine Weile zurlickerinnern, aber es erin-
nert schon sehr stark an die Neue Heimat und den
damit verbundenen roten Filz. Wenn der Antrag
schon so losgeht, ist die Richtung klar. Aber mit
solchen Begriffen wollen Sie letztlich nichts ande-
res, als aufzuhibschen, dass Sie im Grunde
Grundsticke wesentlich haufiger im Erbbaurecht
vergeben wollen. Und da, wenn es um den eigent-
lichen Kern geht, ist die Begrindung wieder er-
schreckend dunn. lhre Begrindung ist — Zitat —:

"Das Erbbaurecht bietet die Méglichkeit, Ei-
gentum an einem Grundsttick von Eigentum
hierauf stehender Gebaude zu trennen."



7024 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 91. Sitzung am 16. Januar 2019

(Philipp HeiBner)

Das ist nicht nur sehr dinn, es ist auch einfach
falsch, denn Sie haben den entscheidenden Punkt,
der an dieser Stelle juristisch zum Tragen kommt,
weggelassen, temporar das Eigentum am Grund-
stiick von dem Eigentum am Geb&ude zu trennen.
Denn wenn das Erbbaurecht endet, fallt das Eigen-
tum am Gebaude selbstverstandlich auch wieder
dem Grundstlickseigentimer zu. Das ist nicht ir-
gendeine Formalie, die man nur juristisch sieht,
sondern es ist der entscheidende Punkt. Denn wer
investiert denn noch in ein Gebaude, von dem er
genau weild, dass es wieder an jemand anderen
zurlckfallen wird? Der Investitionsstau ist die Fol-
ge.

(Markus Schreiber SPD: Sie haben doch
keine Ahnung!)

Sie haben zwei Moglichkeiten: Sie machen das
Erbbaurecht ganz kurz,

(Zurufe von Heike Sudmann DIE LINKE und
Sylvia Wowretzko SPD)

dann ist es nicht so schlimm, vielleicht dass ein
paar Jahre nicht investiert wird,

(Sylvia Wowretzko SPD: Das ist doch ohne
Sinn und Verstand!)

mag man sagen, aber kein Mensch wird, wenn er
nur ein Erbbaurecht fir 30 Jahre hat, wirklich sinn-
voll in Gebdude investieren. Oder Sie machen es
fur 90 Jahre, dann will jemand vielleicht investie-
ren, weil er eine Weile etwas von dem Gebaude
hat. Aber nicht einmal der weiseste Arbeiterrat
weil}, wie die Stadtentwicklungspolitik in 90 Jahren
aussehen wird. Sie haben keine Ahnung. Sie be-
geben sich damit in genau das, was Sie vorgeblich
verfolgen, namlich irgendwelche Entwicklungsmdg-
lichkeiten in der Stadtentwicklungspolitik. Was dort
erst in 90 Jahren zum Tragen kommt, hat im Grun-
de keine Relevanz. Und deswegen ist es er-
schreckend. Sie haben genug Juristen in Ihrer
Fraktion.

(Sylvia Wowretzko SPD: Wo ist Ihrer denn?
Wo ist denn Herr Hamann?)

Dass Sie in |hrer Begriindung auf dieses entschei-
dende Problem, den Nachteil des Erbbaurechts
gegeniber dem Eigentum am Grund, mit keinem
Wort eingehen ... Diese juristische und ékonomi-
sche Ahnungslosigkeit, die aus diesem Antrag
spricht, ist wirklich erschreckend. Und es ist er-
schreckend, dass so die Stadtentwicklungspolitik in
dieser Stadt betrieben werden soll.

(Beifall bei der CDU und der FDP — Farid
Muller GRUNE: Es ist ja lacherlich, wie Sie
an der Realitat vorbeireden!)

Naturlich ist das Erbbaurecht nicht das Allheilmittel
der Mietendiskussion in dieser Stadt. Denn dann
wirden Sie nicht erst seit acht Jahren, nachdem
Sie angefangen haben, hier zu regieren, damit an-

fangen, Grundstiicke als Erbbaurecht zu vergeben.
Urspringlich wurde es fiir ganz andere Zwecke
eingeflhrt, was auch richtig war, namlich dass Ge-
nossenschaften, die kein Geld hatten, um Grund-
stiicke zu kaufen, Erbbaurechte erwerben konnen,
das uber die Zeit abbezahlen. Aber dieses Pro-
blem haben wir nicht mehr,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Das Problem
ist Mietwahnsinn, Herr Heil3ner!)

denn wir haben inzwischen Genossenschaften in
Hamburg, die sogar ohne Kreditaufnahme die
Grundstiicke kaufen kénnen. Das zieht hier véllig
an dem vorbei, und wenn Sie ehrlich waren, dann
wissen Sie es doch auch. Denn bei dem einen
Grol3projekt in dieser Stadt, fur das es wegen der
Position des Grundstiicks wirklich einmal stadtent-
wicklungspolitische Potenziale gdbe, ndmlich beim
Elbtower, wo es um den Sprung Uber die Elbe
geht, ausgerechnet an dieser einen entscheiden-
den Stelle machen Sie kein Erbbaurecht, sondern
verkaufen dieses Grundstick. Diese Scheinheilig-
keit, die man dort erkennen kann, ist so dick in der
Luft, dass man sie greifen kann.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Lassen Sie mich kurz noch etwas zur BImA sagen.
Vielleicht bekommen es die Herren Krupp und
Scholz hin, dass sie aus Verbundenheit zu Ham-
burg das Interesse ihres neuen Dienstherrn so de-
finieren, dass sie es mit ihrer Loyalitatspflicht dem
gegeniber verbinden kdnnen, haufenweise Grund-
stlicke der Stadt zur Verfiigung zu stellen. Aber
selbst wenn Ihnen da ... Ich meine, was wir im Mo-
ment bei der Grundsteuer erleben, 1&dsst mich dar-
an eher zweifeln.

Aber es kann doch nicht allen Ernstes Ihr Ansatz
fir eine nachhaltige, generationengerechte Grund-
stlicks- und Bodenpolitik in dieser Stadt sein, dass
Sie auf einmal Geschenke vom Bund erhoffen.
Das ist nun wirklich nicht seriés und schon gar
nicht langfristig gedacht. Dieser Antrag ist leider fur
die Tonne. Deswegen kdonnen wir ihm auch nicht
zustimmen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizeprasidentin Antje Méller: Fir die GRUNE
Fraktion bekommt nun Herr Duge das Wort.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Ja, in Hamburg gibt es Erbbau-
rechte schon seit Gber hundert Jahren, und beson-
ders viele Erbbaurechte, Herr Heillner, wurden in
den Finfziger-, Sechziger- und Siebzigerjahren
bestellt. Und wenn ich mich so recht entsinne, gab
es in den Funfzigerjahren auch einmal eine CDU-
Regierung,

(Michael Kruse FDP: Da kénnen Sie sich
dran erinnern?)
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es war die einzige fir eine lange Zeit, und auch
dort sind Erbbaurechte vergeben worden. Also sei-
en Sie ein bisschen vorsichtig. Das muss ja dann
eine ziemlich schlimme Regierung gewesen sein,
wenn die CDU-Regierung dort auch Erbbaurechte
vergeben hat.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Es ist richtig, dass nach dem Krieg das Problem
war, dass viele, auch Genossenschaften, sich Ge-
baude, Grundstiicke nicht leisten konnten und des-
wegen dort auch Erbbaurechte vergeben wurden,
um den Wohnungsbau anzukurbeln. Und es ist
nicht ganz richtig, dass die Situation nicht so ganz
unvergleichbar ist. Denn wir haben leider die Situa-
tion, dass durch die ansteigenden Grundsticks-
preise fur viele, die nicht so das grol3e Portemon-
naie haben, Grundstiicke und damit auch die Mog-
lichkeit, dann Wohnbereiche zu bauen, heute wie-
der nicht gegeben ist. Deswegen ist es richtig, ge-
nau diesen Schritt hier jetzt zu gehen, besonders
auch zur Forderung kleiner Akteure, die sich dem
Gedanken des Gemeinwohls verpflichtet fihlen
und fir die der Kauf hier nicht mehr mdglich ist,
weil die Preise zu sehr hochgehen.

(Beifall bei den GRUNEN)

Genau diesen wollen wir aber als Stadt fur die Ge-
sellschaft, fir die Nachbarschaften erhalten; sie
sollen nicht vom Markt verdrangt werden. Deshalb
ist auch das Erbbaurecht, wie ich finde, hier eine
verpflichtende Alternative, die wir weiterhin starken
mussen. Deshalb haben wir das Erbbaurecht auch
hier gegeniiber dem Kauf jetzt erschwinglicher ge-
macht. Schon vor zwei Jahren, 2017, ist der Erb-
bauzins fur eine 75-jahrige Laufzeit von 5 Prozent
auf 2,1 Prozent abgesenkt worden, tbrigens ohne
Antrag der LINKEN, die immer glauben, vorneweg
Zu sein.

(Zuruf von Heike Sudmann DIE LINKE)

Es ist notwendig, dass die Stadt aus Griinden des
Allgemeinwohls, aber auch einer nachhaltigen
Stadtentwicklung, das muss man namlich auch se-
hen, ihre Grindsticke vorrangig im Erbbaurecht
vergibt, weil sie damit sowohl auf die Gestaltung
von Mietvertragen einerseits und Umwandlung in
Eigentum andererseits, aber auch langfristig auf
die Stadtentwicklung und die Stadtgestaltung
selbst Einfluss nehmen kann. Eine aktive Boden-
politik zu wahren, ist damit ein zentrales Element
der Daseinsvorsorge in der Stadt flr breite Teile
der Bevdlkerung zusammen mit vielen anderen
Elementen und MalRnahmen, die wir hier ergriffen
haben: Soziale Erhaltungsverordnung, Wohnraum-
schutzgesetz, dann die Konzeptausschreibung bis
hin, kann man sagen, zur novellierten Hamburger
Bauordnung.

Wir brauchen da auch keine Nachhilfe von der LIN-
KEN,

(Heike Sudmann DIE LINKE: Doch! Haben
wir doch gesehen!)

die mit uns immer wieder Hase und Igel spielt; das
kennen wir. Sie kriegen irgendwie in der Boden-
kommission mit, dass wir irgendwelche Sachen
— Wiederkaufsrechte und Ahnliches — nicht verkau-
fen wollen, und dann schief3en Sie im Oktober ein-
mal kurz lhren Antrag raus, um zu sagen: Ick bun
all dor. Das ist genau die Methode, mit der Sie vor-
gehen. Das ist das, was eigentlich ... Und wenn
man sich den Antrag anguckt, auch was Sie ge-
schrieben haben, dann muss man sagen, der ist
ziemlich mit der heiRen Nadel gestrickt und auch
unausgegoren. Sie machen den zweiten Schritt
vorm ersten.

(Beifall bei den GRUNEN)

"Aktion Stadtplanung" ist Ihr Motto. Sie wollen so-
fort nur noch Erbbaurechte vergeben. Eine vorran-
gige Vergabe von stadtischen Grundsticken im
Erbbaurecht heilt aber auch, die Regeln festzule-
gen, in welchen Fallen das gemacht werden kann
und darf und welche Ausnahmen es vielleicht ge-
ben muss. Das haben Sie selbst gesehen. Es sind
Grundstlicke beispielsweise aul’erhalb von Ham-
burg, die Hamburg gehdren. Es gibt Miteigentimer
von Grundstlcken, die eben nicht allein der Stadt
gehdren. Es gibt Grundstickstauschgeschafte
oder auch Grundstlcksverkaufe an eigene stadti-
sche Gesellschaften. Auch dariiber missen wir
nachdenken. Nebenbei haben wir natirlich auch
noch das EU-Recht zu bertcksichtigen. Also, liebe
LINKE, Hammer und MeilRel nehmen, statt immer
mit dem Kopf durch die Wand zu gehen und nach-
her die Schmerztabletten haben zu wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Unser Antrag geht im Ubrigen weit Giber das hi-
naus, was DIE LINKE an Vorstellungen entwickelt
hat. Er bezieht nicht nur die Grundsticke des Bun-
des mit ein, sondern wir wollen auch die Hand-
lungsfahigkeit der Stadt durch planungsrechtliche
Instrumente starken und das Finanzierungs- und
Forderungsinstrumentarium weiterentwickeln. Ich
bitte Sie, unserem Antrag zuzustimmen. Den ande-
ren Antrag werden wir ablehnen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die Fraktion
DIE LINKE hat nun Frau Sudmann das Wort.

Heike Sudmann DIE LINKE:* Liebe Kolleginnen,
liebe Kollegen! In den Funfzigerjahren, zu Zeiten
des Wiederaufbaus, sind in Hamburg sehr viele
Grundsticke im Erbbaurecht vergeben worden, in
der Regel gekoppelt an langjahrige Sozialbindun-
gen — 50, 75, 90 Jahre. Von diesen Bestanden
profitieren wir heute noch, wie der Senat uns ofter
in Anfragen bestatigt, weil wir da die gulnstigen
Wohnungen haben.
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Nun kann man sich fragen: Warum ist diese Politik
nicht fortgefiihrt worden? In den Siebzigerjahren,
Herr Heildner, horen Sie gern zu, ist die SPD nam-
lich davon abgerickt. Und wenn ich mir einmal an-
gucke, was die SPD seit 2011 an Grundstlicken
nur fir Wohnungsbau verkauft hat, 155 Hektar fur
18 000 Wohnungen mit einer maximalen Sozialbin-
dung von 15 Jahren ... Wir wissen genau, was mit
diesen Grundstiicken passiert. Wir wissen, wie oft
diese Grundsticke nach einer Schamfrist weiter-
verkauft werden. Wir wissen, wie Spekulation 1auft.

(Dirk Kienscherf SPD: Das sind doch keine
Wohnungen von der SAGA oder von Genos-
senschaften! Das ist doch Blodsinn!)

Wir wissen, dass diese Spekulation zu explodie-
renden Bodenpreisen und Mieten gefuhrt hat. Das
muss endlich beendet werden.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Kienscherf, ich bin begeistert, in Ihrem Antrag
dann zu lesen, was ich hier schon seit Jahren im-
mer wieder predige: Wir brauchen auch den Besitz
an Grundstucken, mit Planungsrecht allein kdnnen
wir nicht steuern. Ja, das stimmt. Deswegen war
es ein Fehler, so lange so viele Grundstiicke zu
verkaufen.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn jetzt Herr Duge erzahlt — er ist in der Kom-
mission fur Bodenordnung, in lhrer Pressemittei-
lung stand es auch —, Sie wirden vermehrt Erb-
baurecht anwenden ... Ich bin genauso wie Sie in
dieser Kommission fiir Bodenordnung und es ist
mir nicht wahrnehmbar, dass Sie es vermehrt an-
wenden. Ich merke, dass Sie diese falsche CDU-
Politik seit Jahrzehnten fortsetzen, die sagt: Leute,
wollt ihr euer Erbbaurecht nicht ablésen? Wir ge-
hen aktiv auf euch zu. Dass Sie das jetzt beenden,
auch das ist gut, aber es ist viel zu spat.

(Beifall bei der LINKEN)

Aber es ist gut; ich soll Sie ab und zu auch einmal
loben. Aber Sie konnten auch uns loben, weil
samtliche Antrage friher von uns kommen, weil wir
seit zehn Jahren fiir Erbbaurecht streiten. Aber
dass Sie nicht loben konnen, weil} ich.

Aber noch einmal: Es ist gut, dass Sie zum Erb-
baurecht zuriickwollen. Es ist gut, dass Sie auch
sagen, Sie gingen nicht mehr aktiv auf Menschen
zu, damit sie ihr Erbbaurecht ablésen. Doch ich
frage mich — und Sie sich vielleicht auch —: Warum
sind Sie so zdgerlich, warum machen Sie Trippel-
schritte? Sie schreiben, bevorzugt sollten die
Grundsticke im Erbbaurecht vergeben werden,
oder Frau Koeppen sagte eben, Sie sollten es vor-
ziehen. Die richtige Formulierung, Herr Duge, weil
Sie es eben auch ansprachen, heillt: Grundsatz-
lich im Erbbaurecht und es kann Ausnahmerege-
lungen geben. Das ware richtig. Selbst Sie haben
auf lhrem Landesparteitag — oder wie das Ding da

heil3t —, auf lhrem Parteitag beschlossen, Sie woll-
ten ausschlief3lich im Erbbaurecht vergeben. Habe
ich extra nachgelesen. Das scheint Sie nicht mehr
zu interessieren. Da waren Sie aber auf dem Par-
teitag schlauer, als Sie es hier in der Burgerschaft
sind.

(Beifall bei der LINKEN — Zuruf von Anna
Gallina GRUNE)

Es taucht in Ihrem Antrag hier auch wieder auf,
dass Sie auf einmal doch wieder auf die Einnah-
men schielen. Das ist so ganz verschamt, indem
Sie sagen: Nattrlich werden wir auch weiterhin auf
eine gute und solide Haushaltspolitik achten. Bis-
her ist Erbbaurecht immer gern gemacht worden,
um ganz schnell Geld in die Kassen zu bekom-
men. Ich hoffe, dass Sie auch davon abricken.

Da Sie mir wahrscheinlich immer weniger glauben,
zitiere ich einmal einen langjahrigen und mittlerwei-
le Gber 90 Jahre alten Genossen aus der SPD.
Hans-Jochen Vogel hat vor nicht mehr als einem
Jahr gesagt, dass er weiterhin daflr streite, wieder
mehr Erbbaurecht zu bekommen.

(Zuruf)

— Ich fliihre den Gedanken eben zu Ende, dann
kénnen Sie gern fragen.

Vogel streitet also weiterhin fur Erbbaurecht und
sagt: Warum sollen wir stadtische Grundstiicke, 6f-
fentliche Grundsticke verkaufen, damit andere da-
mit leistungslos, wirklich leistungslos, die fetten
Gewinne einfahren kénnen? Er hat Bodengewinne
gesagt, nicht fett. Er hat auch einen weiteren Punkt
angefiihrt, und das sollten Sie sich sehr gut hinter
die Ohren schreiben. Er sagt namlich, er sei dage-
gen, dass das Gemeinwohl vor der Macht des
Marktes kapitulieren misse. Auf diesen Weg wol-
len Sie sich doch machen, wenn ich Sie richtig
verstehe. Dann verstehe ich aber nicht, warum Sie
nur wieder trippel, trippel und nur ein kleines Stiick
machen. Folgen Sie Hans-Jochen Vogel, er hat
recht und Sie waren dann endlich einmal die Bes-
seren.

(Beifall bei der LINKEN)

Was Herr Heildner uns hier erzahlt hat, muss ich
leider einmal sagen, zeugte wirklich von Unwissen.
Das Erbbaurecht hat eine sehr gute Funktion,
wenn es darum geht, die Bodenpreise zu regulie-
ren, wenn es darum geht, auch bestimmte Ver-
knipfungen mit den Grundstiicken zu machen.

Und Rot-Grin: Ich habe es so verstanden, Sie sind
doch im Konsens, Sie wollen das Erbbaurecht
doch jetzt umsetzen, das haben Sie uns gerade
gesagt. Sie haben sicherlich schon mit dem Senat
gesprochen. Dann verstehe ich nicht, dass Sie
noch mindestens ein Dreivierteljahr warten wollen,
um das zu machen. In Ihrem Antrag hei’t es ndm-
lich, der Senat solle ein Konzept vorlegen, das die
Birgerschaft sich dann bis September 2019 an-
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schaut. Wir wissen, dass wir das friihestens am
Ende des Jahres haben werden. Da Sie aber flr
Erbbaurecht sind, schlage ich vor, dass Sie lhre
Leitlinien jetzt sofort anlegen, damit keine weiteren
Grundstiicke neu in den Verkauf kommen.

(Dirk Kienscherf SPD: Grindlichkeit vor
Schnelligkeit!)

Deswegen: Stimmen Sie unserem Antrag zu. —
Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN — Dirk Kienscherf
SPD: Das geht ja nicht!)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fur die FDP-Frakti-
on bekommt nun Herr Meyer das Wort.

Jens Meyer FDP: Verehrtes Prasidium, meine
sehr verehrten Damen und Herren! Der vorliegen-
de rot-grine Antrag zur Neuausrichtung der Bo-
denpolitik ist wirklich bemerkenswert. Bemerkens-
wert deshalb, weil er keine pragmatischen Vor-
schlage liefert, um den angespannten Wohnungs-
markt nachhaltig zu entscharfen und eine zukunfts-
fahige Stadtentwicklung zu sichern, sondern statt-
dessen linke ldeen von vorgestern aufgreift, die
den gegenwartigen und erst recht den zukiinftigen
Herausforderungen der Stadt nicht gerecht werden
und auch nicht gerecht werden kénnen.

(Beifall bei der FDP und bei Philipp HeiBner
CDU)

Es ist deutlich zu splren, dass mit dem Jahresbe-
ginn der Wahlkampf fir das Jahr 2019 beziehungs-
weise schon fur die ndchsten Burgerschaftswahlen
in gut einem Jahr begonnen hat, denn Rot-Grin
bemiht allein die Formulierung der Gemeinwohl-
orientierung ganze sechs Mal in diesem Antrag
und schwadroniert von einer politischen Neuaus-
richtung. Auch das ist bemerkenswert. Bemerkens-
wert, weil man sich fragen muss, ob die Stadtent-
wicklungspolitik seit 2011 in SPD-Verantwortung
immerhin acht Jahre lang etwa nicht gemeinwohl-
orientiert war, und bemerkenswert auch, weil die
Definition von Gemeinwohlorientierung bei Rot-
Grin scheinbar vollig falsch verstanden wird.

(Beifall bei der FDP)
Bei Wikipedia ist jedenfalls zu lesen — Zitat —:

"Gemeinwohl wird verstanden als Gegenbe-
griff zu blofen Einzel- oder Gruppeninteres-
sen innerhalb einer Gesellschaft."

— Zitatende.

Wenn Sie also wirklich Gemeinwohlorientierung
meinen, sollten wenigstens Sie, meine Damen und
Herren von der SPD, endlich anfangen, auch die
gesamte Gesellschaft in den Blick zu nehmen und
nicht allein die Klientel lhrer ohnehin schwinden-
den Wahlerschaft.

(Dr. Monika Schaal SPD: lhre Klientel!)

Sie laufen regelméaRig in die Falle lhres griinen Ko-
alitionspartners, ohne es zu merken, und wundern
sich dann Uber lhre desolaten Umfragewerte.

Schliellich attestieren Sie mit Ihrem Antrag, dass
Sie seit 2011 eine falsche Bodenpolitik betrieben
haben. Die GRUNEN freut das natrlich, aber Sie,
meine Damen und Herren von der SPD, missen
sich doch eigentlich dariber wundern.

Und ich sage lhnen, so falsch war lhre bisherige
Bodenpolitik gar nicht, weil sie differenziert hat, dif-
ferenziert zwischen strategisch wichtigen Grund-
stiicken und weniger wichtigen. Das Planrecht ist
das entscheidende Instrument, das der Senat be-
ziehungsweise die Bezirke gestalten und mit dem
die Stadt die wesentlichen Entwicklungsimpulse
setzen kann und auch setzen muss.

Es entsteht keine einzige zusatzliche Wohnung da-
durch, dass Grundstiicke in Erbpacht vergeben
werden, und nur darauf kommt es an, wenn der
Preisdruck am Wohnungsmarkt gedampft werden
soll.

(Beifall bei der FDP)

Fragen Sie einmal lhre Partner vom Bindnis fir
das Wohnen, ob sie durch lhre neuen Ideen kunf-
tig mehr Wohnungen schneller und preiswerter
bauen werden. Ich bezweifle das.

(Farid Miller GRUNE: Passiert doch schon!)

Selbst die SAGA als stadtisches Unternehmen hat
bereits auf die zusatzlichen Schwierigkeiten hin-
sichtlich der Projektfinanzierung hingewiesen,
wenn Grundstiicke nicht mehr erworben werden
kénnen, und das wird privaten Wohnungsunter-
nehmen erst recht nicht anders gehen.

Das Beispiel Elbtower misste doch eigentlich allen
gezeigt haben, dass die Vergabe in Erbpacht
hochst unattraktiv ist, denn es gab keinen einzigen
Bieter, der dieses ambitionierte Projekt unter die-
ser Voraussetzung angeboten hatte. Das freut
zwar DIE LINKE, die private Investitionen doch oh-
nehin furchtet wie der Teufel das Weihwasser,
aber, liebe Kolleginnen und Kollegen von der SPD,
wenn lhnen Frau Sudmann applaudiert, sollten in
der Mitte der Gesellschaft doch alle Warnlampen
angehen.

(Beifall bei der FDP, der CDU und der AfD)

Die rot-griine Stadtentwicklungspolitik verteuert
den frei finanzierten Teil des Wohnungsmarkts im-
mer weiter, weil dieser den geforderten Teil quer-
subventionieren muss. Das fihrt dazu, dass sich
immer weniger Menschen ohne soziale Transfer-
leistungen eine fur sie passende Miet- oder auch
Eigentumswohnung leisten kénnen. Und dagegen
wehren wir uns als Freie Demokraten vehement.

(Beifall bei der FDP)
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Der rot-griine Antrag gehoért wie auch der Zusatz-
antrag von links vor der Abstimmung zur weiteren
Diskussion in den Stadtentwicklungsausschuss.
Aber da Sie die Uberweisung vor der Abstimmung
verhindern, beantragen wir ziffernweise Ab-
stimmung, denn einzelne Punkte lhres Antrags wie
zum Beispiel die Einbeziehung der BImA-Liegen-
schaften, die fir Hamburg wichtig und richtig ist,
unterstitzen wir. Den Zusatzantrag der LINKEN
lehnen wir dagegen ab. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Antje Moéller: Fir die AfD-Frakti-
on bekommt nun Frau Oelschlager das Wort.

Andrea Oelschlager AfD: Sehr geehrte Frau Pra-
sidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Wir ha-
ben hier bereits mehrfach Gber Erbbaurechte ge-
sprochen, und so muss ich lhnen nicht mehr sa-
gen, dass wir diese fur sinnvoll halten. Erbbaurech-
te sind ein Instrument zur Bekdmpfung von Boden-
spekulationen und ein Instrument fur die kinftige
Stadtplanung und -entwicklung. Mit einem Erbbau-
recht kann man die Bebaubarkeit von Grund-
stlicken wirtschaftlich ausnutzen und dennoch das
Grundvermoégen dauerhaft erhalten. Schon aus
diesem Grunde halten wir Ihren Antrag in weiten
Teilen fur sehr richtig.

Ebenfalls auf dem Prifstand muss allerdings der
Preis flr ein Erbbaurecht sein. Der LIG vergibt Erb-
baurechte fur Wohngrundstiicke fir 75 Jahre und
Gewerbegrundstiicke fur 60 Jahre. Bezahlt werden
kann durch eine Einmalzahlung von 75 Prozent
des aktuellen Bodenpreises oder bei Wohnungs-
nutzung von 2,1 Prozent des Bodenwertes pro
Jahr. Mit 2,1 Prozent bezahlt der Erbbaunehmer
157,5 Prozent des Kaufpreises. Das ist zu viel, ins-
besondere dann, wenn Sie verstarkt preisgiinstige
Wohnungen fordern wollen. Wie wollen Sie denn
unter einem Mietwert von 10 Euro bleiben, wenn
davon bereits je nach GroRe des Grundstiicks ein
Funftel oder mehr auf den Erbbauzins entfallt?

Ein weiteres Problem, das Sie in |hre Betrachtung
mit einbeziehen mussen, ist, dass Bauen auf Erb-
baugrundstiicken widerwillig von Banken finanziert
wird. Hier mussen Sie Uber ein Sicherungspro-
gramm uber die KfW oder Uber Biurgschaften nach-
denken.

Das sind Probleme, die in den Griff zu bekommen
sind, aber, meine Damen und Herren von Rot-
Griin, denken Sie bitte vorher dartiber nach.

Was mich an lhrem Antrag sehr stort: Sie beriick-
sichtigen nicht die Familien oder die Doppelhaus-
halfte, denn lhr Antrag stellt ausschlief3lich auf ver-
mieteten Wohnraum ab. Der Ursprung des Erbbau-
rechts war die Férderung der Familie. Die selbst
genutzte Immobilie entfallt bei lhrer kiinftigen Ver-
gabe von Erbbaurechten. Vielleicht haben Sie die

Familie einfach vergessen oder die Hamburger Po-
litik unter Rot-Gruin unterstitzt tatsachlich nur noch
Wohnungsbaugesellschaften.

Uberweisen Sie den Antrag an den Ausschuss und
hoéren Sie sich die Vorschlage der Opposition zu
diesem Thema einfach noch einmal an. Die Blrger
Hamburgs werden es |hnen danken. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Das Wort erhalt
nun Frau Senatorin Dr. Stapelfeldt.

Senatorin Dr. Dorothee Stapelfeldt: Sehr verehr-
te Frau Prasidentin, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich begruf3e die Initiative, die wir heute
diskutieren, sehr, ich halte sie fur richtig. Und, lie-
ber Herr Heil3ner, wenn Sie sich Uber den Antrag,
der heute vorliegt, mokieren, dann bedeutet das
nur, dass Sie die wohnungspolitische und auch bo-
denpolitische Diskussion auf Bundesebene, auch
in lhrer Partei, Gberhaupt nicht mitgekriegt haben.

(Anna Gallina GRUNE: Ja! und Beifall)

Wir haben eine Situation, die nicht nur in Hamburg
so ist, sondern in vielen groen Ballungsraumen,
in den groRen Stadten. Wir haben eine hohe Nach-
frage nach Boden und Wohnraum. Wir haben stei-
gende Mieten. Wir haben steigende Grundstuicks-
kosten. Wir haben Nutzungskonkurrenzen. Das
heiflt, wir wollen Wohnungen bauen, wir brauchen
auch Gewerbe, innovative Arbeitsplatze, wir brau-
chen InfrastrukturmaBnahmen und Griunflachen.
Und das alles hat doch dazu geflihrt, ich sage es
noch einmal, dass wir eine Situation haben mit ho-
hen Preisen, mit der wir uns auseinandersetzen
mussen. Deshalb ist es richtig, eine aktive Boden-
politik flr die Stadt zu entwickeln. Diese aktive Bo-
denpolitik, meine Damen und Herren, muss doch
heillen, dass die Stadt ihre Gestaltungsspielraume
fur die bauliche Entwicklung von Grundstiicken
und naturlich die Gestaltungsspielraume fir stadte-
bauliche Zielsetzungen, aber auch sozialpolitische
und wohnungspolitische, erhalt fir die Zukunft. Wir
missen an Ldsungen arbeiten, um bezahlbaren
Wohnraum langfristig zu schaffen und zu erhalten,
und damit ist klar, dass wir uns mit diesem Thema
auseinandersetzen mussen, denn Boden ist nicht
vermehrbar.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deshalb ist es fiir mich auch eine wesentliche Wei-
chenstellung, dass wir dem Erbbaurecht in Zukunft
eine viel groRere Bedeutung einrdumen; ich mdch-
te das doch noch einmal ausdricklich unterstrei-
chen. Und ich glaube, Herr HeilRner, dass Sie es
auch falsch verstanden haben, wie das Erbbau-
recht in den Zwanzigerjahren entstanden ist. Da
ging es nicht um kurzfristige MalRnahmen, sondern
sogar in den Zwanzigerjahren und auch danach, in
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der Nachkriegszeit, ging es immer um diese lang-
fristigen Gestaltungsmoglichkeiten, die die Stadt
braucht. Ich kann auch deutlich sagen, dass das
Erbbaurecht als Instrument der Bodenpolitik, der
Stadtentwicklungspolitik, viele Vorteile firr die Stadt
hat. Wir haben planbare und auch wertgesicherte
Einnahmen fiir den Haushalt, und die Stadt stellt
sich nicht schlechter als bei einem Verkauf.

(Heike Sudmann DIE LINKE: Ja, eben!)

Das Eigentum am Boden bleibt in stadtischer Hand
und somit natlirlich auch der langfristige Einfluss
auf das Grundstiick. Uber den Erbbaurechtsvertrag
kénnen langerfristige Auflagen, zum Beispiel Bele-
gungsbindungen, Umwandlungsverbote, Uber die
gesamte Laufzeit des Erbbaurechts eingefordert
und umgesetzt werden.

Dieses Ziel, bei Grundstiicksvergaben mehr Ein-
fluss auf den Stadtebau und die Verwirklichung
wohnungspolitischer Ziele zu haben, verfolgt der
Senat bereits seit Langerem, beispielsweise mit
der Konzeptausschreibung. Die Stadt Hamburg
war Vorreiter bei der Abkehr von dem vorher ubli-
chen Hochstpreisverfahren. Konzeptausschreibun-
gen sind mittlerweile in Hamburg ein gut angenom-
menes Instrument zur Grundstiicksvergabe. Das
ist passgenau fur architektonische, stadtebauliche,
auch energetische Vorstellungen, und natirlich si-
chern wir damit auch unsere wohnungspolitischen
Ziele.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Aber es ist genauso richtig, dass wir, wenn wir die-
ses Instrument der Erbbaurechte fir die Zukunft
und auch fir einen breiteren Einsatz fit machen
wollen, Gber die Konditionen im Gesprach mit allen
Beteiligten reden miussen. Und das tun wir schon
langst, denn sowohl bei der Vergabe neuer Erb-
baurechte als auch bei der Verldangerung von
bestehenden Erbbaurechten mussen die stadti-
schen Interessen wie zum Beispiel die Sicherung
von bezahlbarem Wohnen oder die stadtebauli-
chen und architektonischen Qualitaten einerseits
und die wirtschaftliche Darstellbarkeit fiir die Inves-
toren andererseits miteinander in Einklang ge-
bracht werden. Es geht doch um eine effiziente
Nutzung der Flachen und insbesondere um die In-
nenentwicklung. Und zu den Fragen, die zu eror-
tern sind, gehort selbstverstandlich die Héhe des
Erbbauzinses. Herr Duge hat schon darauf hinge-
wiesen, dass er jetzt bei 2,1 Prozent liegt. Es geht
um die Anreizmodelle fir Investoren, die Risikover-
teilung und naturlich auch um die Frage der Beleih-
barkeit. Wir stehen mitten auf dem Boden der
Wirklichkeit, und deswegen haben wir uns auch
dieses Ziel vorgenommen. Wir diskutieren mit den
Wohnungsunternehmen im Rahmen des Bindnis-
ses fir das Wohnen genau (ber diese Themen,
und wir wollen, dass wir positiv mit den Erbbau-
rechten in der Zukunft umgehen kénnen und dass
wir Investitionsstaus auch vor Ablauf des Erbbau-

rechtsvertrags dabei vermeiden. Das muss flr uns
eine sehr hohe Prioritat haben,

(Philipp HeiBner CDU: Kein Wort dazu im
Antrag!)

auch im Sinne der Sicherung des Wohnungsbe-
stands, des kostenglnstigen Wohnungsbestands.
Deswegen missen wir rechtzeitig die Perspektiven
verabreden und natirlich so auch die Rahmenbe-
dingungen fiir Investitionen und auch Finanzierun-
gen dafiir gewahrleisten.

Lassen Sie mich, und damit mdchte ich abschlie-
Ren, ein kurzes Wort sagen zu der Expertenkom-
mission "Nachhaltige Baulandmobilisierung und
Bodenpolitik" des Bundesinnenministeriums auf
Bundesebene, der ich angehdére. Dort werden die-
se Fragen gegenwartig diskutiert. Das werden wir
auch in der nachsten Sitzung in der kommenden
Woche machen. Und ich hoffe sehr, dass es uns
gelingt — nicht nur fur uns, weil wir von bestimmten
Gesetzesanderungen auch sehr profitieren kdnn-
ten —, flr die Weiterentwicklung in der Bundesre-
publik Deutschland und fiir eine gute Versorgung
mit bezahlbarem Wohnraum dort zu positiven Er-
gebnissen zu kommen, die sich sowohl auf die
Erbbaurechte beziehen als auch auf Themen des
Baugesetzbuchs, was das Baugebot oder auch
kommunale Vorkaufsrechte angeht. Insbesondere
geht es darum, dass wir damit Moglichkeiten neu
schaffen, wie wir Bauland mobilisieren kdnnen fir
das, was sehr notwendig ist, ndmlich Wohnungen
neu zu bauen, bezahlbare Wohnungen neu zu
bauen. — Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Antje Moller: Weitere Wortmel-
dungen liegen nicht vor. Wir kommen zu den Ab-
stimmungen.

Wer mdchte nun zunachst die Drucksa-
che 21/15595 an den Stadtentwicklungsausschuss
Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das Uberweisungsbegehren ist damit ab-
gelehnt.

Wir kommen zu den Abstimmungen in der Sache.
Wir beginnen mit dem Antrag der Fraktion DIE LIN-
KE aus Drucksache 21/15715.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der
Antrag abgelehnt.

Nun zum gemeinsamen Antrag der Fraktionen von
SPD und GRUNEN aus Drucksache 21/15595. Die
FDP-Fraktion hat hierzu ziffernweise Abstimmung
beantragt.

Wer also mochte zunachst die Ziffern 1 und 2, 4
und 5 sowie 8 des Antrags annehmen? — Die Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Damit sind diese Zif-
fern angenommen.
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Wer méchte dann noch den Ziffern 3, 6 und 7 sei-
ne Zustimmung geben? — Gegenprobe. — Enthal-
tungen? — Auch diese sind mit Mehrheit angenom-
men.

Nun gibt es noch den Wunsch vonseiten der Frak-
tion DIE LINKE, den soeben beschlossenen An-
trag aus Drucksache 21/15595 nachtraglich an den
Stadtentwicklungsausschuss zu Giberweisen.

Wer méchte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 20, Se-
natsmitteilung: Sechs Jahre Jugendberufsagentur,
Bestandsaufnahme, Evaluation und Weiterentwick-
lung.

[Senatsmitteilung:

Sechs Jahre Jugendberufsagentur
Bestandsaufnahme, Evaluation und Weiterent-
wicklung

— Drs 21/15570 —]

Diese Drucksache mochten die Fraktionen der
SPD, CDU, GRUNEN und LINKEN an den Aus-
schuss fir Soziales, Arbeit und Integration Uber-
weisen. Die Fraktion DIE LINKE mochte diese
Drucksache zusatzlich mitberatend an den Schul-
ausschuss Uberweisen. Wird dazu das Wort ge-
wlinscht? — Herr Schwieger, Sie bekommen es fur
die SPD-Fraktion.

Jens-Peter Schwieger SPD: Vielen Dank, Frau
Prasidentin. Mit dem Anspruch, niemand soll verlo-
ren gehen, haben wir uns vor sechs Jahren auf
den Weg gemacht. Wir wollen allen Jugendlichen
in Hamburg ein Angebot und so auch eine Chance
auf berufliche Ausbildung und Beschaftigung ge-
ben. Denn eines ist klar: In der Zukunft brauchen
wir jeden und jede. Mit Stolz kénnen wir sagen,
dass die Jugendberufsagentur Hamburg seit ihrer
Errichtung im Jahr 2012 bundesweit eine Vorreiter-
rolle bei der Verbesserung des Ubergangs von
Schule in Ausbildung einnimmt. Die erfolgreiche
Umsetzung dieses Konzepts ist klar erkennbar.
Unterstltzungsleistungen aller beteiligten staatli-
chen Institutionen werden geblindelt, damit bei den
jungen Menschen bis zum 25. Lebensjahr in allen
Lebenslagen die Ubergange in Ausbildung und Be-
schaftigung besser gelingen.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Unter einem gemeinsamen Dach stimmen die Ak-
teure die Gesamtheit ihrer Beratungs- und Férder-
leistungen ab, und ihr arbeitsmarktpolitisches Vor-
gehen wird dabei berlicksichtigt. Genau das ist die
Starke der so aufgestellten Jugendberufsagentur.
Nur mit dieser Kooperation kdnnen wir sicherstel-

len, dass wirklich alle Jugendlichen in Hamburg ein
Angebot und so eine Chance auf berufliche Ausbil-
dung und Beschaftigung erhalten.

Nach sechs Jahren Jugendberufsagentur ist die
Zeit gekommen, eine Bestandsaufnahme zu ma-
chen. Welche wichtigen Erfolge sind bereits er-
kennbar? Es ist gelungen, die Transparenz Uber
den Verbleib der Jugendlichen nach Verlassen der
allgemeinbildenden Schulen wesentlich zu erhé-
hen. Der direkte Ubergang von Schule in Ausbil-
dung hat sich deutlich verbessert, und zwar von
damals 25 Prozent auf heute Uber 39 Prozent je-
des Jahrgangs.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Wir haben Licken in der Angebotsstruktur ge-
schlossen und Doppelungen bei den Férderungen
beendet. Wir kdnnen den Jugendlichen heute ein
effektives und effizientes Férderangebot anbieten.
Mit der Jugendberufsagentur kénnen wir die jun-
gen Menschen bei dem Ubergang von Schule in
Beruf unterstltzen, sie aktiv ansprechen, individu-
ell und kompetent beraten. Da gilt mein groRer
Dank allen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in den
Jugendberufsagenturen an allen Standorten.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Schon in der Etablierungsphase von 2012 bis 2015
zeigten sich erste Erfolge. Eine erste Leistung be-
stand darin, die tatsachliche Zahl unversorgter Ju-
gendlicher Uberhaupt einmal zu identifizieren. Ich
darf daran erinnern, dass wir zu der Zeit von unge-
fahr 1 000 Jugendlichen jedes Jahr nicht wussten,
wo sie nach der Schule geblieben sind. Wir hatten
damit zum ersten Mal Uberhaupt verwertbare Zah-
len vorliegen. Gleichzeitig wurden gemeinsame
Forderinstrumente des Arbeitsmarkts entwickelt
und zusammengefasst. So konnten fur die Jugend-
lichen Angebote entwickelt und Forderllicken sinn-
voll geschlossen werden. Ich glaube, das habe ich
schon gesagt.

Es gibt eine gute Vernetzung mit dem gemeinsa-
men Arbeitgeberservice der Agentur und des Job-
centers, team.arbeit.hamburg, der Berufsberatung
der Arbeitsvermittlung, die den Vermittlungspro-
zess sehr gut begleitet. Damit konnte auch die
Zahl der Ausbildungsstellen in Hamburg deutlich
erhoht werden. Das, finde ich, ist ein gutes und
wichtiges Zwischenfazit.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Auch kénnen wir sehen, dass diese verstarkte Un-
terstitzung sich sehr vorteilhaft gerade fur die
Gruppe der sogenannten benachteiligten Jugendli-
chen herausgestellt hat. Diese finden auch direkt
bei Arbeitgebern jetzt einen Ausbildungsplatz — ein
weiterer Baustein fir mehr Bildungsgerechtigkeit,
und das ist gut so.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)
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Gleichzeitig mit dem Start der Jugendberufsagen-
tur wurde auch die Berufsorientierung ab Klasse 8
eingefuhrt, die systematische Erfassung der An-
schlussperspektiven wurde geregelt, die Zusam-
menarbeit mit den Schulen und eine regionale Be-
ratungs- und Unterstitzungsleistung in allen Ein-
richtungen in den Bezirken.

Ein gutes Stick des Weges sind wir bis heute ge-
gangen. Wie der Senat aber in der vorliegenden
Drucksache richtig beschreibt, mussen wir den
Weg weiterentwickeln. Meine Fraktion mdchte des-
halb die Drucksache an den Sozialausschuss
Uberweisen und den Schulausschuss nachrichtlich
befassen. — Vielen Dank.

Vizeprasidentin Antje Moller: Fur die CDU-Frakti-
on bekommt nun Frau Rath das Wort.

Franziska Rath CDU:* Sehr geehrte Frau Prasi-
dentin, sehr geehrte Damen und Herren! Unabhan-
gig von ihrer Blutleere wirft diese Drucksache lei-
der bei mir mehr Fragen auf, als dass sie welche
beantwortet. Daher begriiRe ich auflerordentlich
den mehrheitlichen Uberweisungswunsch an den
Fachausschuss. Die Zusammenarbeit der an der
JBA beteiligten Partner soll besser werden, die Be-
rufsberatung an den Schulen einheitlicher und der
JBA-Spirit soll flir das Personal erhalten bleiben.
Eigentlich 1auft alles ganz gut, jedenfalls ist das die
Aussage der 240 000 Euro teuren Evaluation. Es
ware doch auch schén, wenn die Umsetzung der
JBA so gut gelange, denn schlieBlich ist es noch
eine ldee aus CDU-Regierungszeiten. Ich werde
nicht mude, das zu erwahnen.

Allerdings finde ich es sehr erstaunlich, dass diese
Evaluation mehr oder weniger ohne Zahlen aus-
kommt. Wie viele Kunden kommen auf einen Bera-
ter? Wie nachhaltig sind Vermittlungserfolge je-
weils wohin? Wie viele junge Erwachsene werden
nicht erreicht? Keiner soll verloren gehen, so das
richtige Motto der JBA, doch inwiefern wird dieses
Motto konkret in welchem Umfang erflllt oder eben
nicht? All diese Fragen bleiben fir mich hier unbe-
antwortet.

Eingangs weist die Drucksache darauf hin, dass
die JBA nun auch Gefllchtete unter 25 Jahren be-
treut — das ist ein sehr kleiner Abschnitt —, und
dann wird verwiesen auf die Anlage 5. Und zur
quantitativen Entwicklung der Anzahl der Jugendli-
chen aus den wichtigsten acht Herkunftslandern in
dieser Anlage werden die wichtigsten acht Her-
kunftslander, auf die sich die Studie bezieht, tber-
haupt nicht benannt.

Wie viele AvM-Dual-Absolventen betreut die JBA
eigentlich? Begriilenswert ist, dass jetzt anschei-
nend wenigstens die Daten gespeichert werden
vonseiten des HIBB, aber es sind noch viele Fra-
gen unbeantwortet.

Und dann sind da noch die Stellungnahmen der
Akteure. Kurz moéchte ich eingehen auf die der
Handwerkskammer, die zu Recht auf dieses wichti-
ge Problem hinweist, dass die Zahl der Studienan-
fanger steigt, die Zahl derjenigen, die eine duale
Ausbildung beginnen, sinkt. Es brechen aber viel
mehr junge Menschen ihr Studium ab als diejeni-
gen, die eine Ausbildung beginnen. Hier ist ein
Fehler im System, und das ist auch ein Thema der
Jugendberufsagentur. Zwar befasst sich diese
Evaluation mit dem Thema der Berufsorientierung,
aber nicht ansatzweise in dem Umfang, wie dies
geschehen misste.

Ich kénnte jetzt so an dieser Stelle noch weiterma-
chen, aber das wollen Sie nicht, das méchte ich
nicht, und ich darf das nicht. Und deshalb freue ich
mich auf eine sehr konstruktive Beratung im Aus-
schuss. — Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU)

Vizeprisidentin Antje Moller: Fir die GRUNE
Fraktion bekommt nun Herr Duge das Wort.

Olaf Duge GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Fur die Jugendlichen ist es eine
der schwierigsten Lebenssituationen im Ubergang
von Schule in den Beruf hinein. Es ist schwierig,
weil Orientierungen haufig fehlen, es ist schwierig,
weil vielleicht auch Motivationen fehlen, und es ist
schwierig, weil Informationen fehlen. Auf der ande-
ren Seite ist diese Entscheidung, die die Jugendli-
chen dort treffen, durchaus eine, die ihr weiteres
Leben doch sehr stark bestimmt und ihre Entwick-
lung stark beeinflusst. Insofern ist es sehr wichtig,
an dieser Schnittstelle einiges wirklich gedndert zu
haben. Und ich bin sehr froh dartber, dass dieser
Bericht, der hier abgeliefert worden ist, doch insge-
samt sehr positive Ergebnisse darstellt, also Ver-
besserungen letztlich fir die jungen Menschen, die
in dieser schwierigen Situation sind. Ich glaube, wir
sind da auf einem richtigen Weg.

Seit Einfihrung der JBA, der Jugendberufsagen-
tur, wird fur alle Schulabgangerinnen und Schulab-
ganger nach Jahrgangsstufe 9 beziehungswei-
se 10 im Rahmen eines systematischen Uber-
gangsmanagements verlasslich der Verbleib in
Ausbildung oder anderen MalRnhahmen erhoben.
So kann Unterstitzung durch die JBA gezielt da
angeboten werden, wo es denn auch ndtig ist.
Durch diese Malinahmen ist es gelungen, den di-
rekten Ubergang nach Klasse 10 in die Ausbildung
von zuvor 25 Prozent auf fast 40 Prozent zu stei-
gern. Ich finde, das ist ein sehr gutes Ergebnis, bei
dem wir aber noch besser werden wollen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Das Herausragende am Konzept der Jugendbe-
rufsagenturen ist die rechtskreisibergreifende Ar-
beit. Sie ermdglicht eine nahtlose und individuelle
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Beratung. Die jungen Menschen sind so gut in ein
System eingebunden, das ihre individuellen Kom-
petenzen und Fahigkeiten bertcksichtigt, Starken
und Schwachen auslotet und zur Kenntnis nimmt,
wo es friher eben nicht mdglich gewesen ist.
Schilerinnen und Schiler mit komplexen Problem-
lagen werden unterstiitzt. Das war in dem Malle
aus einer Hand friher nicht méglich. Die Jugend-
berufsagentur ist vor allem fiir die Schilerinnen
und Schiler da, die friiher auf der Strecke geblie-
ben sind, und seit Uber drei Jahren auch fir Ge-
flichtete.

Ich moéchte an der Stelle anmerken, dass ich zum
Ende meiner Berufszeit in einer AvM-Dual gewe-
sen bin und genau diese Vermittlungen mitge-
macht habe. Ich muss noch einmal sagen, die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter haben da mit groRem
Engagement gearbeitet und es hat mir auch viel
Spald gebracht, wenn es erfolgreich war, Prakti-
kumsstellen zu bekommen fir die Jugendlichen,
und wenn sie dann mdglicherweise danach sogar
Anschlussvertrage bekommen haben.

Die JBA leistet einen nicht zu unterschatzenden
Beitrag zur Bildung und Berufstatigkeit auch derer,
die es schwerer haben, einen Ausbildungsplatz zu
erhalten oder sogar eben auch noch einen Schul-
abschluss zu absolvieren.

Besonders begriufRenswert ist hier die enge Ver-
zahnung mit der Berufs- und Studienorientierung
an Hamburger Schulen, die Evaluationen zufolge
gut gelingt. Der verbindliche Einbezug der Berufs-
orientierungsteams an Schulen ist beispielhaft,
auch wenn wir weiter zusehen missen, dass sich
die Zustandigkeiten und Verantwortlichkeiten bes-
ser sortieren und sich die Schnittstellen besser or-
ganisieren. Auch hier haben sich, wie der Drucksa-
che zu entnehmen ist, die Behorden bereits zu-
sammengesetzt und arbeiten an einer Buindelung.

Fir uns GRUNE vielleicht noch einmal besonders
zum Schluss angemerkt: Wir begrifRen ausdrick-
lich die Einbeziehung der Inklusion in das Konzept.
Die Etablierung inklusiver Strukturen wird es noch
besser als bisher mdglich machen, Jugendliche
anzusprechen und zu begleiten. Auferdem ist eine
entsprechende Begleitung und Beratung der Aus-
bildungsbetriebe sicherlich auch ein sinnvoller
Baustein, um Inklusion nicht ausschlief3lich in der
Schule zu belassen, sondern eben auch in der Be-
rufsausbildung zu implementieren.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Wir werden das im Ausschuss weiter beraten und
ich hoffe, wir kommen dann zu guten Schliussen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Vizeprasidentin Antje Moller: Fir die Fraktion
DIE LINKE bekommt nun Frau Boeddinghaus das
Wort.

Sabine Boeddinghaus DIE LINKE: Frau Prasi-
dentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Mich er-
leichtert es sehr, bei dieser Debatte zu wissen,
dass wir ausreichend Zeit haben, das im Aus-
schuss zu debattieren, weil das doch ein sehr kom-
plexes Thema ist. Sie missen mich aber noch ein-
mal davon Uberzeugen, dass der Schulausschuss
noch nicht einmal mitberatend ist, weil ich schon
finde, das ist ein Urschulthema, das hier debattiert
wird. Aber darliber kdnnen wir noch einmal am
Rande reden.

Das Motto "Alles unter einem Dach" hat unglaub-
lich Charme, niemand geht verloren, jeder wird zu-
stimmen. Ich erinnere aber daran, dass der ehe-
malige Burgermeister Scholz einmal deutlich das
Ziel ausgesprochen hat: jedem Jugendlichen einen
Ausbildungsplatz. Das ist sehr viel mehr als zu sa-
gen, wir identifizieren jetzt alle Jugendlichen. Das
ist gerade die Herausforderung, darlber hinaus
festzustellen, welche individuellen Bedarfe sie ha-
ben. Und wenn man in den Evaluationsbericht hin-
einschaut, dann wird man schon feststellen, dass
da wirklich noch Luft nach oben ist.

Ich finde, dass es da wirklich noch einmal lohnt,
genau hinzugucken. Wir haben die Situation, dass
in der Jugendberufsagentur finf Akteure mit vier
unterschiedlichen Rechtskreisen zusammenarbei-
ten. Das war von Anfang an eine Riesenherausfor-
derung. Und man stellt jetzt auch fest in dem Be-
richt, dass es nach wie vor eine Herausforderung
ist. Es gibt durchaus, wenn man in den Bericht
sieht, auch Umfrageergebnisse. Und da sagen
zwei Drittel aller befragten Lehrkrafte, dass sie sich
mehr Austausch winschen, dass sie sich mehr
Zeit winschen und dass sie sich auch mehr Zeit
winschen gerade fir die Jugendlichen, die noch
unversorgt sind, die eben nicht sofort eine Per-
spektive haben, die auch durchaus multiple Pro-
blemlagen haben, wo man sich noch mehr Zeit
nehmen misste, um zu Uberlegen, was man tun
kann. Und es sagen 70 Prozent der befragten
Lehrkrafte, dass die Qualitat der BOSO-Angebote
sich deutlich verbessern muss.

(Vizeprasidentin Christiane Schneider Uber-
nimmt den Vorsitz.)

Also es reicht nicht, glaube ich, hier so ein
bisschen an der Oberflache zu kratzen, sondern
man muss wirklich auch deutlich in den Bericht hin-
eingehen und sich die Ergebnisse anschauen. Wir
wissen, dass es datenschutzrechtlich immer noch
ein groRes Problem ist, die Rechtskreise miteinan-
der zu verschranken im Sinne der jungen Men-
schen. Auch damit miissen wir uns im Ausschuss
noch einmal naher befassen.

Auch bei der Zielgruppenerreichung wird deutlich,
dass 31 Prozent der befragten Schiilerinnen sa-
gen, sie kennen die JBA gar nicht, obwonhl sie ei-
gentlich alle im BOSO-Unterricht waren an ihren
Schulen. Das, finde ich, ist schon erstaunlich.
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62 Prozent erwarten gar nicht, dass sie dort Hilfe
bekommen. Auch da misste man einmal eruieren,
woran das eigentlich liegt.

Zum Schluss mochte ich noch einmal deutlich sa-
gen, dass ich es unmdglich finde, die jungen Men-
schen als Kunden zu bezeichnen, das ist Hartz-IV-
Sprech, das geht Gberhaupt nicht, das sind junge
Menschen, das sind Schilerinnen und Schiiler,
das sind keine Kunden.

(Zuruf von Dirk Kienscherf SPD)

Ich méchte auch darauf hinweisen, dass die Ein-
gangszonen in der JBA ein Problem sind, weil die
Eingangszonen nicht daflr sorgen, dass es eine
Vertraulichkeit gibt. Die jungen Menschen mussen
schon in der Eingangszone ihre Anliegen vortra-
gen. Gerade die jungen Menschen, die im
SGB VIl unterwegs sind, die also Unterstitzung
brauchen von der Jugendhilfe, haben oft Schwie-
rigkeiten, sich da schon in dieser Eingangszone zu
positionieren. Auch das missen wir noch einmal
besprechen.

Zum guten Schluss sehr kurz noch die Einlassung:
Sanktionen gehdren abgeschafft. Das fihrt nur da-
zu, dass die jungen Menschen — gerade die, die
wirklich herausfordernde Lebenssituationen ha-
ben — verloren gehen und man sie eben gerade
nicht mehr im Blick hat. Das endet oft in der Ob-
dachlosigkeit, und das wollen wir alle nicht. — Vie-
len Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Boeddinghaus. — Fur die FDP-Fraktion
erhalt nun Frau Nicolaysen das Wort.

Christel Nicolaysen FDP:* Sehr geehrte Frau
Prasidentin, meine Damen und Herren! Auch wir
Liberale begrifRen die Erfolge aus den sechs Jah-
ren Jugendberufsagentur. Die Kooperation der finf
Partner aus Arbeitsagentur Hamburg, Jobcenter,
HIBB, Bezirksamtern und BASFI hat sich dabei als
fruchtbare Einrichtung erwiesen, um junge Men-
schen beim Ubergang in Ausbildung und Beschéf-
tigung zu unterstitzen. Die dadurch geschaffene
Transparenz Uber den Verbleib der Jugendlichen
nach Verlassen der allgemeinbildenden Schulen
und die Zahlen des direkten Ubergangs von der
Schule in eine Ausbildung sind insgesamt erfreu-
lich. Wir Liberale pflichten auch gern der UVNord
hinsichtlich ihrer Forderung bei, das gute und star-
ke Engagement der Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter in den regionalen Standorten noch starker her-
vorzuheben und zu férdern. Bei allem Lob gibt es
in einzelnen Bereichen natirlich noch Verbesse-
rungsbedarf. Hier schlieBen wir uns insbesondere
den Forderungen von Handwerkskammer und
Handelskammer an.

Ein Wermutstropfen ist, dass der Anteil der in eine
duale Ausbildung ubergehenden jungen Menschen
Uber die vergangenen funf bis zehn Jahre insge-
samt stark gesunken ist; das wurde schon mehr-
mals angesprochen. Gleichzeitig ist der Anteil Stu-
dierender stark gestiegen, und das vor dem Hinter-
grund, dass Abbruchquoten an den Universitaten
sehr deutlich Uber denen der dualen Ausbildung
liegen. Hier stellt sich die Frage, ob die berufliche
Orientierung vieler Schulabganger tatsachlich aus-
reichend ist. Der politische Trend des Abiturs fiir
alle und des Studierens um jeden Preis versperrt
den Blick auf die Chancen einer dualen Berufsaus-
bildung.

(Beifall bei der FDP)

Die steigenden Studienabbrecherzahlen sollten
hier eine Mahnung sein. Auch die Qualitatsunter-
schiede der neu geschaffenen Berufsorientierung
in der Sekundarstufe Il an Gymnasien und Stadt-
teilschulen sind noch zu grof3. Wer zudem noch die
Inklusion férdern mdchte, darf sich dabei nicht nur
auf die FérdermaRnahmen in den Berufsschulen
konzentrieren. In der dualen Berufsausbildung ist
deshalb ein engmaschiges und unburokratisches
Unterstiitzungssystem auch fur kleinere und mittle-
re Betriebe bei der Ausbildung von inklusiven Ju-
gendlichen erforderlich. Zudem sollte Hamburg ge-
rade bei seinen eigenen stadtischen Unterneh-
mensbeteiligungen bei der Inklusion von Auszubil-
denden mit Behinderungen ein Vorbild sein.

Ein weiterer Wermutstropfen ist die steigende Zahl
unbesetzter Ausbildungsplatze. Die Anzahl der ab-
geschlossenen Ausbildungsvertrage stagniert. Die
Anzahl unversorgter Bewerber ohne Alternative ist
in den letzten sechs Jahren auf relativ konstantem
Niveau geblieben, und das alles vor dem Hinter-
grund der sehr guten konjunkturellen Lage. Insge-
samt sind die Zahlen dieser Evaluation durchaus
erfreulich. Zu beachten ist jedoch, dass wir uns
derzeit in einer exzellenten wirtschaftlichen Phase
befinden. Deshalb ist sicherzustellen, dass die
Zahlen kunftig auch in wirtschaftlich schwacheren
Zeiten weiter gut bleiben. — Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Nicolaysen. — Fur die AfD-Fraktion er-
halt nun Herr Feineis das Wort.

Harald Feineis AfD: Frau Prasidentin, liebe Kolle-
ginnen und Kollegen! Die Etablierung der Jugend-
berufsagentur war gut, ist gut und wird weiterhin
gut bleiben, wenn weiter daran gearbeitet wird,
auch die dunklen Schatten wegzubekommen und
das, was offensichtlich ist, ein Stlick weit besser zu
machen. Es ist ein guter Schritt gewesen, denn es
gibt nicht nur die Arbeitsvermittler, sondern auch
die Sozialpddagogen und die Psychologen, die
helfen, den jungen Leuten bis 25 mit Vermittlungs-
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hindernissen und Problemen zu helfen, wirklich ih-
ren Weg zu finden.

Wenn wir uns die Jugendlichen anschauen oder
die jungen Leute, dann soll bis zum 25. Lebensjahr
eine Hilfestellung gegeben werden, aber wie wir in
dem Bericht sehen, werden die Abiturienten in der
Mitteilung des Hamburger Senats ausgeschlossen.
Diese werden in der Mitteilung die Unversorgten
genannt und nicht Abiturienten als versorgt. Das
bedeutet flr uns den Ausschluss der Abiturienten.
Auch wenn sie das sogenannte BOSO-Programm,
also das Berufs- und Studienorientierungspro-
gramm, durchlaufen, weil3 nur, wie wir gehort ha-
ben, ein geringer Teil der Abiturienten, was die Ju-
gendarbeitsagentur eigentlich leisten kann oder
woflr sie steht. Jene, die eventuell in sehr schwie-
rigen Verhaltnissen leben, kommen nicht weiter,
sind allein und es wird ihnen nicht geholfen.

Insgesamt kann anhand der Evaluation erkannt
werden, dass die Meinung der Adressaten kaum
bis gar nicht eingeholt wird. In Zukunft sollten hier
unbedingt auch Evaluationen und Befragungen der
jungen Leute erfolgen, um vielleicht tatsachlich
bessere Handlungskonzepte berufsorientierter zu
entwickeln.

Zu guter Letzt mussten auch hier die vielfachen
Grunde ermittelt werden, warum es so eine hohe
Fluktuation bei der Jugendberufsagentur gibt. Le-
sen Sie zum Beispiel die Rezension der Jugendbe-
rufsagentur in Wandsbek. Die Jugendlichen fiihlen
sich nicht gut behandelt, Unfreundlichkeit und lan-
ge Wartezeiten ziehen sich hier durch wie ein roter
Faden. Es gibt noch viel zu tun und ich freue mich
auf die Gesprache im Sozialausschuss. — Vielen
Dank.

(Beifall bei der AfD)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Herr Feineis. — Das Wort erhalt nun Frau
Senatorin Dr. Leonhard.

Senatorin Dr. Melanie Leonhard: Sehr geehrte
Frau Prasidentin, meine Damen und Herren! Erlau-
ben Sie mir, noch einige kurze Worte zu dieser
Drucksache zu sagen. Es ist in der Tat so und
auch schon erwahnt worden, als wir uns 2012 auf
den Weg gemacht haben, die Jugendberufsagen-
tur aus der Taufe zu heben, standen wir vor fol-
gender Situation: Nur 25 Prozent der Schulabgan-
gerinnen und Schulabganger nach einem ersten
oder einem mittleren Bildungsabschluss haben ei-
ne Ausbildung angetreten. Von den allermeisten
wussten wir Uberhaupt nicht, was sie nach der
Schule machen. Sind sie versorgt in anderen MalR3-
nahmen, streben sie einen weiteren Schulab-
schluss an, wollen sie moglicherweise studieren
oder wissen sie einfach auch noch gar nicht, was
sie tun? Das war ein Zustand, von dem wir wuss-
ten, dass er nicht gut ist, nicht nur vor dem Hinter-

grund, dass wir bald jeden am Arbeitsmarkt brau-
chen werden, sondern vor allen Dingen vor dem
Hintergrund, dass wir uns vorgenommen haben,
dass jeder eine richtige und echte Chance verdient
hat, auf dem Arbeitsmarkt Ful zu fassen, auch
wenn er daflr unsere Hilfe braucht an dieser Stel-
le.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Deswegen haben sich 2012 nicht weniger als finf
Akteure, das ist auch schon genannt worden, auf
den Weg gemacht, die Agentur fir Arbeit, Jobcen-
ter, team.arbeit.hamburg, das Hamburger Institut
fur Berufliche Bildung, die Bezirksdmter und diver-
se kommunale Bildungsangebote an dieser Stelle.
Da ist es auch richtig, dass man nach funf Jahren
einmal Station macht und schaut, wie denn die ers-
ten Meilensteine, die wir uns vorgenommen haben,
erreicht worden sind. Was hat denn tatsachlich gut
geklappt? Man muss sagen, durch das von vielen
auch ein bisschen diffamierte Konzept — das doch
lautete, wir schreiben jeden an, jeder muss uns sa-
gen, was er machen mochte danach, wenn er sich
nicht aktiv meldet, bekommt er auch einen Anruf
und gegebenenfalls einen Hausbesuch — hat sich
Folgendes gezeigt: Tatsachlich flhlten sich diejeni-
gen Jugendlichen, die damit konfrontiert worden
sind, besonders gut angesprochen. Es gab die Re-
aktion, tatsachlich will einmal jemand wissen, wo
ich bleibe an dieser Stelle. Diejenigen konnten
dann in der Jugendberufsagentur beraten werden
und entweder Uber AV-Dual oder andere Mal3nah-
men, zum Teil ungeférdert, in ein richtiges Ausbil-
dungsverhaltnis tbergehen.

Die Zahl derjenigen Jugendlichen, die heute einen
Ausbildungsplatz nach der Schule haben, liegt in-
zwischen, das haben viele schon gesagt, bei
40 Prozent. Gleichwohl ist eine Evaluation immer
ein Meilenstein und man macht sie auch, um zu er-
fahren, was vielleicht noch nicht optimal lauft. Auch
das ist eben schon angesprochen worden. Es wird
mehr Vernetzung und auch mehr Austausch Uber
die Jugendlichen, die die Jugendberufsagentur in
Anspruch nehmen, gewilinscht. Da muss man sa-
gen, vieles werden wir miteinander im Ausschuss
beraten, was mdglicherweise auch dazu beitragt,
den zu erreichen.

Aber man muss hier offen sagen, wir haben auch
Grenzen, und zwar haben wir uns nichts weniger
vorgenommen, als endlich einmal rechtskreisiber-
greifend zu arbeiten. Nicht nur die Jugendhilfe in
ihren Zustandigkeiten, die Arbeitsagentur wieder in
ihren eigenen, das Jobcenter in anderen und wir
als Behorde womdglich noch in dritten, sondern al-
le zusammen. Da sind uns gesetzlich zurzeit ein-
fach noch klare Hirden auferlegt. Moglicherweise
missen wir auch dariber ins Gesprach kommen,
wie wir die einmal aus dem Weg rdumen, damit wir
die Lebenslage, in der die jungen Menschen sich
befinden, wirklich von allen Seiten gut anschauen
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und uns austauschen kénnen, um dann fir Ju-
gendliche ein passgenaues Angebot zu machen.
Manchmal geht es namlich auch darum, zum Bei-
spiel die Wohnsituation mit zu regeln, damit man in
die Lage kommt, sich eine eigene Ausbildung
Uberhaupt vorstellen zu kénnen. Ich freue mich auf
die Beratung, ich glaube, das wird sehr konstruk-
tiv. — Danke.

(Beifall bei der SPD und den GRUNEN)

Vizeprasidentin Christiane Schneider: Vielen
Dank, Frau Senatorin. — Wenn keine weiteren
Wortmeldungen vorliegen, kommen wir zur Ab-
stimmung.

Wer also mochte zunachst die Drucksache
21/15570 an den Ausschuss flr Soziales, Arbeit
und Integration Uberweisen? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist bei einer Gegenstimme ange-
nommen.

Wer dariber hinaus die Drucksache mitberatend
an den Schulausschuss Uberweisen mdchte, den
bitte ich nun um das Handzeichen. — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren nicht angenommen worden.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 71,
Antrag der GRUNEN und der SPD-Fraktion: Ham-
burg wird Fahrradstadt — Radverkehrsinfrastruktur
ausbauen: Mehr Fahrradbligel und Luftstationen.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Hamburg wird Fahrradstadt — Radverkehrsin-
frastruktur ausbauen: Mehr Fahrradbiigel und
Luftstationen

— Drs 21/15618 —]

[Antrag der FDP-Fraktion:

Eine Verkehrspolitik fiir alle Hamburger — Fahr-
radinfrastruktur ausbauen und Parkraum erhal-
ten

— Drs 21/15791 -]

[Antrag der CDU-Fraktion:

Keine Luftnummer bei Luftstationen und Fahr-
radbiigeln — Zusatzliche Bedarfe ermitteln, Kos-
ten benennen, Versorgungsliicken schlieRen

— Drs 21/15813 -]

Hierzu liegen Ihnen als Drucksachen 21/15791
und 21/15813 ein Antrag der FDP-Fraktion sowie
ein Antrag der CDU-Fraktion vor. Die Fraktionen
sind Ubereingekommen, die Debatte nicht zu flih-
ren. Wir kommen also zur Abstimmung in der Sa-
che und beginnen mit dem Antrag der CDU-Frakti-
on aus Drucksache 21/15813.

Wer mochte diesem Antrag folgen? — Die Gegen-
stimmen. — Enthaltungen? — Damit ist der Antrag
bei einigen Enthaltungen und einigen Gegen-
stimmen abgelehnt.

Nun zum Antrag der FDP-Fraktion aus Drucksache
21/15791.

Wer moéchte diesem seine Zustimmung geben? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der
Antrag mit Mehrheit abgelehnt.

SchlieRlich zum Antrag von SPD und GRUNEN
aus Drucksache 21/15618.

Wer mochte sich dem Antrag anschlielen? — Die
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der An-
trag angenommen.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 55, Antrag
der CDU-Fraktion: Anderung des Hamburgischen
Beamtenversorgungsgesetzes (HmbBeamtVG)
§ 17 HmbBeamtVG — Voriibergehende Erhéhung
des Ruhegehaltssatzes, um die Versorgungsliicke
Geschiedener bis zum 67. Lebensjahr zu schlie-
Ren.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Anderung des Hamburgischen Beamtenversor-
gungsgesetzes (HmbBeamtVG) § 17 HmbBe-
amtVG — Voriibergehende Erh6hung des Ruhe-
gehaltssatzes, um die Versorgungsliicke Ge-
schiedener bis zum 67. Lebensjahr zu schlie-
Ren

— Drs 21/15587 -]

Auch hier sind die Fraktionen Ubereingekommen,
die Debatte nicht zu flihren. Wir kommen also
gleich zur Abstimmung.

Wer moéchte den Antrag der CDU-Fraktion aus
Drucksache 21/15587 an den Haushaltsausschuss
Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist die Uberweisung angenommen.

Wir kommen nun zum Tagesordnungspunkt 8,
Drucksachen 21/15463 bis 21/15467: Berichte des
Eingabenausschusses.

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/15463 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/15464 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
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7036 Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 91. Sitzung am 16. Januar 2019

(Vizeprasidentin Christiane Schneider)

— Drs 21/15465 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/15466 -]

[Bericht des Eingabenausschusses:
Eingaben
— Drs 21/15467 -]

Ich beginne mit dem Bericht 21/15463.

Wer mochte sich hier zunachst den Empfehlungen
anschlieBen, die der Eingabenausschuss zu den
Eingaben 1678/18 und 1849/18 abgegeben hat? —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist den
Empfehlungen gefolgt.

Wer méchte dann den Empfehlungen zu den Ein-
gaben 355/18 sowie 586/18 folgen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Auch hier wurde den
Empfehlungen gefolgt.

Wer schlie8t sich darliber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Uubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Nun zum Bericht 21/15464.

Wer mochte sich den Empfehlungen anschlielen,
die der Eingabenausschuss zu den Einga-
ben 564/18 und 1214/18 abgegeben hat? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Das war die Mehr-
heit.

Wer mochte dann der Empfehlung zur Einga-
be 1108/18 folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch das war die Mehrheit.

Wer stimmt nun den Empfehlungen zu den Einga-
ben 198/18 sowie 961/18 zu? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Das war einstimmig bei einigen
Enthaltungen.

Wer schlie3t sich darliber hinaus den Empfehlun-
gen zu den ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Weiter zum Bericht 21/15465.

Wer mochte sich hier zunachst der Empfehlung
anschlieBen, die der Eingabenausschuss zu der
Eingabe 1184/18 abgegeben hat? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das ist die Mehrheit gewe-
sen.

Wer mochte dann der Empfehlung zur Einga-
be 742/18 folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Auch das war die Mehrheit.

Wir haben dann Uber die folgenden Eingaben ab-
zustimmen: 1092, 1093, 1114, 1126 und 1141, alle
aus 2018.

Wer méchte sich hierzu den Empfehlungen des
Eingabenausschusses anschlielen? — Gegenpro-

be. — Enthaltungen? — Damit sind die Empfehlun-
gen angenommen bei einigen Enthaltungen.

Wer méchte dartber hinaus den Empfehlungen zu
den dubrigen Eingaben seine Zustimmung ge-
ben? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das war
einstimmig.

Jetzt zum Bericht 21/15466.

Wer mochte zunachst der Empfehlung zur Einga-
be 2042/18 folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das war die Mehrheit.

Wer stimmt dann der Empfehlung zur Einga-
be 385/18 zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Das war einstimmig bei einigen Enthaltungen.

Wer mdchte nun noch den Empfehlungen zu den
Eingaben 535, 547, 1852, 1961 sowie 2043, alle
aus 2018, folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Das ist bei einigen Enthaltungen angenom-
men.

Wer schlief3t sich dariiber hinaus den Empfehlun-
gen zu den ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Wir kommen dann schlieBlich zum Bericht
21/15467, zunachst zu Ziffer 1.

Wer mdchte sich hier der Empfehlung zu der Ein-
gabe 1090/18 anschlielten? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist die Empfehlung angenom-
men worden bei etlichen Enthaltungen.

Wer dann den Empfehlungen zu den Einga-
ben 594, 867, 1083, 1115, 1117 und 1127 aus
dem Jahre 2018 folgen mochte, den bitte ich nun
um das Handzeichen. — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist den Empfehlungen mit einigen
Enthaltungen einstimmig gefolgt.

Wer schlie3t sich dariiber hinaus den Empfehlun-
gen zu den Ubrigen Eingaben an? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Das war einstimmig.

Dann stelle ich noch fest, dass die Burgerschaft
von den Ziffern 2 bis 4 Kenntnis genommen hat.

Die in der Geschaftsordnung fiir bestimmte Punkte
der Tagesordnung vorgesehene

Sammeliibersicht™
haben Sie erhalten.

Ich stelle nun zunachst fest, dass die Burgerschaft
die unter A aufgefuhrten Drucksachen zur Kennt-
nis genommen hat.

Wer stimmt den Uberweisungsbegehren unter B
zu? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
dem Uberweisungsbegehren gefolgt.

***Sammelibersicht siehe Seite 7049 ff.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15465
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15466
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15467
JaussSa
Schreibmaschinentext
***Sammelübersicht siehe Seite 7049 ff.
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Wer schliel3t sich der Ausschussempfehlung un-
ter C an? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Das
war einstimmig.

Wer stimmt schliellich dem Verlangen auf Bespre-
chung nach Paragraf 20 Absatz 2 Satz 5 unserer
Geschaftsordnung unter D zu? — Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Auch das war einstimmig.

Wir kommen zu Punkt 11, Grole Anfrage der
CDU-Fraktion: Lissabon-Strategie — Erreicht Ham-
burg bei den FUE-Ausgaben das 3-Prozent-Ziel?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Lissabon-Strategie — Erreicht Hamburg bei den
FuE-Ausgaben das 3-Prozent-Ziel?

— Drs 21/14903 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Ausschuss fiir Wissenschaft und Gleichstel-
lung Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist das Uberweisungsbe-
gehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist nicht der
Fall. — Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft
von der GroRen Anfrage aus Drucksache
21/14903 ohne Besprechung Kenntnis genommen
hat.

Ich rufe Punkt 13 auf, Groflte Anfrage der Fraktion
DIE LINKE: Zeugen- und Zeuginnenbetreuung,
psychosoziale Prozessbegleitung und Nebenklage-
erhebung in Hamburg.

[GroRe Anfrage der Fraktion DIE LINKE:
Zeugen-/-innenbetreuung, psychosoziale Pro-
zessbegleitung und Nebenklageerhebung in
Hamburg

— Drs 21/15081 -]

Diese Drucksache mochte die Fraktion DIE LINKE
federfihrend an den Ausschuss fiir Justiz und Da-
tenschutz sowie mitberatend an den Ausschuss fiir
Soziales, Arbeit und Integration Gberweisen.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Das ist der Fall. —
Wer unterstitzt das?

Muss man das auszahlen? Nein, das scheint mir
ausreichend. Reicht nicht? Ich mdchte das einfach
wiederholen, damit sich alle deutlich melden.

Wer unterstltzt das Begehren? — FDP, CDU und
LINKE, das reicht. — Dann wird die Besprechung

der Drucksache 21/15081 flr die nachste Sitzung
vorgesehen.

Aufruf Punkt 17, GroRRe Anfrage der CDU-Fraktion:
Wie verankert ist die Zirkuskultur in Hamburg?

[GroBe Anfrage der CDU-Fraktion:
Wie verankert ist die Zirkuskultur in Hamburg?
— Drs 21/15435 -]

Diese Drucksache mochte die CDU-Fraktion an
den Kulturausschuss tberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist das Begehren abgelehnt.

Wird Besprechung beantragt? — Wer unterstitzt
das? — Das reicht. — Dann wird die Besprechung
der Drucksache 21/15435 firr die nachste Sitzung
vorgesehen.

Wir kommen zu Punkt 18, Senatsantrag: Mandate
von Mitgliedern des Senats in hamburgischen 6f-
fentlichen Unternehmen.

[Senatsantrag:

Mandate von Mitgliedern des Senats in ham-
burgischen 6ffentlichen Unternehmen

— Drs 21/15133 -]

Wer mdchte zu diesem Antrag das Einvernehmen
nach Artikel 40 Absatz 2 der Verfassung der Freien
und Hansestadt Hamburg herstellen? — Gegenpro-
be. — Enthaltungen? — Bei einer Enthaltung ist dem
zugestimmt worden.

Wir kommen zu Punkt 21, Senatsmitteilung: Stel-
lungnahme des Senats zu den Ersuchen der Bur-
gerschaft: Errichtung der Hamburgischen Investiti-
ons- und Foérderbank sowie Evaluierung der Inves-
titions- und Férderbank — Bereiche Wirtschaft und
Innovation.

[Senatsmitteilung:

Evaluierung der Hamburgischen Investitions-
und Forderbank:

Stellungnahme des Senats zum Ersuchen der
Biirgerschaft vom 27. Marz 2013 "zu Drucksa-
che 20/6335 Errichtung der Hamburgischen In-
vestitions- und Forderbank (IFB)" (Drucksache
20/7388) sowie Stellungnahme des Senats zum
Ersuchen der Biirgerschaft vom 28. Juni 2017
"Evaluierung der Hamburgischen Investitions-
und Forderbank (IFB) — Bereiche Wirtschaft
und Innovation” (Drucksache 21/9449)

— Drs 21/15571 -]


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/14903
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15081
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15435
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15133
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15571
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Hierzu liegt vonseiten der SPD und GRUNEN ein
Antrag auf Uberweisung federfiihrend an den Aus-
schuss flr Wirtschaft, Innovation und Medien so-
wie mitberatend an den Ausschuss fir Umwelt und
Energie vor. Die Fraktion DIE LINKE mdchte diese
Drucksache federflhrend an den Haushaltsaus-
schuss und mitberatend an den Stadtentwicklungs-
ausschuss Uberweisen. Und die FDP-Fraktion
wiinscht die Uberweisung federfiihrend an den
Ausschuss Offentliche Unternehmen sowie mitbe-
ratend an den Stadtentwicklungsausschuss sowie
den Ausschuss fiir Wirtschaft, Innovation und Me-
dien.

Wer also mdchte nun zunachst die Drucksache
21/15571 federfiuhrend an den Haushaltsaus-
schuss und mitberatend an den Stadtentwicklungs-
ausschuss Uberweisen? — Die Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist diesem Uberweisungsbe-
gehren nicht gefolgt.

Wer mdchte dann diese Drucksache federfihrend
an den Ausschuss fiir Offentliche Unternehmen so-
wie mitberatend an die flr Stadtentwicklung und
Wirtschaft zustédndigen Ausschisse Uberweisen? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist auch
diesem Uberweisungsbegehren nicht gefolgt.

Wer schlielBlich die Drucksache federfiihrend an
den Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und Me-
dien sowie mitberatend an den Ausschuss fiir Um-
welt und Energie Uberweisen mdchte, den bitte ich
nun um das Handzeichen. — Die Gegenprobe. —
Enthaltungen? — Damit ist die Drucksache (ber-
wiesen.

Wir kommen zu Punkt 22, Senatsmitteilung: Stel-
lungnahme des Senats zu dem Ersuchen der Bir-
gerschaft vom 27. September 2017 "Vision Zero —
Konzept fir mehr Verkehrssicherheit in Hamburg".

[Senatsmitteilung:

Stellungnahme des Senats zu dem Ersuchen
der Biirgerschaft vom 27. September 2017 "Vi-
sion Zero — Konzept fiir mehr Verkehrssicher-
heit in Hamburg"

— Drs 21/15572 -]

Die Frak_t_ionen der LINKEN und der FDP beantra-
gen die Uberweisung der Drucksache an den Ver-
kehrsausschuss.

Wer mdchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dies ist
abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Burgerschaft von der
Senatsmitteilung aus Drucksache 21/15572 Kennt-
nis genommen hat.

Punkt 23, Senatsmitteilung: Verkehrsflussoptimie-
rung durch verbesserte Koordinierung.

[Senatsmitteilung:

Verkehrsflussoptimierung durch verbesserte
Koordinierung

— Drs 21/15573 -]

Die Fraktionen der CDU und der FDP mochten die-
se Drucksache an den Verkehrsausschuss Uber-
weisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Das ist abgelehnt.

Dann stelle ich fest, dass die Biirgerschaft auch
von der Senatsmitteilung aus Drucksache
21/15573 Kenntnis genommen hat.

Jetzt kommt Punkt 25, Unterrichtung durch die
Prasidentin:  Birgerschaftliche Ersuchen vom
31. Marz 2016 und 14. April 2016: "Zentren fir Al-
tersmedizin in den Bezirken aufbauen" und "Alters-
zahnmedizin in Hamburg férdern".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Biirgerschaftliche Ersuchen vom 31. Marz 2016
und 14. April 2016: "Zentren fiir Altersmedizin
in den Bezirken aufbauen" — Drs. 21/3695 und
"Alterszahnmedizin in Hamburg foérdern"
Drs. 21/4047

— Drs 21/15131 -]

Hierzu liegt vonseiten der CDU-Fraktion ein Antrag
auf Uberweisung an den Gesundheitsausschuss
vOor.

Wer méchte diesem Uberweisungsbegehren fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist
das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Birgerschaft von der Un-
terrichtung aus Drucksache 21/15131 Kenntnis ge-
nommen hat.

Wir kommen zu Punkt 31, Unterrichtung durch die
Prasidentin: Zwischenbericht zu den Birgerschaft-
lichen Ersuchen vom 20. Januar 2016 und
29. Marz 2017: Planung der S-Bahn-Linie S4, Fort-
setzung der Planung unter Verwendung von Zu-
weisungen des Bundes und "Landtag und Birger-
schaft bekennen sich zur S4 und fordern Unterstit-
zung des Bundes".

[Unterrichtung durch die Prasidentin der Biir-
gerschaft:

Zwischenbericht zu den Biirgerschaftlichen Er-
suchen vom 20. Januar 2016 und 29. Marz


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15572
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15573
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15131
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2017:

"Bericht des Haushaltsausschusses uber die
Drucksache 21/2174: Planung der S-Bahn-Linie
S4 - Fortsetzung der Planung — unter Verwen-
dung von Zuweisungen des Bundes gem. § 5
Regionalisierungsgesetz" — Drs. 21/2665 und
"Landtag und Biirgerschaft bekennen sich zur
S4 und fordern Unterstiitzung des Bundes" —
Drs. 21/8347

— Drs 21/15524 -]

Die FDP-Fraktion mochte diese Drucksache an
den Verkehrsausschuss Uberweisen.

Wer mochte so verfahren? — Gegenprobe. — Ent-
haltungen? — Damit ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Ich stelle fest, dass die Biirgerschaft von der Un-
terrichtung aus Drucksache 21/15524 Kenntnis ge-
nommen hat.

Wir kommen zum Punkt 36, Bericht des Verkehrs-
ausschusses: Staus schon vor den Stadttoren
stoppen — HVV-Tarifring C auf Buchholz, Buxtehu-
de und Winsen ausweiten, Pendlern die "Offis"
schmackhaft machen.

[Bericht des Verkehrsausschusses liber die
Drucksache 21/12601:

Staus schon vor den Stadttoren stoppen -
HVV-Tarifring C auf Buchholz, Buxtehude und
Winsen ausweiten, Pendlern die "Offis"
schmackhaft machen

— Drs 21/15187 -]

Wer mochte hier der Ausschussempfehlung fol-
gen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Es war fur
mich nicht zu erkennen, wie die Mehrheit ist, das
war ein so zaghaftes Melden. — Dann ist der Aus-
schussempfehlung gefolgt worden.

Es war wirklich wenig Beteiligung, das ist dann von
hier oben nicht immer sehr Gbersichtlich.

Punkt 40, Bericht des Verkehrsausschusses: Dem
Baustellenfrust den Zahn ziehen — Mehr Transpa-
renz und Verstdndnis durch eine Baustellen-App
nach Berliner Vorbild.

[Bericht des Verkehrsausschusses liber die
Drucksache 21/13253:

Dem Baustellenfrust den Zahn ziehen — Mehr
Transparenz und Verstédndnis durch eine Bau-
stellen-App nach Berliner Vorbild

— Drs 21/15489 -]

Wer sich hier der Ausschussempfehlung anschlie-
Ren mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. —

Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der Aus-
schussempfehlung gefolgt.

Jetzt kommen wir zu Punkt 45, Bericht des Kultur-
ausschusses: Unabhangige Prifung der Vernich-
tung von mehr als 1 Million arztlicher Todesbe-
scheinigungen im Staatsarchiv.

[Bericht des Kulturausschusses iiber die
Drucksache 21/14518:

Unabhédngige Prifung der Vernichtung von
mehr als 1 Million arztlicher Todesbescheini-
gungen im Staatsarchiv

— Drs 21/15453 -]

Wer mdochte hier der Empfehlung des Kulturaus-
schusses folgen? — Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Damit ist der Empfehlung gefolgt.

Punkt 46, Bericht des Ausschusses Offentliche Un-
ternehmen: Bilrgerschaftliches Ersuchen vom
7. September 2016: Hamburger Beteiligungsver-
waltung gut aufstellen und die Empfehlungen des
Rechnungshofes umsetzen.

[Bericht des Ausschusses Offentliche Unter-
nehmen liber die Drucksache 21/14873:
Biirgerschaftliches Ersuchen vom 7. Septem-
ber 2016: Hamburger Beteiligungsverwaltung
gut aufstellen und die Empfehlungen des Rech-
nungshofes umsetzen — Drs. 21/5113 (Unter-
richtung durch die Prasidentin)

— Drs 21/15487 -]

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Weiterentwicklung der Hamburger Beteili-
gungsverwaltung — Empfehlungen aus der Or-
ganisationsuntersuchung umsetzen - parla-
mentarische Begleitung des Projekts si-
cherstellen

— Drs 21/15793 -]

Es liegt hierzu als Drucksache 21/15793 ein ge-
meinsamer Antrag der Fraktionen der SPD und der
GRUNEN vor.

Wer mochte diesem seine Zustimmung geben? —
Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist jeden-
falls dem Antrag zugestimmt worden mit Mehrheit.

(Zuruf)

— Okay, das ist schon, aber nachstes Mal machen
Sie das durch Meldung klar und nicht durch Weg-
gucken.


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15524
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Abschlielend stelle ich fest, dass die im Bericht
des Ausschusses Offentliche Unternehmen emp-
fohlene Kenntnisnahme erfolgt ist.

Wir kommen zu Punkt 48, Bericht des Haushalts-
ausschusses: Neuordnung und Optimierung des
Immobilienmanagements — Ubertragung von Ge-
werbeimmobilien aus dem Allgemeinen Grundver-
mogen an die stadtische Sprinkenhof GmbH.

[Bericht des Haushaltsausschusses iliber die
Drucksache 21/14986:

Neuordnung und Optimierung des Immobilien-
managements — Ubertragung von Gewerbeim-
mobilien aus dem Allgemeinen Grundvermoé-
gen an die stadtische Sprinkenhof GmbH (Se-
natsantrag)

— Drs 21/15579 -]

Wer sich hier der Ausschussempfehlung anschlie-
Ren mdchte, den bitte ich um das Handzeichen. —
Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Damit ist der
Ausschussempfehlung gefolgt.

Es bedarf hierzu einer zweiten Lesung.

Stimmt der Senat einer sofortigen zweiten Lesung
zu?

(Der Senat gibt seine Zustimmung zu erken-
nen.)

Das ist der Fall. Gibt es Widerspruch aus dem
Haus? — Den sehe ich nicht.

Wer will den soeben in erster Lesung gefassten
Beschluss auch in zweiter Lesung fassen? — Ge-
genprobe. — Enthaltungen? — Dann ist das damit
auch in zweiter Lesung und somit endglltig be-
schlossen worden.

Wir kommen zu Punkt 51, Antrag der FDP-Frakti-
on: Der Einsatz biometrischer Gesichtserkennung
bei der Strafverfolgung erfordert eine spezifische
Rechtsgrundlage.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Der Einsatz biometrischer Gesichtserkennung
bei der Strafverfolgung erfordert eine spezifi-
sche Rechtsgrundlage

— Drs 21/15581 -]

Zunachst beantragt die FDP-Fraktion hierzu die
Uberweisung der Drucksache an den Ausschuss
fur Justiz und Datenschutz.

Wer mochte sich dem anschlieen? — Die Gegen-
probe. — Enthaltungen? — Damit ist das Uberwei-
sungsbegehren abgelehnt.

Wiederum seitens der FDP liegt nun ein Antrag auf
Uberweisung an den Innenausschuss vor.

Wer méchte also diesem Uberweisungsbegehren
folgen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Auch dieses Uberweisungsbegehren ist abgelehnt
worden.

Mir ist mitgeteilt worden, dass aus den Reihen der
FDP-Fraktion gemaR Paragraf 26 Absatz 6 unserer
Geschéaftsordnung das Wort begehrt wird. — Herr
Jarchow, Sie haben es fiir maximal drei Minuten.

Carl-Edgar Jarchow FDP: Frau Prasidentin, mei-
ne Damen und Herren! Ich méchte auf diesem We-
ge der Geschéaftsordnung mich noch einmal kurz
zu Wort melden, um einige Anmerkungen zu unse-
rem Antrag zum Einsatz biometrischer Gesichtser-
kennung zu machen. Wahrend der Senat gegen-
Uber dem Datenschutzbeauftragten sowie gegen-
uber der Offentlichkeit immer wieder die enorme
Wichtigkeit dieses Instruments der Gesichtserken-
nungstechnik betont, scheint das Thema den Re-
gierungsfraktionen offenbar nicht ganz so wichtig
zu sein, genauso wenig wie die damit verbunde-
nen Grundrechtsfragen.

Wenn Sie gleich unseren Antrag ablehnen — Sie
haben ihn bereits abgelehnt — und sich in der Ko-
alition nicht einmal auf eine Ausschussuberwei-
sung einigen konnten, erweisen Sie aber auch den
angeblich so dringend auf dieses Instrument ange-
wiesenen Behdrden einen Barendienst.

Die Polizei braucht fur valides Handeln mdglichst
bald und mdglichst viel Rechtssicherheit und kei-
nen Rechtsstreit mit ungewissem Ausgang.

(Ekkehard Wysocki SPD: Die gibt es!)

Wenn Beamte Monate oder langer mit der Erhe-
bung und Verarbeitung von Daten beschaftigt sind,
erscheint es unzumutbar und der Motivation
schadlich, wenn diese sich spater in der Strafver-
folgung als nicht verwertbar erweisen oder wegen
ungeregelter Verfahren die geleistete Arbeit ir-
gendwann gegebenenfalls ganz geléscht werden
muss. Anklagebehdérden bendtigen auf klarer
Rechtslage gewonnene Beweismittel, die fur eine
Anklage und fur Nachweise im Strafprozess auch
valide verwertbar sind.

(Prasidentin Carola Veit Gbernimmt den Vor-
sitz.)

Gerichte wiederum kénnen Verfahren nur dann zi-
gig und bestandskraftig bewaltigen, wenn diese
nicht von diffizilen Rechtsfragen um die Zulassig-
keit der Beweismittelerhebung belastet werden.
Wenn schon die Exekutive nur mit Zweckoptimis-
mus auf den Rechtsstreit setzt, sollte wenigstens
das Parlament vorausschauend tatig werden, um
eine produktive Klarung von Grundrechtskonflikten
durch Gesetzgebung zu betreiben. Leider haben
es Hamburg, aber auch die Bundesregierung und


http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15579
http://www.buergerschaft-hh.de/ParlDok/dokument/21/art/Drucksache/num/15581

Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 91. Sitzung am 16. Januar 2019 7041

(Carl-Edgar Jarchow)

der Bundestag in der Zeit vor G20 versaumt, die
Schaffung valider Rechtsrahmen fiir den Einsatz
technischer Innovationen vorausschauend zu pri-
fen und gegebenenfalls auch umzusetzen. Die
Notwendigkeit fuir dezidierte Rechtsrahmen und Er-
machtigungsgrundlagen bei Eingriffen in das
Grundrecht der informellen Selbstbestimmung hat-
te spatestens nach den grundsatzlichen Ausflih-
rungen im BKA-Urteil des Bundesverfassungsge-
richts auch auflerhalb der FDP erkennbar sein
kdénnen.

Da hier von der Bundesregierung wohl bis auf Wei-
teres wenig zu erwarten ist, sollte eine Initiative
hier wohl zwingend von der Landerebene ausge-
hen. Mit unserem Antrag wollten wir einen kon-
struktiven AnstoR fir eine Regelung geben, da wir
weder den Einsatz innovativer Technologien zur
besseren Gefahrenabwehr in der Strafverfolgung
per se ablehnen noch als Parlamentsfraktion den
Schutz der Grundrechte allein der Judikative Gber-
lassen wollen. Bedauerlicherweise scheint die rot-
grine Koalition bereits Uber ein Jahr vor der
nachsten Blrgerschaftswahl nicht nur nicht mehr
Uber gentigend Gemeinsamkeiten zu verfiigen, um
im Parlament fir konstruktive Politik bei wichtigen
Fragen der Rechtsstaatlichkeit mitzuarbeiten,

(Beifall bei der FDP)

sondern verfahrt nach dem Motto: Warten wir mal
ab, was die gerichtliche Auseinandersetzung
bringt. — Herzlichen Dank.

(Beifall bei der FDP)

Prasidentin Carola Veit: Herr Tabbert bekommt
das Wort fur die SPD-Fraktion.

Urs Tabbert SPD: Frau Prasidentin, liebe Kollegin-
nen und Kollegen! Werter Kollege Jarchow, keine
Sorge, unter Rot-Griin besteht Einigkeit, jedenfalls
insoweit, als dass wir im Moment keine Notwendig-
keit fir lhren Antrag sehen. Das hat jetzt auch
nichts mit irgendwie parlamentarischer Schich-
ternheit oder Zuriickhaltung zu tun. Klar, man kann
einerseits mit der Polizei oder, wie ich heute der
Zeitung entnommen habe, mit dem Generalstaats-
anwalt der Meinung sein — und dafir spricht eine
Menge, diese Meinung wurde auch im Innenaus-
schuss vorgetragen —, dass wir eine hinreichende
Rechtsgrundlage haben, die wir im Ubrigen hier in
Hamburg gar nicht schaffen kdnnen, denn Sie wis-
sen auch, dass es sich hier um die Strafpro-
zessordnung handelt, die Bundesrecht ist.

Man kann es natlrlich auch wie der Hamburgische
Datenschutzbeauftragte kritisch sehen. Die Tatsa-
che, dass er diese Anordnung erlassen hat und
dass er es konnte, hat er uns zu verdanken, denn
wir haben im Zuge der Umsetzung der JI-Richtlinie
nicht zuletzt auf unsere Initiative hin — und ich
glaube, Sie als FDP haben auch zugestimmt — die

Méglichkeit erst bekommen, diese Anordnung zu
erlassen. Damals hatten wir auch uberlegt: Was
macht man denn, damit diese Konflikte aufgeldst
werden kdnnen? Denn es ware irgendwie komisch,
wenn der Datenschutzbeauftragte Gber der Polizei
oder Uber der Staatsanwaltschaft stinde. Insofern
sind wir auf die Idee gekommen — und es war auch
nicht so einfach, den Konflikt aufzulésen —, dass
wir hier die Moglichkeit einer gerichtlichen Klarung
schaffen. Da sind wir als Parlament doch relativ
selbstbewusst gewesen und ich glaube, es ware
jetzt komisch, wenn wir als Landesgesetzgeber,
als der wir diese Mdglichkeit geschaffen haben, sa-
gen wurden: Wir sind jetzt aber doch kliger und
wirden diesen Konflikt lieber selbst auflésen, ob-
wohl wir es gar nicht kbnnen, sondern wir fordern
jetzt den Bundesgesetzgeber auf, das zu tun. Das
macht fir mich nicht so viel Sinn.

Wenn wir eine Entscheidung des Verwaltungsge-
richts Hamburg haben, dann ist diese durchaus
schwierige und anspruchsvolle Rechtslage, glaube
ich, auch klarer zu bewerten. Ich kann mir, wie ge-
sagt, gut vorstellen, dass die jetzigen Rechtsgrund-
lagen ausreichen. Wenn dem nicht so ware, dann
hatte man, glaube ich, auch eine hdhere Rechtssi-
cherheit, auf eine entsprechend gerichtsfeste Norm
hinzuwirken, das heif3t, dass eine solche gegebe-
nenfalls dann auf Bundesebene erlassen wird. Von
daher, glaube ich, sollten wir diesen Prozess, so
wie er im Moment lauft, geduldig abwarten und ich
bin guten Mutes, dass dabei auch etwas Verniinfti-
ges herauskommt.

Im Ubrigen, Herr Jarchow, erwecken Sie doch
nicht den Eindruck — das vertreten doch nicht ein-
mal Sie —,

(Anna-Elisabeth von Treuenfels-Frowein
FDP: Das ist doch unser Antrag!)

dass das, was im Moment im Bereich der Ge-
sichtserkennung passiert ... Wollen Sie das infrage
stellen?

(Carl-Edgar Jarchow FDP: Hab ich doch gar
nicht! — Anna-Elisabeth von Treuenfels-Fro-
wein FDP: Haben Sie zugehort?)

Wollen Sie, dass das, was die Polizei bisher ge-
macht hat, wieder rickgangig gemacht werden
soll? Unterstltzen Sie den Datenschutzbeauftrag-
ten in der Hinsicht? Das wollen wir doch nicht. Wir
wollen doch, dass die Polizei hier effizient arbeiten
kann. Selbst wenn jetzt auf Bundesebene noch ein
Gesetzgebungsverfahren anlaufen wiirde, wirde
das doch fir dieses Verfahren, das hier Aufhanger
ware, nichts andern. Das wollen doch nicht einmal
Sie. Insofern, glaube ich, kénnen wir hier ent-
spannt sein.

(Beifall bei der SPD und vereinzelt bei den
GRUNEN)
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Prasidentin Carola Veit: Herr Seelmaecker be-
kommt das Wort flir die CDU-Fraktion.

Richard Seelmaecker CDU: Frau Préasidentin,
meine Damen und Herren! Da muss ich dem Kolle-
gen Tabbert recht geben: Wir haben eine Rechts-
grundlage, die aus unserer Sicht ausreicht, und in-
sofern stellt sich eher die Frage: Brauchen wir eine
moglicherweise Uberflissige Rechtsgrundlage, die
wir zusatzlich schaffen, oder kénnen wir mit der
Rechtsgrundlage, die schon besteht, ausreichend
arbeiten? Wir sind der Auffassung, dass das als
Generalklausel ausreichend ist und es auch viele
gute Argumente gibt, warum das so ist. Denn auch
im Rahmen der EU-Datenschutz-Grundverordnung
und der Anderungen der EU-datenschutzrechtli-
chen Regelungen wurde ausdricklich auf mehrere
dieser Tatbestande, Uber die wir hier sprechen,
Bezug genommen. Das heif’t, auch die Rechtset-
zung aus europaischer Sicht hat dieses Problem
gesehen und offenbar gesagt, es reiche aus, was
die Lander dann bereichsspezifisch haben. Bislang
ist unsere Generalklausel auch unter EU-daten-
schutzrechtlichen Regelungen nicht angezweifelt
worden. Insofern sehen wir als CDU es auch als
richtig an, wie die Polizei hier handelt, dass die Da-
tenverarbeitung insofern in Ordnung ist. Sollte es
wider Erwarten am Ende vom Gericht anders ge-
sehen werden — und Gerichte sind daflr da, dass
sie das Uberprifen —, dann wirden wir natirlich
nachsteuern. Aber wir wollen vermeiden, eine
Uberflissige zusatzliche Spezialklausel in die Welt
zu setzen und dadurch ein Uberflissiges Gesetz
zu machen. — Danke sehr.

(Beifall bei der CDU)

Prisidentin Carola Veit: Fiir die GRUNE Fraktion
bekommt Frau Moller das Wort.

Antje Méller GRUNE: Frau Prasidentin, meine Da-
men und Herren! Man sieht schon an diesen Rede-
beitragen, dass es sehr wohl republikweit, nicht nur
in Hamburg, eine politische Debatte zu dem Ein-
satz der biometrischen Software fiir die Gesichts-
erkennung gibt. Diese politische Debatte muss ei-
nerseits gefihrt werden, andererseits ist auch das,
was Herr Tabbert gesagt hat, natlrlich zutreffend.
Wir haben hier einen unabhangigen Datenschutz-
beauftragten. Er hat eine Verfligung erlassen. Die
Behorde hat sich entschieden, dieser Verfligung
nicht zu folgen. Das wird zu einer gerichtlichen Kla-
rung fihren. Deshalb macht der Antrag mit der
Formulierung, so wie Sie, Herr Jarchow, sie im An-
trag gewahlt haben, jetzt hier und heute keinen
Sinn. Denn der Weg, dieses gerichtliche Verfahren
zu gehen, ist eingeschlagen worden; den teilen wir
auch politisch. Jetzt auszuscheren und zu sagen,
wir machen praktisch parallel eine Initiative in Rich-
tung Bund, halte ich fir sinnlos. Aber dariber hi-
naus muss klar sein, dass nicht nur bei uns, son-

dern in allen Bundeslandern, in denen gerade das
SOG, die Polizeigesetze erneuert werden, genau
diese Debatte stattfindet. Und die Debatte geht
sehr wohl — das sieht man auch schon hier an un-
seren Beitrdgen — nicht um den Grundsatz, ob
man Uberhaupt Gesichtserkennungs-Software an-
wenden dirfe oder nicht, sondern die Frage ist,
wie weitgehend, flr welche Einsatzzwecke, fir
welche Situationen. Und das ist und bleibt eine po-
litische Debatte. Reicht die Generalklausel oder
reicht sie nicht, braucht man spezielle Gesetze da-
zu? Das werden wir weiter diskutieren, aber fir
das in Hamburg begonnene Verfahren ist der An-
trag nicht hilfreich. Deswegen wird er nicht Gber-
wiesen und deshalb wird er abgelehnt. Aber wir
mussen uns darlber im Klaren sein, dass die un-
terschiedlichen Einschatzungen der politischen
Parteien in den Bundeslandern selbstverstandlich
weiterhin zu dieser Diskussion fihren werden. Das
finde ich gut und richtig, und die werden wir uns
hier auch nicht ersparen.

(Beifall bei den GRUNEN und der SPD)

Prasidentin Carola Veit: Herr Dolzer hat das Wort
fur die Fraktion DIE LINKE.

Martin Dolzer DIE LINKE: Vielen Dank, Frau Pra-
sidentin. Liebe Kolleginnen und Kollegen! Ich
mdchte anfangen mit einem Zitat aus einem Artikel
vom 15. Dezember 2009, veroffentlicht durch die
Bundeszentrale fir politische Bildung unter dem
Begriff "Grundrechte" — Zitat —:

"Viele betrachten die Grundrechte als etwas
Selbstverstandliches, das ihre persoénliche
Sphéare kaum berihrt. Wie die geschichtliche
Erfahrung zeigt, sind sie keineswegs selbst-
verstandlich gewahrleistet und sie beeinflus-
sen den Alltag des Einzelnen und das Zu-
sammenleben aller in Staat und Gesell-
schaft. Grundrechte schitzen den Freiheits-
raum des Einzelnen vor Ubergriffen der 6f-
fentlichen Gewalt, es sind Abwehrrechte des
Blrgers gegen den Staat. Zugleich sind sie
die Grundlage der Wertordnung der Bundes-
republik Deutschland, sie gehéren zum Kern
der freiheitlich-demokratischen Grundord-
nung und des Grundgesetzes."

— Zitatende.

Herr Caspar kritisiert zu Recht, dass es ein nicht
hinnehmbarer Eingriff in das Recht auf informatio-
nelle Selbstbestimmung ist, wenn die Sicherheits-
behdrden unterschieds- und anlasslos Menschen
in einem biometrischen Verfahren erfassen, mit
dem sich Verhalten, Bewegungsmuster und sozia-
le Kontakte Uber ein zeitlich und 6rtlich nicht einge-
grenztes Fenster rekonstruieren lassen. Unter die-
sen in den Datenbanken erfassten Menschen sind
unzahlige Betroffene, die zu keinem Zeitpunkt ei-
ner Straftat verdachtig waren. Eine derartige An-
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sammlung von Daten hat nichts mit effizienter
Strafverfolgung zu tun. Sie ist unverhaltnismaRig
und Ausdruck einer bedenklichen Entwicklung hin
zu einem Uberwachungsstaat.

Das sollten wir so nicht hinnehmen und deshalb
finde ich den Ansatz der FDP richtig, zu sagen
— und das hat Herr Caspar schon im Jahr 2017
dem "Handelsblatt" gegentber gesagt —, es sei be-
denklich, dass immer mehr biometrische Verfahren
angewendet werden, ohne dass Uberhaupt der Ge-
setzgeber in irgendeiner Form einen Rahmen daflr
ausgestaltet hat. Das ist ein Punkt, bei dem Herr
Jarchow und die FDP-Fraktion recht haben. Als
Links-Fraktion haben wir allerdings ein bisschen ei-
ne andere Herangehensweise. Wir sehen hier eine
Konfliktldsung und Konfliktheilung in der Praventi-
on und in der Kommunikation statt in repressiven
Ansatzen. Deshalb stimmen wir mit dem Daten-
schutzbeauftragten grundsatzlich Gberein. Darlber
hinaus finden wir die in der Offentlichkeitsfahndung
angewandte biometrische Gesichtserkennung so
nicht verhaltnismalig. Aber es ware ein erster
Schritt, sich dartber in den Ausschissen ausfihr-
lich auseinanderzusetzen, um das dann entspre-
chend weiterzuentwickeln. Ich finde es sehr scha-
de, dass die Regierungskoalition das nicht zu-
|&sst. — Danke.

(Beifall bei der LINKEN)

Prasidentin Carola Veit: Weitere Wortmeldungen
sehe ich nicht. Dann kdnnen wir zur Abstimmung
kommen.

Ich frage Sie, wer den FDP-Antrag annehmen
mochte. — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? —
Dann ist der Antrag abgelehnt.

Punkt 53, Antrag der AfD-Fraktion: Arzte aus Dritt-
staaten: Erteilung einer Approbation nur nach er-
folgreicher Teilnahme am medizinischen Staatsex-
amen im 2. und 3. Abschnitt der "Arztlichen Pri-
fung".

[Antrag der AfD-Fraktion:

Arzte aus Drittstaaten: Erteilung einer Approba-
tion nur nach erfolgreicher Teilnahme am medi-
zinischen Staatsexamen im 2. und 3. Abschnitt
der "Arztlichen Priifung”

— Drs 21/15583 -]

Die AfD mochte die Drucksache an den Gesund-
heitsausschuss Uberweisen.

Wer mdchte so verfahren? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer moéchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist der Antrag abgelehnt.

Punkt 54, Antrag der SPD- und GRUNEN Fraktion:
Sanierungsfonds Hamburg 2020: Finanzielle Mittel
fur dringend notwendige Brandschutzmaflinahmen
des Max-Kramp-Hauses bereitstellen.

[Antrag der Fraktionen der SPD und der GRU-
NEN:

Sanierungsfonds Hamburg 2020: Finanzielle
Mittel fiir dringend notwendige Brandschutz-
maBnahmen des Max-Kramp-Hauses bereitstel-
len

— Drs 21/15584 (Neufassung) -]

Wer mochte den Antrag beschlieBen? — Wer
nicht? — Gibt es Enthaltungen? — Dann ist der An-
trag einstimmig so beschlossen worden.

Punkt 57, Antrag der Fraktion DIE LINKE: Erbbau-
recht attraktiver gestalten.

[Antrag der Fraktion DIE LINKE:
Erbbaurecht attraktiver gestalten
— Drs 21/15589 -]

Vonseiten der Fraktionen der LINKEN und der
FDP liegt ein Antrag auf Uberweisung an den
Stadtentwicklungsausschuss vor.

Wer mochte diesem folgen? — Wer stimmt gegen
das Uberweisungsbegehren? — Enthaltungen? —
Dann ist das Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer méchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist der Antrag mit groRerer Mehrheit abgelehnt.

Punkt 60, SPD- und GRUNE Fraktion: Digitalisie-
rung der Hamburger Justiz.

[Antrag der Fraktionen der GRUNEN und der
SPD:

Digitalisierung der Hamburger Justiz

— Drs 21/15594 -]

Wer mochte dem Antrag seine oder ihre Zu-
stimmung geben? — Die Gegenprobe. — Enthaltun-
gen? — Dann ist der Antrag so beschlossen wor-
den.

Punkt 62, Antrag der FDP-Fraktion: Strategie "Ham-
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burg digital 2025" und Masterplan Digitalisierung
fur Hamburg.

[Antrag der FDP-Fraktion:

Strategie "Hamburg digital 2025" und Master-
plan Digitalisierung fiir Hamburg — Die Projekte
der Digitalisierung sinnvoll zusammenfiihren

— Drs 21/15596 —]

Die Fraktionen SPD, GRUNEN und FDP méchten
das gern im Haushaltsausschuss beraten. Die
CDU-Fraktion wiinscht eine Uberweisung an den
Ausschuss fur Wirtschaft, Innovation und Medien.

Ich frage Sie zunéchst nach dem Uberweisungsbe-
gehren an den Wirtschaftsausschuss.

Wer méchte so verfahren? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann ist dieses Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wer moéchte an den Haushaltsausschuss Uberwei-
sen? — Auch hier die Gegenprobe. — Und die Ent-
haltungen? — Dann haben wir das einstimmig dort-
hin Gberwiesen.

Punkt 64, Antrag der CDU-Fraktion: Einbruchs-
schutz starken — Gebulhren flir unverschuldete
Fehlalarme streichen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Einbruchsschutz starken — Gebiihren fiir unver-
schuldete Fehlalarme streichen

— Drs 21/15610 -]

Wer stimmt dem Antrag zu? — Wer nicht? — Enthal-
tungen? — Dann hat der Antrag keine Mehrheit ge-
funden.

Punkt 67, Antrag der CDU-Fraktion: Kulturveran-
stalter achzen: Kostenexplosion bei Brandwachen
eindammen — Wettbewerb der Anbieter zulassen.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Kulturveranstalter dchzen: Kostenexplosion bei
Brandwachen eindammen - Wettbewerb der
Anbieter zulassen

— Drs 21/15613 -]

SPD und GRUNE méchten die Drucksache an den
Innenausschuss Uberweisen. Die CDU-Fraktion
mochte im Kulturausschuss beraten.

Wer moéchte an den Kulturausschuss uberwei-
sen? — Die Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann
ist dieses Uberweisungsbegehren abgelehnt.

Wer mochte an den Innenausschuss Uberwei-
sen? — Gegenprobe. — Enthaltungen? — Dann ha-
ben wir das einstimmig an den Innenausschuss
Uberwiesen.

Punkt 69, Antrag der CDU-Fraktion: Erbbaurecht
Uberprifen und sozial vertraglicher gestalten.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Erbbaurecht liberpriifen und sozial vertragli-
cher gestalten

— Drs 21/15615 -]

CDU, LINKE und FDP méchten die Uberweisung
an den Stadtentwicklungsausschuss.

Wer méchte das auch? — Wer lehnt es ab? — Ent-
haltungen? — Dann ist das Uberweisungsbegehren
abgelehnt.

Wir stimmen in der Sache ab.

Wer mdchte dem Antrag seine Zustimmung ge-
ben? — Wer nicht? — Und wer enthalt sich? — Dann
ist der Antrag auch in der Sache abgelehnt.

Punkt 70, Antrag der CDU-Fraktion: Kein Land in
Sicht flr rot-grine Landstromstrategie.

[Antrag der CDU-Fraktion:

Kein Land in Sicht fiir rot-griine Landstromstra-
tegie

— Drs 21/15616 —]

Die CDU-Fraktion mdchte ihren Antrag gern im
Wirtschaftsausschuss beraten.

Wer mochte das auch? — Wer mochte das nicht? —
Wer enthalt sich? — Dann hat das Uberweisungs-
begehren keine Mehrheit gefunden.

Und ich frage Sie, wer dem Antrag in der Sache
seine Zustimmung geben mochte. — Wer nicht? —
Enthaltungen? — Dann ist auch dieser Antrag
mehrheitlich abgelehnt.

Ich wiinsche lhnen einen schonen Feierabend.
Ende: 19.17 Uhr

Hinweis: Die mit * gekennzeichneten Redebeitrage wurden in der von der Rednerin beziehungsweise vom

Redner nicht korrigierten Fassung aufgenommen.
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In dieser Sitzung waren nicht anwesend: die Abgeordneten Hendrikje Blandow-Schlegel, Gabi Dobusch,
Mareike Engels, Norbert Hackbusch, Dora Heyenn, Jasmin Janzen, Ulrike Sparr, Dr. Isabella Vértes-Schut-
ter, Michael Weinreich und Mehmet Yildiz



7046

Burgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 91. Sitzung am 16. Januar 2019

Anlage 1

Zu Tagesordnungspunkt 2

Wahl eines Mitglieds fiir den Beirat fiir politische Bildung

— Drucksache 21/14765 —

nicht gewahlt wurde Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
abgegebenen |Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen

Vorschlag der AfD-Fraktion:

Dr. Alexander Wolf 100 16 77 6 1

Zu Tagesordnungspunkt 3

Wahl eines vertretenden Mitglieds der Kommission fiir Stadtentwicklung

— Drucksache 21/14934 -

nicht gewahlt wurde Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen |Unglltige
abgegebenen |Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen

Vorschlag der AfD-Fraktion:

Peter Lorkowski 101 35 41 24 1

Zu Tagesordnungspunkt 4

Wahl einer oder eines Deputierten der Behorde fiir Kultur und Medien

— Drucksache 21/14935 -

nicht gewahlt wurde Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
abgegebenen |Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen

Vorschlag der AfD-Fraktion:

Marco Schulz 101 28 55 17 1

Zu Tagesordnungspunkt 5

Wahl von Mitgliedern des Richterwahlausschusses und ihren Vertreterinnen und Vertretern; hier:

Wahl eines weiteren stellvertretenden Mitglieds

— Drucksache 21/14936 —

Gewahlt wurde Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen |Unglltige
abgegebenen |Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen

Vorschlag des Deutschen

Gewerkschaftsbunds:

Gregory Garloff 102 78 11 12 1




Birgerschaft der Freien und Hansestadt Hamburg - 21. Wahlperiode - 91. Sitzung am 16. Januar 2019

Zu Tagesordnungspunkt 6

Wahl von acht Beisitzenden und deren Stellvertretungen fiir den Landeswahlausschuss fiir die

Wahl zu den Bezirksversammlungen am 26. Mai 2019

— Drucksache 21/15586 —
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Gewahlt wurden Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen | Unglltige
abgegebenen | Stimmen | Stimmen Stimmen
Stimmen

Vorschlag der SPD-Fraktion:
a) |Beisitzende
Dorothee Martin 102 94 3
Ole Thorben Buschhiter 102 87
Adrian Krampen 102 89
b) |Stellvertretende

Beisitzende
Dagmar Kirchhoff 102 93 1 1
llona Eidam 102 89
Lars Balcke 102 89 2
Vorschlag der CDU-Fraktion:
a) |Beisitzende
Viviane Kiihne 102 92 1
Sergej Gergej 102 90 2
b) | Stellvertretende

Beisitzende
Susanne Grans 102 94 1
Oliver Thiel 102 91 3 2
Vorschlag der GRUNEN
Fraktion:
a) |Beisitzende
Lisa Balk 102 92 1
Dr. Karl-Heinz Karch 102 88 2
b) | Stellvertretende

Beisitzende
Eva Augsten 102 91 1
Tobias Schroer 102 88 4
Vorschlag der Fraktion
DIE LINKE:
a) |Beisitzende
David Stoop 102 78 9 13 2
b) | Stellvertretende

Beisitzende
Dr. Carola Ensslen 102 72 14 11 5
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Zu Tagesordnungspunkt 7

Wahl zweier Ersatzmitglieder des Medienrates der Medienanstalt Hamburg/Schleswig-Holstein
(MA HSH)

— Drucksache 21/15591 -

Gewahlt wurden Zahl der Ja- Nein- Enthaltungen |Unglltige
abgegebenen |Stimmen |Stimmen Stimmen
Stimmen

Vorschlag der SPD- und der

CDU-Fraktion:

1 Andrea Kaiser 102 92 3 6 1

2 Colette See
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Anlage 2

Sammelibersicht gemanl § 26 Absatz 5 GO
fur die Sitzung der Burgerschaft am 16. Januar 2019

A. Kenntnisnahmen

TOP |[Drs- Gegenstand
Nr.

10 14902 Sozialvertragliches Erbbaurecht?

14 15082 Wildgehege Klévensteen

15 15083 f & w fordern und wohnen A6R (f & w) — Spart das Unternehmen sein Personal kaputt?

26 15440 Burgerschaftliches Ersuchen vom 26. September 2018:
»Kriminalisierung von Seenotretterinnen und -rettern beenden — Hamburg ist ein siche-
rer Hafen fir Flichtlinge® — Drs. 21/14465

27 15462 Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. September 2017:
.Mehr Mitbestimmung und Frauenbeauftragte in Werkstatten fir Menschen mit Behin-
derung“ — Drs. 21/10072

29 15492 Burgerschaftliches Ersuchen vom 13. Juni 2018:
»Gute Arbeit in Hamburg: Runder Tisch fur Fairness und klare Regeln am Hamburger
Arbeitsmarkt“ — Drs. 21/13249

30 15505 Burgerschaftliches Ersuchen vom 27. Juni 2018:
,Die Stadt feiert 100 Jahre Universitat Hamburg — Jubilaum macht die Stadt zum Cam-
pus” — Drs. 21/13440

32 15585 Burgerschaftliches Ersuchen vom 21. Juni 2016:
»Gutachten Uber die Erfolgsquote von Kindesrickfliihrungen in ihre Herkunftsfamilien® —
Drs. 21/4952

34 15183 Bericht des Kontrollgremiums nach dem Gesetz zur Umsetzung von
Artikel 13 Absatz 6 Grundgesetz

35 15184 Bericht des Verkehrsausschusses

37 15442 Bericht des Verkehrsausschusses

38 15443 Bericht des Verkehrsausschusses

39 15488 Bericht des Verkehrsausschusses

41 15185 Bericht des Gesundheitsausschusses

42 15441 Bericht des Europaausschusses

43 15525 Bericht des Europaausschusses

44 15444 Bericht des Stadtentwicklungsausschusses

49 15580 Bericht des Familien-, Kinder- und Jugendausschusses

50 15486 Bericht der Hartefallkommission
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B. Einvernehmliche Ausschussiiberweisungen

TOP |Drs-Nr. [Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
19 15509 |Hamburger Integrationskonzept ,Wir in Hamburg! Teilha- |SPD, Ausschuss fur
be, Interkulturelle Offnung und Zusammenhalt“ (Drucksa- |CDU, Soziales, Arbeit
che 21/10281) — GRUNEN |und Integration (f)
Bericht Gber den Umsetzungsstand — Ergebnisse 2017 und
Ausschuss fir
Wirtschaft, Inno-
vation und Medi-
en, Ausschuss
fur Wissenschaft
und Gleichstel-
lung, Familien-,
Kinder- und Ju-
gendausschuss,
Gesundheitsaus-
schuss, Haus-
haltsausschuss,
Innenausschuss,
Kulturausschuss,
Schulausschuss,
Sportausschuss,
Stadtentwick-
lungsausschuss
24 15574 | Unterrichtung der Hamburgischen Biirgerschaft Gber Be- |SPD, Haushalts-
schliisse und Berichte der 18. Sitzung des Stabilitatsrates | CDU, ausschuss
GRUNEN,
FDP
28 15490 |Birgerschaftliche Ersuchen vom 16. Juni 2010 SPD, Haushalts-
(Drs. 19/6441) und 9. Februar 2012 (Drs. 20/2881): Be- |CDU, ausschuss (f) und
richt zum Museumscontrolling sowie GRUNEN, |Kulturausschuss
vom 13. Dezember 2012 (Drs. 20/5961): FDP
Bericht zum Controlling der Deichtorhallen
33 15592 |Vereinbarung zwischen der Birgerschaft der Freien und |SPD, Europa-
Hansestadt Hamburg und dem Senat der Freien und GRUNEN |ausschuss
Hansestadt Hamburg Giber die Konsultation der Blirger-
schaft im Rahmen der Subsidiaritatsprifung nach Artikel
6 des Protokolls Gber die Anwendung der Grundsatze der
Subsidiaritat und der VerhaltnismaRigkeit
(Drs. 19/8560 und 20/3243)
— Auswertung des Arbeitsprogramms der Europaischen
Kommission 2019 —
33a 15623 |Birgerschaftliches Ersuchen vom SPD, Haushalts-
20. Dezember 2017: CDhU, ausschuss
.Die Hamburger Verwaltung wird digital GRUNEN
— ,Digital First* treibt den digitalen Wandel voran® — Drs.
21/11429
52 15582 |Ehrenamt starken — Mit Bonuskarte ,Hamburg sagt Dan- |SPD, Ausschuss fir
ke“ freiwilliges Engagement wirdigen GRUNEN |Soziales, Arbeit

und Integration
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TOP |Drs-Nr. [Gegenstand auf Antrag | Uberweisung an
der
66 15612 | Enttduschungen bei Nachwuchskraften im Strafvollzug SPD, Ausschuss fir
vermeiden — Selbst-Check-Fragebogen flr Bewerber/-in- | CDU, Justiz und
nen zur Verfugung stellen GRUNEN | Datenschutz
68 15614 | Stiftung Elbefonds — Hindernisse beseitigen, Kapital nut- | SPD, Ausschuss fur
zen GRUNEN | Wirtschaft,
Innovation und
Medien

C. Einvernehmliche Ausschussempfehlung

TOP |Drs-Nr. | Ausschuss Gegenstand
47 15526 |Verfassungs-und Soforthilfe fir entstandene Elementarschaden durch das Hoch-
Bezirksausschuss wasser in Billstedt, Bergedorf und dem Hamburger Osten

D. Einvernehmliches Verlangen auf Besprechung nach § 20 Abs. 2 Satz 5 GO

TOP |Drs- [Gegenstand
Nr.
12 14915 | Férderung von Veranstaltungen und Projekten durch die Landeszentrale fur
politische Bildung Hamburg (I1)






